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Bund 2013/2 

Vorbemerkungen 

Vorlage an den Nationalrat 

Der Rechnungshor erstattet dem Nationalrat  gemäß Art. 1 26d Abs. 1 

Bundes-Verlassungsgesctz nachstehenden Bericht über Wahrneh­
mungen, die er bei mehreren Gebarungsüberprürungen getroffen hat .  

Berichtsaufbau 

In der Regel werden bei der Berichterstattung punkteweise zusam­
menrassend die Sachverhaltsdarstellung (Kennzeichnung mit 1 an der 
zweiten Stelle der Textzahl), deren Beurteilung durch den Rechnungs­
hor (Kennzeichnung mit 2), die Stell/Illgl/ahme der iiberpriiflcl/ Stelle 

(Kel/l/zcicil l/l1l/{) m;t 3 1I1/d ;m KlIrs;/ldrllckj sowie die a l l f< i l l ige Gegen­
äußerung des Rechnungshores (Kennzeichnung mit 4) aneinanderge­
reiht. Das in diesem Bericht enthaltene Zahlenwerk beinhaltet al lenral ls 
kaurmännische Aur- und Abrundungen. 

Alle personenbezogenen Bezeichnungen werden aus Gründen der 
Übersichtlichkeit und einrachen Lesbarkeit nur in einer Geschlechts­
rorm gewählt und gelten gleichermaßen für Frauen und Miinner. 

Der vorl iegende Bericht des Rechnungshofes ist nach der Vorlage über 
die Website des Rechnungshofes .. http ://www.rechnungshor.gv.at .. ver­
fügbar. 
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BMI 
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BMLVS 

Bund 201 3/2 

I nhal  tsverzeich n iso 

W i rkungsbereich des Bundesministeriums fLir 
Inneres 

Vergabepraxis im BMI mit Schwerpunkt Digitalfunk _____ _ 

W i rkungsbereich des Bundesministeriums fLir 
Unterricht, Kunst u nd Kultur 

MAK - Österreichisches Museum rür angewandte KlInst ____ _ 

W irkungsbereich des Bundesministeriums fLir 
L11l1desverteidigung und Sport 

Luftrallmüberwachllngsflugzeuge - Vergleich der Republik 
Österreich mit der Eurof,ghter Jagdflugzeug GmbH; 
Follow-up-Übcrprüfllng __________ _ ___ _ 
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Prüfungsablauf und -gegenstand 40 

Abschni t t  1 - Vergabepraxis im BMI 45 

Recht l iche Grundlagen 45 

Organisation 46 

Steuerung und Kontrolle 54 

Vergabepraxis 61 

Abschni t t  2 - Projekt ADONIS 96 
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Chronologische Darstel lung 96 

Vertragsaunösung 99 
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Schiedsgerichtliches Verfahren 105 

Vergleich 105 

Beralllngsleistungen im Projekt ADONIS 1 1 3  

Abschnit t  3 - Projekt O igitalfunk BOS 1 1 7  

Auftrag und Organisation 1 1 7  

Einbindung von Ländern und sonstigen Bedarfsträgern 
in die Ausschreibung (Vorbereilung) des Projekts 1 1 8  

Planung des Budgetbedarfs und Einbindung des BMF 1 20 

Beratungsleistungen für das Projekt BOS 1 24 

Vergabeverfahren zum Digitalfunk BOS 1 37 

Vertragsgest al tung 1 60 

Projektumselzung 1 67 

Auswirkungen von Ausbauverzögerungen 1 82 

Ausgaben (Kosten) des BMI 1 89 

Umsetzung der Empfehlungen des RH aus dem Vorbericht 198 
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Tabel le 9: Veranschlagte Betriige für Digitalfunk BOS 1 24 
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Tabelle 11: Digital funk BOS - Rechtliche Beratungsleistungen, 
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Tabel le 1 2: Digitalfunk BOS-Austria - Wirtschaft l iche 
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Bund 2013/2 

Abkürzungsverzeichnis 

Abs. 
Abt. 
AG 
Art. 

BAK 

BBG 
BOG 1 979 
BGBi. 
BKA 
BMG 
BM . . .  
BMF 
BMI 
BMJ 
BMlV 
BMlVS 
BMUKK 
BMVIT 
BMWFJ 
BORA 
BOS 
bspw. 
BVergG 
B-VG 
hzw. 

d.h.  

ElAK 
ete. 
EU 
EUR 
exki. 

( f] r. 

GmbH 

Absalz 
Abteilung 
Akt iengesellscha I't 
Artikel 

Bundesamt zur Korruptionsprävent ion und Korruptions­
bekämprung 
Bundesbeseharrung GmbH 
Beamten-Oienstreehtsgesetz 1 979 
Bu ndesgesetzhla II 

Bundeskanzleramt 
Bu ndesm i nistcriengesetz 
Bu ndesm i n isteri um . . .  
für Finanzen 
für Innercs 
für Justiz 
für landcsvcrtcidigung 
für landesvcrteidigung und Sport 
für Unterricht, Kunst und Kultur 
für Verkehr, I nnovat ion und Tcchnologie 
für Wirtscha l't, Famil ie und Jugend 
Budget-, Organisations- und Rcssourcenanalyse 
Behörden und Organisationen mit  Sichcrheits3urgaben 
beispielsweisc 
Bu ndesverga begesetz 
Bu 11(1 es-Verl'assu ngsgesetz 
beziehungsweise 

das heißt 

Elektron ischer Akt 
et cetera 
Europäische Un ion 
Euro 
exklusive 

rolgend(c) (Seite, Seilen) 

Gesellschart mit beschränkter Hartung 
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Bund 2013/2 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Inneres 

Vergabepraxis im BMI mit Schwerpunkt Digitalfunk 

Das ßMI hatte keinen vollständigen und verHissl ichen Überblick 

über sein ßeschan·ungsvolumen. Das gemäß einer an die Europä­

ische Kommission zu meldenden Stat"istik angegebene ßeschaf­

fungsvolumen bei Uefer- und Dienstleistungsaufträgen flir 2010 
umfasste rd. 72 Mio. EUR exkl. USt und erreichte dcmnach das 

höchste aller Ressorts. Es ergab sich aus mehr als 1 5.000 ßeschaf­

fungsfli llen, wovon der überwiegende Teil eine Auftragssuonme unter 

1 00.000 EUR - dem 201 0  gültigen Schwellen wert !Ur Direktverga­

ben - aufwies. 

Die Abwicklung größerer Vergaben durch eine eigene ßeschaffungs­

abteilung war positiv. Eine regelnüißige, risikoorientierte Kontrolle 

ausgewählter ßeschaffungen !Uhrte das ßMI jedoch nicht durch. 

In mehr als der lHilfte der vom R H  nach einem risikoorientierten 

Ansatz ausgewählten und überprüften ßeschaffungsflille zeigten sich 

Mängel im Hinblick auf die Einhaltung von internen Vorgaben, ins­

besondere fehlcnde Vergleichsangebote und Prcisangemessenheits­

prüfungen sowie unzureichende Dokumentation. In ein igen Fällen 

verletzte das ßMI auch ßestimmungen des ßundesvergabegesetzes, 

bspw. durch unzulässige Direktvergaben. 

Unstimmigkeiten zwischen dem ßMI und master-talk flihrten zur 

Vertragsauflösung im Projekt ADONIS. Maßgeblich f1ir das ßMI 

waren neben der unklaren Vertragslage wirtschaftliche Gründe, weil 

es aufgmnd der ungünstigen Tarifgestaltung mit jährlichen Gebüh­

ren von bis zu rd. 87 Mio. EUR rechnen musste. Zur Vermeidung 

der R isiken eines schiedsgerichtlichen Verfahrens schloss das ßMI 

unter Einbindung der Finanzprokuratur einen Vergleich mit  master­

talk. Der Vergleichsbetrag von 29,9 Mio. EUR kam ohne konkreten 

Nachweis tatsächlicher Aufwendungen zustande. Die Gründe fiir den 

Verglcichsabschluss lind die Angemcssenheit der Vergleichssllmme 

waren im ßMI nicht nachvollziehbar dokumentiert. Dem ßMI ver­

blieb alls dem Projekt ADONIS kein verwertbares Vermögen. 

13 
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Bereits während der Vergleichsverhandlungen mit master-talk 

führte das BMI gemeinsam mit dem Land Tirol eine neuerli he Aus­

schreibung für ein digitales Behördenfunknetz als Dienstieistungs­

konzession durch. Demnach hatte der Auftragnehmer die Akquisi­

tion und somit Einbindung weiterer Länder zu übernehmen und das 

Marktrisiko zu tragen. AuFgrund der ErFahrungen aus dem Projekt 

ADONIS hätte dem BMI klar sein müssen, dass dieses Modell unre­

alistisch ist. Tatsächlich übernahm das BMI in der Umsetzung das 

Risiko für die Akquisition der Länder selbst. 

Das BMI tlihrte ein zweisluftges Verhandlungsverfahren durch, wobei 

es aus fünf Bewerbern die drei bestgereihten für die zweite Stufe 

auswählte. Den Zuschlag erhielt die Bietergemeinschaft Motorolal 

Alcatel, die in weiterer Folge die Projektgesellschaft Tetron gründete. 

Ein als Berater für das BMI  tätiger ehemaliger Kabi netlchef Ilihrte 

im engen zeitlichen Zusammenhang mit wesentlichen Entschei­

dungen im VergabeverFlIhren informelle Gespräche mit zwei Bie­

tern. Auftrag, Inhalt und Ergebnisse der Gespräche waren im BMI  

nicht dokumentiert. Dies widersprach dem Grundsatz der Transpa­

renz im Vergabeverfahren. 

Das BMI erreichte, wie bereits beim Projekt ADONIS, keine bindenden 

Zusagen der Länder zur Teilnahme am Behördenfunknetz vor Ver­

tragsabschluss. Weil das BMI auch acht Jahre nach Vertragsabschluss 

erst mit vier Ländern eine Einigung erzielt hatte und einen Ausbau 

ohne Länderbeteiligung nicht in Betracht zog, entstand ein massiver 

Verzug im Ausbau. Wegen dieser Verzögerungen und eigener Fehl­

einschätzungen entstanden Tetron Mehrkosten. Das BMI übernahm 

einen großen Teil dieser Mehrkosten und verhinderte so eine vor­

zeitige Vertragsauflösung bzw. Insolvenz von Tetron und damit ein 

Scheitern des Projekts. 

Der ursprüngliche Vertrag ließ für das BMI Optionen (zusätzliche Leis­

tungen, Beistellungen, Länderbeteiligung) offen. Auf Basis der vom 

BMI Faktisch gewählten Optionen errechnete der RH daraus die Aus­

gaben für die 25-jährige Vertragslaufzeit ab Vollausbau mit insge­

samt rd. B09 Mio. EUR. Insbesondere aufgrund der Verzögenmgen 

und wegen der Fehleinsch,itzungen von Tetron werden aber dem BMI 

über die Gesamtlaufzeit bereits Feststehende Mehrausgaben tlir höhere 

Funkdienstentgelte und Investit ionszuschüsse an Tetron und die Län­

der von rd. 180 Mio. EUR entstehen. Zuzüglich der im Ausbauzeitraum 

(2004 bis nunmehr geplant 201 B) zu zahlenden Funkdienstentgelte 

von insgesamt rd. 1 60 Mio. EUR errechneten sich die voraussichtlichen 

Ausgaben des BMI für die Gesamtlaufzeit mit rd. 1. 1 50 Mio. EUR. 

Bund 2013/2 
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KURZFASSUNG 

Prüfungsziel 

Vergabepraxis -

Allgemei ner Teil 

Bund 2013/2 

Vergabepraxis im BMI 
mit Schwerpunkt Digitalfunk 

Der RH überprüfte von September bis Dezember 201 1 die Gebarung 

des BMI hinsichtlich der Vergabepraxis im BMI mit Schwerpunkt 

Digitalfunk. Ziele der Gebarungsüberprüfung waren das Regel­

werk, die Organisation, die Steuerung und Kontrolle, die Doku­

mentation und Transparenz sowie die Einhaltung der Vorgaben 

im Zusammenhang mit BeschalTungsvorgängen und Vergaben im 

BMI zu beurteilen. (TZ I) 

Im Rahmen dieser Prüfung wurde auch das Ersuchen der Frau 

Bundesministerin fiir Inneres vom 30. August 201 1 um Einleitung 

einer Gebarungsüberpriifung gemäß Art. 126b Abs. 4 B-VG zum 

Thema "Digital funk" abgewickelt. Das Priifungsersuchen umfasste 

Verhandlungen, Verfahren und den Vergleich mit master-talk zum 

Projekt "ADONIS" sowie Ausschreibung und Vergabe zum Projekt 

"BOS Digitalfunk Austria". (TZ I) 

Rechtliche Grundlagen 

Primäre Grundlage für alle Vergabeverfahren, die nach dem 

3 1 .  Jänner 2006 eingeleitet wurden, war das Bundesvergabege­

setz 2006, BGB!. I Nr. 17/2006 (BVergG 2006). In Ergänzung dazu 

regelte der Grundsatzerlass des BMI "Budget/Controll ing/Beschaf­

fung" vom 1 3. Mai 2003 Beschaffungsangelegenheiten. Aufgrund 

des Zeitpunkts der Erstellung nahm er auf das BVergG 2002 Bezug 

und enthielt z.B. keine aktuellen Schwellenwerte. Das BMI gab im 

Jiinner 201 2 einen neuen aktual isierten und erwei terten Beschaf­

fungserlass heraus. (TZ 2) 

Organ isa t ion 

Die vom BMI selbst durchgeführten Vergaben erfolgten - abhän­

gig vom Auftragswert - durch die BeschalTungsabteilung, die 

dazu ermächtigten Organisationseinheiten der Zentralstelle oder 

die nachgeordneten Behörden und Dienststellen. (TZ 4) 
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Die i m  BMI  eingerichtete Beschaffungsabteilung war für die 

Abwicklung von Vergaben ab einem Auftragswert von 20.000 

EUR exkl. USt zuständig. Im Bereich Informationstechnologie lag 

diese Grenze bei 1 62.293 EUR exkl. USt. Die Beschaffungsabtei­

lung konnte Vergabeverfahren - ungeachtet der Wertgrenzen - an 

sich ziehen oder an denjeweiligen Bedarfsträger delegieren. (TZ 4) 

Das BMI beschaffte rund die Hälfte seiner benötigten Waren und 

Dienstleistungen gemäß den gesetzlichen Bestimmungen über die 

BBG. Es verfügte über keine Statistik h insichtlich seiner Abrufe. 

Laut Auskunft der BBG erreichten diese zwischen 2008 und 2011 

jährlich ein Volumen zwischen rd. 95 Mio. EUR (2010) und rd. 

136 Mio. EUR (2008). Das BMI  beschaffte im Wege der BBG vor 

allem Standardprodukte. (TZ 3 und 5) 

Die Interne Revision war nach der Revisionsordnung 2008 hinsicht­

lich der Fachaufsicht dem Bundesmin ister, bezüglich der Dienst­

aufsicht dem nach der Geschäftseinteilung zuständigen Sektions­

leiter direkt unterstellt. Mit  I .  Jänner 2010 nahm das BMI eine 

mit der Revisionsordnung 2008 inhaltsgleiche Bestimmung in die 

Geschäftseinteilung auf. Diese Regelungen gingen auf Empfeh­

lungen des RH zurück. (TZ 6) 

Anlässlich einer wei teren Ändenlllg der Geschäftseinteilung mit 

Wirkung vom I .  Jlinner 201 1 beseitigte das BMI die Unterstel­

lung der Internen Revision unter die unmittelbare Fachaufsicht 

des Ressortleiters w ieder. Die ungeteilte Fach- und Dienstaufsicht 

über die Interne Revision kam ab diesem Zeitpunkt dem Leiter der 

Sektion IV zu. Diese Regelung widersprach internationalen Stan­

dards und den Empfehlungen des RH. (TZ 6) 

Weiters waren die Beschaffungsabteilung und für Beschaffungen 

relevante Fachabteilungen sowie kontroll ierende und ermittelnde 

Einheiten (Interne Revision und Bundesamt zur Korruptionsprä­

vention und Korruptionsbekämpfung) in einer Sektion konzentriert. 

Dadurch war das Entstehen von Interessenskonl1ikten bei der Beur­

teilung von Beschaffungsvorgängen nicht auszuschließen. (TZ 6) 

Im BMI war ein Kabinett der Bundesministerin eingerichtet. Dem 

Kabinett, das als Stabsslelle außerhalb der Lin ienorganisation ein­

gerichtet war, kamen weder vollziehende Aufgaben, noch eine for­

male, unmittelbare Anordnungsbefugnis zu. (TZ 7) 
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Um von einer Weisung der Bundesministerin ausgehen zu kön­

nen, war im Sinne der ungeteilten Ministerverantwortlichkeit eine 

auf den jeweiligen Einzelfall bezogene, konkrete Wi llensbildung 

des entscheidenden Organs - der Bundesministerin - Vorausset­

zung. (TZ 7) 

Abweichend davon hatte das ßMI in mehreren Erlässen aus den 

Jahren 2009
, 
bis 2011 für die Abwicklung und Genehmigung von 

ßeschaffungen das Kabinett als entscheidungsbefugte Stelle vor­

gesehen. Ähnliche Regelungen waren in zahlreichen, vom RH ein­

gesehenen Beschaffungsakten dokumentiert. (TZ 7) 

Steuerung und Kontrolle 

Das BMI verfügte über kein Instrumentarium, aus dem unterjiih­

rig in standardisierter Form eine gesamthafte Übersicht über das 

ßeschaffungsvolumen ermittelt werden konnte. Gemäß statistischer 

Meldungen an die Europäische Kommission für die Jahre 2008 bis 

2010 vergab das BM) Dienstleistungs- und Lieferaufträge in Höhe 

von insgesamt rd. 61 Mio. EUR exkl. USt (2008), rd. 107 Mio. EUR 

exkl. USt (2009) und rd. 72 M io. EUR exkl. USt (2010). Das ßMI 

erreichte laut den vom ßMWFJ verwalteten Übersichtsdaten zu den 

statistischen Meldungen in diesen Jahren von allen Ressorts die 

höchsten Auftragssummen sowohl bei Liefer- als auch bei Dienst­

leistungsaufträgen. (TZ 9) 

Der Vergleich der Detailmeldungen der beschaffenden Stellen mit 

den statistischen Meldungen zeigte Differenzen, die bspw. auf die 

Nennung von Brutto- anstatt Nettobeträgen oder die Mi teinbezie­

hung von Beschaffungen, die auf Grundlage von Ausschreibungen 

der BBG getätigt wurden, zurückzuführen waren. (TZ 9) 

Das BMI setzte im Jänner 2012 einen Beschaffungserlass, der eine 

verbesserte Datenerfassung gewährleisten soll, in Kraft. (TZ 9) 

Die ßeschaffungsabteilung führte im Jahr 2010 insgesamt 105 Ver­

gabeverfahren in der Höhe von 8,93 Mio. EUR exkl. USt durch. Vom 

Vergabevolumen entfIelen rd. 45 0J0 auf Direktvergaben. (TZ 10) 

Das BMI führte 2010 ein Projekt zur strategischen Ausrichtung der 

gesamten Beschaffllngen des Ressorts durch. Ziele waren die Steige­

nmg der Transparenz des Beschaffllngsvoillmens, die Optimierung 

der ßeschaffungsprozesse und der Organisationsstrukturen sowie 

die Entwicklung eines Konzepts für ein Steuerungsinstrumenta-
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rium in  Form eines Einkaufs- und Vertragscontrollings. Der vom 

BMI  entwickelte Elektronische Beschaffungsworkflow beFand sich 

zur Zeit der GebarungsüberprüFung im Pilotbetrieb. Der RH aner­

kannte die Bemühungen des BMI, die Transparenz von BeschaF­

Fungen sicherzustellen und ein steuerungsorientiertes Berichtswe­

sen für den Bereich Beschaffung aufzubauen. (TZ 1 1 )  

Beschaffungen waren ungeachtet der Höhe des geschätzten Auf­

tnlgswerts im Budget- und Investitionsprogramm vor deren Einlei­

tung einer detaillierten Bedarfsprüfung durch die gemäß Geschäfts­

einteilung zuständigen Organisationseinheiten zu unterziehen. Die 

Bedarfsprüfung in Verbindung mit dem laufenden Budgetcontrol­

ling stellte grundSätzlich eine geeignete Vorkontrolle von Beschaf­

fungsvorgängen dar. (TZ 1 2) 

Eine regelmäßige, durchgehende Nachkontrolle einzelner Beschaf­

fungsprozesse von der BedarfsprüFung über die Vergabe bis hin 

zur Überprüfung der zweckmäßigen Verwendung der beschafften 

Güter und Dienstleistungen führte das BMI nicht durch. I n  den Jah­

ren von 2006 bis 2011 hatte die Interne Revision mit  Ausnahme 

der Revision des Dienstbekleidungswesens keine Prüf tätigkeit im 

Bereich von Beschaffungen wahrgenommen. (TZ I)) 

Das BMI startete im November 2010 das Projekt "Verhaltenskodex" 

und beauftragte den Direktor des Bundesamtes zur Korruptions­

priivention und Korruptionsbekämpfung (BAK) mit  der Schaffung 

eines Compliance-Programms. Bereits vor Beginn des Projekt­

starts setzte das BAK Maßnahmen zur Korruptionsprävention in 

Form von Lehrgängen, Seminaren, Vortragstätigkeiten, etc. Für 

Beschaffungen gab es noch keine spezifischen Ausbildungspro­

gramme. (TZ 1 4) 

Vergabepraxis 

Der RH konzentrierte sich bei seiner Prüftätigkeit auf die Beurtei­

lung der Vergabepraxis des BMI betreffend Liefer- und Dienstleis­

tungsaufträge. Die Inhalte der ausgewählten Beschaffungen waren 

nicht Gegenstand der Überprüfung. (TZ 1 5) 

Im Hinblick auf eine ressortweite Überprüfung zog der RH aus den 

detaill ierten Meldungen aller beschaffenden Stellen zu den statis­

tischen Meldungen für 2010 eine risikoorientierte Stichprobe von 

59 Fällen aus zwölf Organisationseinheiten für eine Beurteilung 

heran. (TZ 1 5) 
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Dabei stellte er folgende Verstöße gegen interne Richtlinien fest: 

(TZ 1 6) 

- keine Einholung von Vergleichsangeboten (39 % der Fälle), 

- keine Bedarfsprüfung (29 % der Fälle), 

- unvollständige Dokumentation des Beschaffungsprozesses ( 1 5  % 

der Fälle) sowie 

- Nichteinhaltung der Vorschreibungspflichten gegenüber der 

Beschaffungsableilung und der Internen Revision Ueweils 8 0J0 

der Fälle). 

Um vertiefte Aussagen im Hinblick auf die Einhallllng der Ver­

gabevorschriften treffen zu können, wählte der RH gezielt wei­

tere rcl. 20 Fälle mit höheren Auftragswerlen aus. Dabei legte er 

nach den Erfahrungen aus früheren Gebarungsüberprüfungen einen 

Schwerpunkt auf Beratungsleistungen. (TZ 15)  

Der RH stellte zwölf Fälle mit höheren Auftragswerten beispiel­

haft dar, bei denen er folgende Mängel feststellte: (TZ 1 7  bis 3 1 )  

- fehlende Vergleichsangebote, 

- unzuHissige Direktvergabe, 

- Wahl des fa lschen Vergabeverfahrens, 

- fehlender oder nicht nachvollziehbarer Auftragswert, 

- Leistllngsbeginn vor schriftlichem Vertrag, 

- unzweckmäßige Vertragsgestaltung und 

- mangelhafte Leistungsdokumentation und -verrechnung. 

Bericht des Rechnungshofs 2004 (Vorbericht} 

Der RH fUhrte von Dezember 2003 bis J1inner 2004 eine Geba­

rungsüberprüfung hinsichtlich des Vorgangs der Ausschreibung, 

Vergabe, Abwicklung und Errichtung des bundesweiten Behör­

denfunknetzes ADONIS durch. Die Prüfung umfasste den Zeit­

raum ab Februar 2000 bis zur Auflösung des Vertrages mit der 

1 9  
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Firma master-talk im Juni 2003. Der Bericht dazu wurde in der 

Reihe Bund 2004/5 (in der Folge als Vorbericht bezeichnet) ver­

öffentlicht. (TZ 32) 

Vertragsaunösung 

Wesentliche Diskussionspunkte im Vorfeld der Vertragsaunösung 

im Projekt ADONIS waren die Tarifgestaltung und die Akquisiti­

onsverpnichtung anderer Blaulichtorganisationen in den Ländern. 

Master-talk bot abhängig von der Anzahl der Teilnehmer und vom 

Grad der vom BMI beigestelIten Leistungen unterschiedliche Tarife 

an. Das BMI hätte im besten Fall rd. 24,9 M io. EUR, im schlech­

testen Fall rd. 86,6 M io. EUR an jährlichen Funkdienstentgclten 

ab Vollausbau bezahlen müssen. Es kalkulierte llllerdings nur mi t  

jährlichen Betriebskosten von rd. 22 Mio. EUR ab 2005 (VolIaus­

bau). (TZ 34) 

Die Tarifgestaltung war für das BMI aufgrund der Notwendig­

keit der Verptl ichtung anderer Blaul ichtorganisationen, um eine 

wesentliche Tarifreduktion zu erreichen, wirtschaftlich unzweck­

mäßig. Zudem hatten weder das BMI  noch master-talk rechtliche 

Möglichkeiten, die Länder bzw. andere Blaulichtorganisationen zur 

Teilnahme zu verpnichten. (TZ 34) 

Neben der unklaren Vertragslage waren somit auch wirtschaft­

liche Gründe aufgrund der Tarifgestaltung für die Vertragsautlö­

sung maßgeblich. Dafür SIJrach auch, dass das BMI im Folgeprojekt 

eine gänzlich andere Tarifgestaltung vorgenommen hatte. (TZ 34) 

Zeitraum zwischen Vertragsaunösung und Klagseinbringung 

Master-talk unterbreitete dem BMI nach Vertragsautlösung wei­

tere Angebote zur Weiterführung des Projekts ADONIS. So schlug 

master-talk eine Kostenbeteiligung der Länder in Form von Inves­

titionsbeiträgen bzw. Beistellungen der Standorte I durch die Län­

der oder den Bund vor. Das Angebot entsprach in Teilbereichen 

dem i m  Nachfolgeprojekt Digitalfunk BOS vereinbarten Bund­

Länder-Modell mit Beistellung der Standorte durch Bund/Länder. 

Die Projektleitung hatte in  der Stellungnahme zu diesem Angebot 

1 Standorte sind die baulichC'1l Einrichtungen zur Unterbringung VOll Scndt':lnJagcl1 

Ißasisstatiollcn) und zugehörigen technischen und inrraslmklUrcllcn Einrichllmgl'll, 

z.B. G('b�iude oder Milsten. 
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noch die Meinung vertreten, dass dies eine wesentliche Kostener­

höhung für das BMI darstellen würde. (TZ 35)  

Einbringung der Klage durch master-talk - Feststellung der Rechts­

wirksamkeit der Schiedsklausel 

Die Allgemeinen Vertragsbedingungen enthielten eine Schiedsklau­

sei, wonach ein allf1illiges Verfahren unter Ausschluss des ordent­

lichen Rechtswegs vor dem Ständigen Schiedsgericht der Wie­

ner Wirtschaftskammer zu führen wäre. Am 6. September 2004 

reichte master-talk eine Klage daher beim Ständigen Schiedsgericht 

der Wirtschaftskammer Wien ein. Das BMI  brachte eine Feststel­

lungsklage beim Handelsgericht Wien ein und bestritt die Geltung 

der Schiedsklausel. In Folge schöpften master-talk und das BMI 

den möglichen I nstanzenzug aus. Letztlich bestätigte der Oberste 

GerichtshoF im Oktober 2005 in letzter Instanz die Geltung der 

Schiedsklausel. (TZ 37) 

Das BMI vernachlässigte bei der Vertragsgestaltung die Wahl des 

Gerichtsstandes. Die Wahl der ordentlichen Gerichtsbarkeit wiire 

zweckmäßiger gewesen, weil ein Verfahren vor einem Schiedsge­

richt keine Möglichkeit einer rechtlichen Nachkontrolle bot. (TZ 37) 

Schiedsgerichtliches Verfahren 

I n  ihrer Klage beim Ständigen Schiedsgericht der Wirtschafts­

kammer Wien machte master-talk aus Kostengründen zunächst 

nur einen Teilbetrag geltend und behielt sich die Ausdehnung des 

Klagebegehrens auf den vollen Betrag von 1 8 1 .776.493 EUR vor. 

(TZ 38) 

In  Folge brachten das BMI und master-talk wechselseitige Stel­

lungnahmen ein. Im Februar 2005 beantragte das BMI eine Unter­

brechung des Schiedsverfahrens bis zur rechtskräftigen Beendi­

gung des Feststellungsverfahrens beim Handelsgericht Wien. I n  

der Schiedsverhandlung a m  17. März 2005 beschloss das Stän­

dige Schiedsgericht der Wirtschal'tskammer Wien die beantragte 

Unterbrechung sowie die Fortsetzung des Verfahrens auf I'artei­

enantrag. (TZ 38) 
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Nach Abschluss und ErfUllung eines Vergleichs brachten die rechtli­

chen Vertreter von master-talk und des BMI mn 25. Oktober 2006 

eine gemeinsame Ruhensanzeige ("ewiges Ruhen") beim Ständigen 

Schiedsgericht der Wirtschaftskammer Wien ein. (TZ 38) 

Vergleich 

Die im BMI verakteten Sachverhalte gaben das Zustandekommen 

des Vergleichs nicht ausreichend und umfassend wieder. Der Prä­

sident der Finanzprokuratur dokumentierte die Vorgänge, die zum 

Vergleichsabschluss fUhrten, in Berichten und Aktenvermerken und 

stellte diese dem RH im Zuge der Gebarungsübcrprüfung zur Ver­

l'iigung. Der RH führte seine S;,chverhallsermittlung über den tat­

sächlichen Ablauf der Ereignisse im Wesentlichen auf Basis dieser 

Unterlagen durch. (TZ 39) 

Nach der Feststellung, dass ein allfal liges Verf;,hren vor dem Stän­

digen Schiedsgericht der Wirtschaftskammer Wien zu führen wäre, 

gab die damalige Bundesministerin für I nneres den Auftrag zu 

prüfen, ob ein 'lußergerichtlicher Vergleich möglich bzw. sinnvoll 

sei. (TZ 40) 

Am 22. Mai 2006 fand im Büro des damaligen Bundesministers 

l'iir Finanzen eine Besprechung mit  Kabinettsmitarbeitern des 

BMF, einem Kabinettsmitarbeiter des BMI,  dem rechtlichen Ver­

treter des BMI  sowie dem Präsidenten der Finanzprokuratur statt. 

Dabei wurde unter anderem erörtert, dass im Zuge von informellen 

Kontakten mit der Gegenseite festgestellt worden wäre, dass die 

Angelegenheit durch Zahlung eines Betrags von 30 Mio. EUR bis 

38 Mio. EUR voraussichtlich bereinigt werden könnte. (TZ 40) 

Am 26. Mai 2006 nahm der rechtliche Vertreter des BMI eine Risi­

kobeurteilung hinsichtlich des Ausgangs eines allfalligen Schieds­

verfahrens vor. Er hielt einen Vergleich zwischen 30 Mio. EUR bis 

40 Mio. EUR für vertretbar. (TZ 40) 

Nach einer weiteren Besprechung am 30. Mai 2006 führte der Prä­

sident der Finanzprokuratur aus, dass die Darstellung des recht­

lichen Vertreters des BMI für ihn schlüssig und nachvollziehbar 

wäre. Er regte zudem an, master-talk zur Vorlage von Unterlagen, 

aus denen die Höhe des geltend gemachten Klagsbetrags nachvoll­

zogen werden könne, aufzufordern. Danach sollte gemeinsam mit  

master-talk ein Sachverständiger mi t  der Beurteilung der Höhe 

Bund 2013/2  
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der eingeklagten Forderung und der vorgelegten Unterlagen beauf­

tragt werden. (TZ 40) 

Nach Besprechungen mit dem stellvertretenden Kabinettchef des 

BMI hielt der Präsident der Finanzprokuratur in Aktenvermerken 

vom 1 3. und 16. Juni 2006 fest, dass das Konsortium rund um 

master-talk der Aufnahme von aullergerichtlichen Vergleichsge­

sprächen nur zustimme, wenn u.a. der Sachverständige allein nur 

"die technische und rechnerische Richtigkeit der Forderungshöhe" 

nachvollziehe bzw., dass dieser "nur nachrechnen und keinen eige­

nen Befund erstellen" solle. (TZ 40) 

Der von master-talk in Folge beauftragte Wirtschaftsprüfer hielt in 

seiner Stellungnahme vom 21 .  Juli 2006 als Ergebnis fest, dass die 

geltend gemachte Forderung in Höhe von rd. 1 82 Mio. EUR rechne­

risch plausibel nachvollziehbar sei. Der vom BMI am 7. August 2006 

im Gegenzug beauftragte Wirtschaftsprüfer ermittelte einen 

maximal zu rechtfertigenden Betrag für die Klagsforderung von 

72,4 Mio. EUR. Eine von master-talk vorgelegte Aufstellung tat­

sächlich getätigter Aufwendungen in Höhe von rcl. 84,42 Mio. EUR 

erachtete er als plausibel. Abschließend stellte er fest, dass nicht 

beurteilt werden könne, zu welchem Ergebnis in Bezug auf eine 

angemessene Klagsforderung ein allflilliges Schiedsgerichtsverfah­

ren kommel\ würde. (TZ 40) 

Beiden Wirtschaftsprüfern stlmden nur eingeschränkt Unterlagen 

(Businessplan, Berechnungsblatt für die Quantiflzierung der For­

derung, etc.) - aber keine Einzelbelege - zur Verfügung. Die Gut­

achten waren nicht geeignet, die tatsächliche Höhe der Forderung 

bzw. die bis zu diesem Zeitpunkt tatsächlich entstandenen Ausga­

ben zu verifIzieren. (TZ 40) 

Am 18. und 22. August 2006 fanden zwei Verhandlungsrun­

den statt. Bei der ersten Verhandlungsrunde wies der Präsident 

der Finanzprokuratur darauf hin, dass die Zusammenstellung der 

Ansprüche von master-talk detailliert aufgeschlüsselt und vorhan­

dene Unterlagen vorgelegt werden müssten. (TZ 4 1 )  

I m  Rahmen der zweiten Verhandlung legte master-talk wieder die 

Aufstellung bereits getätigter - aber weiterhin nicht belegter -

Aufwendungen in Höhe von rd. 84,42 Mio. EUR vor. Das BMI 

und master-talk schlugen wechselseitig die jeweils denkbaren Ver­

gleichsbeträge vor. I m  Ergebnis einigte man sich auf eine Ver­

gleichssumme von 3 5  Mio. EUR, wobei dieser Betrag noch nicht 

von den beiden Ressortministern genehmigt war. (TZ 41 )  
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In einem Aktenvermerk vom 4. September 2006 hielt der Priisident 

der Finanzprokuratur den Gesprächsinhalt eines Telefonats mit dem 

damaligen Bundesminister rur Finanzen fest. Demnach erscheine 

dem Minister der Vergleichsbetrag von 35 Mio. EUR zu hoch. Er 

habe dem Konsortium einen Vergleichsvorschlag von 29 Mio. EUR 

angeboten, was dieses allerdings ablehnte. (TZ 4 1 )  

A m  1 1. September 2006 erörterte der Präsident der Finanzproku­

ratur mit dem damaligen Generaisekretiir des BMF die Frage, ob 

eine Vergleichszahlung der Umsatzsteuer unterliege oder nicht. 

Nach Rücksprache mit dem damaligen Bundesminister für Finan­

zen verständigte dieser den Präsidenten der Finanzprokuratur, dass 

aurgrund der ihm zugänglich gemachten Information der Ver­

gleichstext einen Nettobetrag als sogenannten echten (und damit 

nicht der Umsatzsteuerpt1icht unterliegenden) Schadenersatz aus­

weisen solle. Die Frage, ob ein Betrag der Umsatzsteuer unterliegt, 

ist jedoch nicht durch Partcienvereinbarung oder Befassung eines 

unzuständigen Organs zu lösen. (TZ 4 1 )  

A m  1 3. September 2006 erklärte der damal ige Bundesminister tlir 

Finanzen dem Pr;isidenten der Finanzprokuratur in einem Tele­

fongespräch, dass eine Vereinbarung mit  master-talk in Höhe von 

29,9 Mio. EUR abgeschlossen werden solle. Zu diesem Ergebnis 

gaben der Präsident der Finanzprokuratur und das BMI positive 

Stellungnahmen ab. Am 14. September 2006 schlossen die Repu­

blik Österreich (vertreten durch das BMI) und master-talk einen 

entsprechenden Vergleich. Das BMF erteilte dem BMI die Zustim­

mung zu überplanmäßigen Ausgaben. Am 22. September 2006 

zahlte das BMI den Vergleichsbetrag sowie Ende Juli 2001 weitere 

1 49.500 EUR an Gebühren an master-talk. (TZ 4 1 )  

Die Vergleichssumme kam ohne konkreten Nachweis tatsiichlicher 

Aufwendungen zustande. Die vorgelegten Dokumente ließen den 

Schluss zu, dass eine Vergleichssumme zwischen 30 Mio. EUR bis 

38 Mio. EUR bereits vor der Erstellung von Sachverständigengut­

achten als erreichbare Zielgröße galt. Die danach eingeholten Gut­

achten dienten im Wesentlichen zur Untermauerung dieses Betrags. 

Dem BMI verblieben aus dem Projekt ADONIS keine verwertbaren 

Vermögenswerte. Der Republik Österreich entstand daher ein finan­

zieller Schaden von 29,9 Mio. EUR. (TZ 4 1) 
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Das BMI ersuchte die Finanzprokuratur am 1 .  September 2004 

- nach bereits erfolgter Beauftragung - um BetTauung eines 

Rechtsanwalts Ilir die Vertretung gerichtsanhängiger Verf'lhren 

im Zusammenhang mit dem Projekt ADONIS. Die Finanzprokuratur 

stellte eine entsprechende Legitimation aus. Das BMI setzte damit 

die Empfehlung des RH aus dem Vorbericht, für die Vertretung 

vor den Gerichten die Finanzprokuratur in Anspruch zu nehmen, 

nicht um. Die Ausgaben des B M I  für die rechtliche Vertretung und 

Beratung in den Jahren 2004 bis 2006 betrugen rd. 1 87 .000 EUR. 

(TZ 43)  

Nach der Vertragsaufiösung beauftragte das BMI weitere vier Bera­

ter mit der Erstellung von Rechtsgutachten in Höhe von insgesamt 

94.320 EUR, anstatt auf das Expertenwissen der eigenen Fachab­

teilungen zurückzugreifen. Darüber hinaus W'lr bei einer weiteren 

Auftragsvergabe von rd. 8 3.000 EUR die vom BMI gewählte Ver­

gabeart nicht zutreffend. (TZ 44) 

Die Gesamtausgaben des BMI für Beratungsleistungen im Projekt 

ADONIS betrugen rd. 2,41 Mio. EUR. (TZ 42) 

Auftrag und Organisation 

Nach Aufiösung des Vertrags mit master-talk im Juni 2003 erging 

am 29. Oktober 2003 vom Kabinett des damal igen Bundesminis­

ters für Inneres der Auftrag, eine neuerliche Ausschreibung für die 

Errichtung und den Betrieb eines österreichweiten Digitalfunknet­

zes vorzubereiten. Dieses Projekt wurde unter dem Titel .. Digital­

funk BOS" (die Abkürzung BOS steht für Behörden und Organi­

sationen mit Sicherheitsaufgaben) geführt. Das BMI  erstellte eine 

Projektorganisation für die Durchführung der Ausschreibung und 

Vergabe. (TZ 45) 

Einbindung anderer Bedarfsträger in die Ausschreibung 

Der RH hatte dem BMI im Vorbericht empfohlen, vor Abschluss 

eines Vertrags über ein österreichweites Funknetzprojekt eine bin­

dende Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern über 

die Tei lnahme und anteilige Finanzierung abzuschließen. (TZ 46) 
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I m  November 2003 bildete das BMI mit  dem Land Tirol eine 

A rbei tsgemeinschaft für die Ausschreibung und die Vergabe des 

digitalen Behördenfunknetzes. Obwohl sich das BMI bemühte, noch 

während der laufenden Ausschreibung weitere Länder von der Teil­

nahme am Projekt zu überzeugen, erreichte es bis zur Zuschlagser­

teilung keine konkreten Zusagen. Die vom RH im Vorbericht getrof­

fene Empfehlung setzte das BMI somit nicht um. (TZ 46 und 47) 

Der RH hatte dem BMI im Vorbericht empfohlen, im Sinne eines 

effizienten Katastrophenschutzes die Mitwirkung des BMLV (nun­

mehr BMLVS) an einem künftigen Funknetzprojekt anzustreben. 

Die vom BMI beabsichtigte frühzeitige Einbindung des BMLV in das 

Projekt kam jedoch nicht zu Stande, weil dieses ein ziviles Bündcl­

funksystem fiir mil itärische Zwecke als nicht erforderlich erach­

tete und eine direkte Beteiligung ablehnte. (TZ 48) 

Ende November 2003 informierte das BMI das BMF aktenm;Wig 

über die geplante Neuausschreibung des Digitalfunknetzes und die 

aus dem Vorhaben zu erwartenden Kosten (42 M io. EUR jährlich). 

Das BMF stimmte im Dezember 2003 dem St;,rt der Interessen­

tensuche unter bestimmten Voraussetzungen zu, behielt sich aber 

eine Neubewertung anlässlich der geforderten weiteren Mitbefas­

sung vor. (TZ 49 und 50) 

Erst nach Zuschlagserteilung informierte das BMI das BMF über 

das abgeschlossene Vergabeverfahren und die zu erwartenden bud­

getären Auswirkungen. Obwohl die Mitbefassung des BMF eine 

rein verwaltungsinterne Frage ist, holte das BMI ein Gutachten bei 

einer Rechtsanwaltskanzlei ein, das diese Vorgehensweise recht­

fertigen sollte. Das BMF kritisierte die fehlende Einvernehmens­

herstel lung vor Vertragsabschluss und lehnte daher jede Mitver­

antwortung für den Vertragsinhalt ab. (TZ 52) 

Veranschlagung des Budgetbedarfs 

Der RH hatte im Vorbericht festgestellt, dass im BMI keine realis­

tische Darstellung der insgesamt benötigten Finanzmittel für das 

Funknetz vorlag. Er hatte empfohlen, den Budgetbedarf rechtzei­

tig und umfassend zu ermitteln und in voller Höhe zu veranschla­

gen. (TZ 54) 

Das BMI stellte den zu erwartenden Budgetbedarf im neuen Pro­

jekt vollständig dar. Ab dem Finanzjahr 2005 waren i m jährlichen 

Bundesvoranschlag eigene BudgetJlositionen für den Digitalfunk 
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BOS vorgesehen; die veranschlagten Beträge deckten den geplanten 

Bedarf ab. Das BMI setzte somit die Empfehlung des RH aus dem 

Vorbericht um. (TZ 54) 

Beratungsleistungen für das Projekt BOS 

Das BMI führte die Vergaben aller Beratungsleistungen (rechtliche, 

wirtschaftliche und sonstige) grundsätzlich im Wege von Direkt­

vergaben durch. Es verzichtete bei der Vergabe aller Beratungsleis­

tungen auf das Einholen von Vergleichsangeboten. Die Preisange­

messenheit von Beratungsleistungen war durch diese Vorgangsweise 

nicht sichergestellt. (TZ 55) 

Insgesamt vergab das BMI 28 Aufträge an zehn Berater in Höhe 

von insgesamt rd. 9BO.000 EUR. Von diesen Auftrügen wiesen 

rund zwei Drittel vergaberechtliche (Wahl der Vergabeart, Auf­

tragswertsplitting, fehlende Auft'ragswertschätzung) bzw. formelle 

(z.B. Leistungserbringung und Rechnungslegung vor Vertragsab­

schluss) Mängel auf. (TZ 55 bis 59) 

Beratung durch einen ehemaligen Kabinettchef des BMI 

Das BMI schloss mit dem karenzierten Kabinettchef des damaligen 

Bundesministers flir Inneres 'Im 1 .  Juni 2004 einen unentgeltlichen 

Werkvertrag (lediglich Ersatz der tatsiichlichen Aufwendungen) ab. 

Leistungsgegenstand war die Beratung des BMI bei wirtschaftlich 

organisatorischen Fragen im Zusammenhang mit dem Vergabe­

verfahren Digitalfunk BOS. I m  Juli 2004 erfolgte eine Erweiterung 

des Leistungsinhalts auf die Beratungstätigkeit u.a. bei der Umset­

zung des Projekts Digitalfunk BOS. (TZ 60) 

Die sachliche Notwendigkeit eines unentgeltlichen Beratervertrags 

flir das Projekt Digitalfunk BOS mit dem ehemaligen Kabinettchef 

war nicht nachvollziehbar. Die vom BMI  erteilten Auskünfte über 

Auftrag und Tätigkeit des Beraters waren widersprüchlich. Eine 

schriftliche Dokumenwtion der Beauftragungen, der genauen Leis­

tungsinhalte und -ergebnisse sowie eine Vertragsbeendigung lag 

im BM I nicht vor. (TZ 60) 
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Vergabeverfahren 

Um das Vergabeverf�lhren rasch durchführen zu können sah das 

BMI vor, den Auftrag als Dienstleistungskonzession zu vergeben. 

Demnach sollte dem Auftragnehmer die Akquisition von Blau­

lichtorganisationen in den Ländern übertragen werden und dieser 

hätte daher das Marktrisiko zu tragen. Das BMI musste aufgrund 

der Erfahrungen im Projekt ADONIS allerdings davon ausgehen, 

dass ein privates Unternehmen nicht in der Lage war, die Teil­

nahme der Blaulichtorganisation in  den Uindern herbeizuführen 

und dass dlls Modell einer Dienstleistungskonzession im Hinblick 

auf die Umsetzung daher unrealistisch war. (TZ 6 1 )  

Arbeitsgruppen bestehend aus Vertretern des BMI  und externen 

Beratern erstellten die Unterlagen zu den Teilnahmeanträgen und 

die Ausschreibungsunterlagen. Die Entwicklung der einzelnen 

Inhalte der Teilnahme- und Ausschreibungsunterlagen (z.B. Ver­

tragsdauer, Zulassung von drei Bietern zur 2. Stufe) war nicht 

nachvollziehbar dokumentiert. (TZ 62) 

Das BMI führte ein zweistufIges Verhandlungsverfahren durch. Es 

legte fest, nach einer öffentlichen Erkundung des Bewerberkreises 

die drei bestgereihten Bieter auszuwählen ( I . Stufe). Diese h<tt­

ten aufgrund der Ausschreibungsunterlagen verbindliche Ange­

bote für die zu vergebende Leistung zu legen, über die dann ver­

handelt wurde (2. Stufe). (TZ 63)  

Festlegungen, die dem Ziel objektiver Entscheidungen im Verga­

beverfahren dienen sollten, waren Entscheidungen in Kommissi­

onen, die Heranziehung Externer im Vergabeverfahren sowie -

zur Ausschaltung wi llkürlicher Präferenzen - die Streichung der 

besten und schlechtesten Bewertung bei funktionalen Auswahl­

kriterien. (TZ 64) 

Im Sinne der Gleichbehandlung der Bieter und der Transparenz 

im Vergabeverfahren publizierte das BMI die Ausschreibung im 

Amtsblatt der EU und machte gemäß den vorgelegten Unterla­

gen Anfragen von Bietern und deren Beantwortung allen Bietern 

zugänglich. (TZ 65) 

Der karenzierte ehemalige Kabincttchef des BMI führte im engen 

zeitlichen Zusammenhang mit grundlegenden Entscheidungen 

im Vergabeverfahren Gespräche mit zwei potenziellen Auftrag­

nehmern. Diese Gespräche fanden zwar im Auftrag des BMI,  aber 

außerhalb des Vergabeverfahrens statt und widersprachen damit 
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dem Transparenzgebot. Der Inhalt der Gespräche war nicht doku­

mentiert und daher nicht nachvollziehbar. (TZ (5) 

Die EU-weite Bekanntmachung des Vergabeverfahrens "Digital­

funk BOS-AustTia" erfolgte Anfang Jiinner 2004. Insgesamt fünf 

Bewerber (zwei Bewerber und drei Bewerbergemeinschaften) reich­

ten rechtzeitig vor dem Schlusstermin am 20. Februar 2004 einen 

Teilnahmeantrag ein. (TZ 66 und 67) 

Zur Bewertung der Teilnahmeanträge zog das BMI die in vorge­

gebenen Formblättern gemachten Angaben der Bewerber heran. 

Im Falle einer der Bewerbergemeinschaften griff das BMI bei der 

Bewertung einiger Auswahlkriterien allerdings nicht auf die ent­

sprechenden Angaben des Formblattes zurück, sondern ermittelte 

diese aufgrund weiterer Teilnahmeunterlagen. Dadurch ging es 

von den eigenen Vorgaben der Teilnahmerichtlinien ab. (TZ (7) 

Die Auswahlkriterien waren so gewichtet, dass insgesamt jeweils 

50 % auf die technische und die fmanzielle Leistungstahigkeit 

entfIelen. Dabei stand der Bewertungsanteil von jeweils nur 10 0/0 

für die grundsiitzliche finanzielle Leistungstahigkeit der Bewer­

ber und für Referenzprojekte in keinem ausgewogenen Verhältnis 

zum Bewertungsanteil von JO Ofo hinsichtlich der Kapitalisierung 

der zukünftigen Projektgesellschaft .  Es hätte ausgereicht, für diese 

eine Mindestkapitalausstattung verbindlich festzulegen. (TZ (8) 

Die Bewertung der funktionalen Auswahlkriterien erfolgte durch 

eine Kommission unter Einbeziehung externer BerMer, die Aus­

wertung der nummerischen Auswahlkriterien nahm die zustän­

dige Fachabteilung des BMI  vor. Die Reihung der Bewerber ergab 

sich aus der dabei erreichten Gesamtpunktezahl. Das BMI lud die 

drei erstgereihten Bewerber für die Teilnahme an der 2. Stufe des 

Verhandlungsverfahrens ein. Die beiden nichtausgewählten Bewer­

ber lagen um rd. 4,8 % bzw. um nl. 22 Ofo hinter dem drit1gereih­

ten zurück. (TZ (9) 

Das BMI übermittelte am 16. März 2004 die Einladung zur Ange­

botslegung und die Ausschreibungsunterlagen an die drei ausge­

wählten Bewerber. Alle drei Bewerber (nunmehrige Bietergemein­

schaften) legten bis zum Ende der Angebotsfrist am 28. April 2004 

ihre Angebote vor. (TZ 70) 

Das BMI überprüfte die Erftillung der in den Ausschreibungsun­

terlagen festgelegten Anforderungen und die Angaben der Bie­

tergemeinschaften anhand von TeststeIlungen, die im Zeitraum 
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zwischen 1 1 .  und 26. Mai 2004 vorgenommen wurden. Eine akten­

mäßige Dokumentation zu diesen TeststeIlungen erfolgte aller­

dings nicht. (TZ 7 1 )  

I m  Mai 2004 führte das BMI jeweils zwei Verhandlungsrunden 

mit den Bietergemeinschaften durch. Zur Unterstützung bei der 

Prüfung und Analyse der Angebote sowie bei den Verhandlungen 

beauftragte das BMI externe Wirtschaftsberater. Auch zur rechtl i­

chen Beratung zog es einen externen Berater und nicht die Finanz­

prokuratur heran. (TZ 72)  

Die Bewertungsrichtlinien sahen eine Bewertung der Angebote 

nach dem Preis sowie nach Leistungsmerkmalen vor. Die breite 

Streuung an Bewertungskriterien und die Vorgaben zur Auswer­

tung waren grundsätzlich geeignet, eine objektive Bewertung der 

Angebote zu ermöglichen. (TZ 7 3 )  

Nach Durchführung der Verhandlungsrunden und auf entspre­

chemie Aufforderung des BMI  legten die drei B ietergemeinschaf­

ten rechtzeitig zum vorgegebenen Termin am 1 6. Juni 2004 ihr 

letztes Angebot (last best offer). (TZ 74) 

Externe Berater führten Plausibilitiitsprüfungen der Angebote 

in wirtschaftlicher und technischer Hinsicht durch. Allerdings 

erfolgte im Rahmen des letzten Angebots keine vertiefte Analyse 

des zugrunde liegenden Businessplans. So waren darin die Inves­

titionskosten für die Standorte nicht nachvollziehbar plausibili­

siert. (TZ 75) 

Die Bewertung der Angebote nach den funktionalen Kriterien 

erfolgte durch eine Kommission. Die Auswertung der numme­

rischen Kriterien nahmen zwei Sachbearbeiter des BMI vor. Das 

BMI schied das Angebot einer Bietergemeinschaft aus, weil es in 

wesentlichen Teilen gegen die Richtlinien zur Angebotslegung ver­

stieß und damit eine Vergleichbarkeit nicht gegeben war. (TZ 76) 

Den mit Abstand gröllten Einfluss auf die Bewertung hatte das 

Gesamtfunkdienstentgelt. Dabei lagen die bei den bewerteten Bie­

tergemeinschaften in ihrem ersten Angebot noch um rd. 1 26 % 

bzw. rd. 63 % über dem Preis des letzten Angebots. Wiihrend der 

Unterschied zwischen beiden Bietern beim ersten Angebot rd. 40 0/0 

betrug, lagen die beiden Bieter beim letzten nur um nl. 1 % aus­

einander. (TZ 76) 
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Aufgrund des Ergebnisses des Bewertungsverfahrens erteilte das 

BMI mit Schreiben vom 2 1 .  Juni 2004 den Zuschlag an die am 

besten bewertete Bietergemeinschaft. Diese Bietergemeinschart 

(bzw. in der I .  Stufe Bewerbergemeinschaft) bestand aus den bei­

den Unternehmungen Alcatel Austria AG und Motorola GmbH. 

Die Telekom Austria AG war von diesen als eines von mehreren 

Subunternehmen angegeben worden, aber kein Konsorl'iumsmit­

glied. (TZ 78) 

In der Folge gründeten die bei den Mitglieder der Bietergemein­

schaft die Tetron Sicherheitsnetz Errichtungs- und BetriebsgmbH, 

an der zur Zeit der Gebarungsüberprüfung die Alcatel-Lucent Aus­

tria AG mit 3 5  % und die Motorola Solul'ions Austria GmbH mit 

65 % beteiligt waren. (TZ 78) 

Vertragsgestaltung 

Der Vertrag setzte sich aus den Allgemeinen Vertragsbedingungen 

und den Technischen und Organisatorischen Anforderungen der 

Ausschreibungsunterlagen sowie dem Angebot des Auftragnehmers 

zusammen. Vertragsrechtlich relevante Bestimmungen enthielt wei­

ters das Zuschlagsschreiben des BMI vom 2 1 .  Juni 2004. Ergänzt 

und abgeändert wurden die genannten Vertragsbestandteile durch 

26 Zusatzvereinbarungen. (TZ 79) 

Das BMI regelte im Sinne der Empfehlungen des RH aus dem Vor­

bericht einzelne Vertragsbestandteile (u.a. Tarifgestaltung, Recht 

auf Abtretung der Funkinfrastruktur, Projektmanagement) klarer 

als im Projekt ADONIS. (TZ 80 bis 86) 

Im Rahmen des Projektauftrags für die Vergabe für die Errich­

tung und den Betrieb eines österreichweiten Netzes Ilir den Blau­

lichtfunk vom Oktober 2003 wurde die Einbindung der Länder als 

Absicht formuliert: Ziel des Vergabeverfahrens war die Erfassung 

aller BOS, für die ein dem Stand der Technik entsprechendes digi­

tales Biindelfunknetz geschaffen werden sollte. (TZ 88) 

Ein vom Auftragnehmer im last best otTer vorgeschlagenes Bund­

Länder-Modell sah folgende Vorgangsweise vor: Die Kosten für 

die Errichtung und die weitere Betreuung und Wartung der Stand­

orte sollten die Länder tragen. Das BMI sollte als Auftraggeber den 

vertraglich vereinbarten Wert für die Standortbeistellung von der 

monatlichen Gebühr abziehen. Für das Recht der Blaulichtorgani­

salionen zur unentgeltlichen Nutzung des Netzes war vorgesehen, 
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dass das BMI ein pauschales Funkdienstentgell von 7,49 Mio. EUR 

jährlich zahlt. (TZ BB) 

Das BMI stimmte diesem Vorschlag, das Bund-Uinder-Modell ver­

bindlich zu vereinbaren, nicht zu, sondern behiell sich die Entschei­

dung darüber Flir jedes Land im Einzelnen vor. (TZ 88) 

Projek tu msetzung 

Das BMI betraute den Leiter der Abteilung IV/ I (Technik) Ende 

Oktober 2003 mit der Leitung des Projekts Digitalfunk BOS. Auf­

grund einer Änderung der Geschäftseinteilung und -ordnung des 

BMI war dieser ab Dezember 2005 nicht mehr Flir den Digitalfunk 

zustlindig. In Folge bekam der Projektleiter einen Nebentätigkeits­

vertrag und Flihrte das Prnjekt neben seiner laufenden Abteilungs­

tätigkeit weiter. Das BMl und der Projektleiter vereinbarten anstatt 

eines Pauschalbetrags eine Vergütung von 54 EUR je geleisteter 

Stunde. Zwischen Juli  2006 und September 2009 erhielt der Pro­

jektleiter aus dem Nebentätigkeitsvertrag rd. 1 26.000 EUR. Eine 

im Vertrag definierte Aufgabe als Projektleiter war unter ande­

rem die Integration des Projekts in die bestehende Linienstruk­

tur, wobei das BMI keinen konkreten Zeitpunkt daFlir festlegte. 

Die vollständige Übergabe an die Linienorganisation - und damit 

auch die Beendigung des Nebentätigkei tsvertrags - erfolgte erst 

im Oktober 2009. (TZ 90) 

Der Abschluss eines Nebentlitigkeitsvertrags war nicht zweckmä­

ßig, weil sowohl vor als auch nach dem Vertragsverhältnis die Lei­

tung des Prnjekts Digitalfunk BOS vomjeweils zuständigen Abtei­

lungsleiter im Rahmen seiner dienstlichen Tätigkeit durchgetUhrt 

werden konnte. (TZ 90) 

Im Vorbericht hatte der RH dem BMI empfohlen, eine begleitende 

Kontrolle durch die Budget- und Controll ingabteilung oder Innere 

Revision sicherzustellen. (TZ 9 I)  

Das BMI setzte die Empfehlung des RH nicht um. Eine vom BMI 

eingesetzte externe laufende fll1anzielle Kontrolle durch ein Bera­

tungsunternehmen brachte keinen wesentlichen Mehrwert, weil 

die enthaltenen Aussagen überwiegend in der Wiederholung der 

von Tetron bereits dargestellten Themen bestanden und bereits aus 

den Monats- und Quartalsberichten ableitbar waren. Die Beauf­

tragung des externen Beraters bei Spezialthemen war h ingegen 

zweckmäßig. (TZ 9 1 )  
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Nach erfolgter Zuschlagserteilung bot das BMI den Ländern an, sich 

im Sinne des Bund-Länder-Modells am Projekt zu beteiligen und 

inlormierte diese über die voraussichtlichen Kosten. In Folge schloss 

das BMI Vereinbarungen über eine gemeinsame Funknetzerrichtung 

mit den Ländern Tirol (Ende 2004). Wien (Juni 2005), Niederöster­

reich (Juli 2005) und Steiermark (August 2005). (TZ 9 3  und 94) 

Während der Netzausbau in Tirol und Wien plangemäß errolgte, 

stellte sich in Niederösterreich und der Steiermark heraus, dass 

Tetron bei der ursprünglichen Planung sowohl die Standortzahl 

als auch die durchschnittlichen Errichtungskosten deutlich unter­

schätzt hatte. So war die Anzahl der erforderlichen Standorte in 

diesen Uindern rd. 70 % bzw. 60 % höher als angenommen, die 

Kosten pro Standort lagen nahezu doppelt bzw. mehr <lls doppelt 

so hoch '11s von Tetron kalkuliert. Beide Länder setzten daher die 

Vereinbarungen erst um, nachdem sich das BMI  mit Investitions­

zuschüssen (insgesamt 1 4,3 Mio. EUR) an den Standorterrichtungs­

kosten beteiligte. 

Noch keine bindenden Vereinbarungen bestanden zur Zeit der 

Gebarungsüberprüfung mit dem Burgenland, Kärnten, Oberöster­

reich, Salzburg und Vorarlberg. Damit war es dem BMI auch rund 

acht Jahre nach Vertragsabschluss nicht gelungen, mi t  allen Län­

dern eine bindende Vereinbarung über eine Beteiligung am Behör­

denfunknetz abzuschließen. (TZ 94) 

Das BMI entschied sich de facto rur die Umsetzung des Bund-Län­

der-Modells, d.h. einen Ausbau nur gemeinsam mit den Ländern 

vorzunehmen. Damit fand eine Verschiebung des Risikos fUr die 

Einhaltung des Zeitplans und der Fehleinschätzung bei den Stand­

orterrichtungskosten von Tetron zum BMI und den Ländern statt. 
Überdies übernahm das BMI auch das nach dem ursprünglichen 

Modell der Dienstleistungskonzession beim Auftragnehmer lie­

gende Marktrisiko. (TZ 95) 

Im Laufe der Projektumsetzung schloss das BMI Verwaltungsüber­

einkommen mit  dem BMJ, dem BMLVS und dem BMVIT. Mit  die­

sen Vereinbarungen gestattete das BMI den betrotlenen Ressorts 

die kostenfreie Mitnutzung des Digitalfunkdienstes nach Maßgabe 

festgelegter Rahmenbedingungen. Im Gegenzug verpflichteten sich 

die Ressorts, dem BMI  die Nutzung in Frage kommender Gebäude 

und Liegenschaften (z.B. Justizanstalten, Kasernen) rur die Unter­

bringung von Systemkomponenten (insbesondere Basisstationcn) 

zu ermöglichen. (TZ 96) 
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Der Vertrag sah ein formales Abnahmeverfahren vor Inbetrieb­

nahme der jeweils fertig gestellten Ausbaustulen vor. Abweichend 

dazu vereinbarten BMI und Tetron im Dezember 2005, das Abnah­

meverfahren ftir die ersten bei den Ausbaustufen Tirol und Wien 

bereits im Echtbetrieb durchzuftihren. Diese Vorgehensweise war 

zweckmäßig, weil erst dort Netzversorgung und Funktionalitäten 

vollständig und abschließend beurteilbar waren. Für Niederöster­

reich und die weiteren geplanten Ausbaustufen vereinbarten das 

BMI und Tetron eine bezirksweise Übernahme des Funknetzes. 

(TZ 98) 

Ausb<lustand des Funknetzes 

Die Inbetriebnahme der ersten AusbaustuFen (Ti ro I und Wien) 

erfolgte mit I. Jänner 2006. Neben diesen beiden Ländern war 

das Digitalfunknetz Ende 201 1 lediglich in Niederösterreich sowie 

in den - ohne Beteiligung der Länder ausgebauten - Städten Kla­

gen furt und Salzburg (Austragungsstätten der Fullballeuropameis­

terschaft 2008) in Betrieb. Somit best<lnd drei Jahre n<lch dem fiir 

Ende 2008 vorgesehenen Prqjektabschluss noch eine erhebliche 

Versorgungslücke. (TZ 99) 

Bundesweit verfiigten die Bedarfsträger Ende 201 1 über insgesamt 

rd. 36.000 Endgeräte. Mit  rd. 20.000 waren deutlich mehr als die 

Hälfte der Endgeräte bei den Nutzerorganisationen in den Län­

dern eingesetzt. (TZ 100) 

Auswirkungen von Ausbauverzögerungen 

Im Oktober 2008 forderte Tetron das BMI unter Hinweis auf die 

deutlichen Verzögerungen beim österreichweiten Ausbau auf, 

dringliche Maßnahmen zu selzen, um die fehlenden Länder ftir 

eine Teilnahme am Projekt zu gewinnen. Als mögliche Lösung sah 

Tetron ein geändertes Länderbeteiligungsmodell, wonach sich das 

BMI an der Finanzierung der grundsätzlich durch die Länder zu 

errichtenden Standorte beteiligen solle. Das BMI verwies vorerst 

auf die bei Tetron l iegende Gesamtverantwortung ftir das Projekt. 

Ungeachtet dessen setzte es den Vorschlag allerdings faktisch um, 

indem es Investitionszuschüsse fiir die Standorterrichtung an die 

Länder N iederösterreich und Steiermark leistete. (TZ 1 0 1 )  
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Bund 201 3/2 

Vergabepraxis im BMI 
mit Schwerpunkt Digitalfunk 

Durch die Beteiligung des BMI an den Investitionskosten der Liin­

der Niederösterreich (7,0 Mio. EUR) und Steiermark (7,3 Mio. EUR) 

konnte dort die Fortsetzung bzw. der Abschluss des Netzausbaus 

betrieben werden. (TZ 94 und 1 0 1 )  

Im April 2009 legte Tetron dem BMI dar, dass - vor dem Hinter­

grund des verzögerten Standortausbaus, der gestiegenen Standort­

zahl und der Auswirkungen der Finanzkrise (gestiegene Finanzie­

rungskosten) - ein Fortbetrieb bzw. weiterer Ausbau des Projekts 

nur möglich sei, wenn der Auftraggeber einen fonanziellen Bei­

trag zur AbgeJtung der daraus resultierenden Mehrkosten leiste. 

Ein vom BMI  beauftragter Berater bestätigte, dass die von Tetron 

angegebenen Mehrkosten von insgesamt 5,73 Mio. EUR exkJ. USt 

jährlich rechnerisch korrekt abgeleitet und plausibel seien. Weiters 

stellte der Berater fest, dass zur Erreichung eines positiven Busi­

nessplanes eine Gebührenerhöhung von jährlich rd. 3 Mio. EUR 

exkJ. USt notwendig sei. 

Das BMI verptlichtete sich in der im Juni 2009 geschlossenen 

Zusatzvereinbarung 2 3- 1 ,  zur Absicherung des bestehenden 

Funknetzes ein zusätzliches j�ihrliches Funkdienstentgelt von 

rd. 3,OB Mio. EUR exkJ. USt zu zahlen. Der weitere AusbllU wurde 

vorläufIg, auf die Dauer von zwei Jahren, ausgesetzt. 

Mit der Übernahme dieser Mehrkosten verhinderte das BMI  eine 

vorzeitige Vertragsautlösung bzw. die Insolvenz von Tet"fOn und 

damit ein Scheitern des Projekts. (TZ 102) 

Im Juli 2010 schlossen das BMI  und Tetron die Zusatzverein­

barung 2 3-2. Diese sah den Ausbau des Landes Steiermark bis 

Ende 201 4 und eine Erhöhung des ursprünglichen Funkdienst­

entgelts um nJ. 3 74.000 EUR exkJ. USt jährlich vor. Die verblei­

benden Länder sollen bis 3 1 .  Dezember 201  B ausgebaut werden. 

Ein verbindlicher Ausbauplan für die offenen Länder wurde aller­

dings auch damit noch nicht geschaffen. 

Außerdem vereinbarten das BMI und Tetron einmalige Zahlungen 

von insgesamt rd. 1 9,2 Mio. EUR für - teilweise durch die Aus­

bauverzögerungen verursachte - technische Neuerungen. Für den 

F1III , dass der Vollausbau bis Ende 20 1 8  nicht umgesetzt werden 

kann, sah die Vereinbarung potenzielle zusätzliche fonanzielle Ver­

ptlichtungen des BMI  vor. (TZ 1 03)  
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Die bisherigen Vertragsänderungen begründeten erhebliche Mehr­

kosten für das BMI. Demgegenüber fehlte allerdings eine Regelung, 

die verbindlich sicherstellt, dass das BMI bei künftigen Einnah­

menliberschüssen von Tetron (insbesondere nach abgeschlossenem 

Netzaufbau und vollem Gebührenanspruch) durch entsprechende 

Entgeltreduzierungen partizipiert und nicht nur Mehrkosten im 

Netzaufbau zu übernehmen hat. (TZ 104) 

Ausgaben für das Projekt Digitalfunk BOS 

Der überwiegende Teil der Ausgaben des BMI für das Projekt Digi­

talfunk BOS betraf die an Tetron zu entrichtenden laufenden Funk­

dienstentgeIte und die - ursprünglich nicht vorgesehenen - einma­

ligen Investitionszuschüsse zur Errichtung des Funknctzes. Daneben 

fIelen Ausgaben für die Endgeräte, für Investitionen in die BMI­

eigene Infrastruktur sowie für sonstige Leistungen (etwa für Bera­

tung) an. (TZ 105) 

Bisherige Ausgaben des BMI 

Beim aktuellen Ausbaustand betrug das jährliche Funkdiensl­

entgelt rd. 1 7  M io. EUR. Von 2004 bis 201 1  gab das BMI  nl. 

1 32,98 Mio. EUR für das Projekt Digitalfunk BOS aus. Die Gesamt­

ausgaben setzten sich w ie folgt zusammen: (TZ 106) 

Bisherige Ausgaben in Mio. EUR 

Quelle: SMI, RH 

36 

• Funkdienstentgelte 

• Investitionszuschüsse an Tetron und Länder 

Endgeräte und Zubehör 

• Investitionen in eigene Infrastruktur 

• Sonstige Projektkosten 
(Berater, Schulungen, etc.) 
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Bund 201 3/2 

Vergabepraxis im BMI 
mit Schwerpunkt Digitalfunk 

Die angeflihrtcn Ausgaben umfassten die im Zusammenhang mit 

dem Projekt geleisteten direkten Zahlungen. Die Kosten der in das 

Projekt eingebrachten eigenen Leistungen (Personalkosten und Bei­

stellung des Verbindungsnetzwerks) erfasste das BMI nicht bzw. 

waren diese mangels entsprechender Kostenrechnung nicht fest­

stellbar. Die vom RH im Vorbericht empfohlene ProjektkostenreCh­

nung zu Steuerungszwecken setzte das BM! nicht um. (TZ 1 07 )  

Ausgaben i m  Vollbetrieb 

Bei Zuschlagserteilung standen die Ausgaben flir die Funknetz­

nutzung im Vollbetrieb wegen der offenen Rahmenbedingungen 

(optionale Leistungen, Beistellungen, Länderbeteiligung) nicht fest. 

Der RH errechnete jährliche Ausgaben des BMI  - bezogen auf die 

fakt ische Umsetzung - von rd. 32 ,34 Mio. EUR. Umgelegt auf 

die vorgesehene 2 5-jährige Betriebsdauer entspräche dies - ohne 

Berücksichtigung von Indexanpasslillgen - einer Gesamtsumme 

von nl. 809 Mio. EUR. (TZ 1 09) 

Mehrausgaben des BMI 

Aufgrund der bisherigen Vertragsänderungen ergeben sich - umge­

legt auf die Gesamtlautzeit - Mehrausgaben für die Funkdienst­

entgelte von rd. 1 4 1  Mio. EUR. Darüber hinaus verpflichtete sich 

das BMI zusätzlich zur Leistung einmaliger Investitionszuschüsse 

zu den Standorterrichtungskosten und für technologische Erneu­

erungen in Höhe von insgesamt rd. 39 Mio. EUR. (TZ 1 10) 

Damit errechneten sich die bereits feststehenden Mehrausgaben aus 

Funkdienstentgelten und Investitionszuschüssen flir die Gesamt­

laufzeit mit insgesamt nl. 1 80 Mio. EUR. Zuzüglich der im Aus­

bauzeitraum (2004 bis nunmehr geplant 201 8) zu zahlenden Funk­

dienstentgelte von insgesamt nl. 1 60 Mio. EUR errechneten sich 

die voraussichtlichen Ausgaben des BMI flir die Gesamtlaufzeit 

mit  rd. 1 . 1 50 Mio. EUR (TZ 1 10) 

Rechnungslegung und -kontrolle 

Grundsli tzlieh rechnete Tetron seine erbrachten Leistungen detail­

liert, korrekt und vertragskont"orm ab und das BMI prüfte die 

Rechnungen ordnungsgemäß. Die vereinbarte Entgeltreduktion 

flir erbrachte Standortbeistellungen erfolgte einvernehmlich nicht 
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nach der tatsächlichen Anzahl der beigestelIten Standorte, son­

dern nach der bei Angebotserstellung geschätzten niedrigeren 

Gesamtzahl. Damit verzichtete das BMI allein flir das erste betrof­

fene Land Niederösterreich auf einen Entgeltabzug von bis zu 

rd. 1 ,45 Mio. EUR jährlich. (TZ 1 \  I )  

Ausgaben der Länder 

Nach dem Bund-Länder-Modell tragen die Länder die Investiti­

onskosten flir die Errichtung der Standorte und deren laufende 

Betriebskosten. Die Investitionskosten der bisher teilnehmenden 

vier Uinder betragen insgesamt rd. 70 Mio. EUR. (TZ 1 1 2) 
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Vergabepraxis im BM! 

mit Schwerpunkt Digitalfunk 

Kenndaten zu Vergabepraxis im BM! mit Schwerpunkt Digitalfunk 

Rechtsgrundlagen - Bundesgesetz über die Vergabe von Aufträgen (Bundesvergabegesetz 2002 - BVergG), BGBL I 
Nr. 99/2002, aufgehoben durch BGBL I Nr. 17/2006 

- Bundesgesetz über die Vergabe von Aufträgen (Bundesvergabegesetz 2006 - BVergG 2006), 
BGBL I Nr. 17/2006 Ld.g.F. 

- Bundesgesetz über die Errichtung einer Bundesbeschaffung Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung (BB-GmbH-Gesetz), BGBL I Nr. 39/2001 i.d.g.F. 

- Verordnung des Bundesmini$ters fOr Finanzen zur Bestimmung jener Güter und 
Dienstleistungen, die nach dem Bundesgesetz über die Errichtung einer Bundesbeschaffung 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung (BB-GmbH-Gesetz) zu beschaffen sind, BGBL II 
Nr. 208/2001 Ld.g.F. 

- Bundeshaushaltsgesetz, BGBL 213/1986 i.d.g.F" sowie Durchführungsbestimmungen 

Volumen der vom BMI vergebenen liefer- und Dienstleistungsaufträge 

Auftragswerte des SMI 

Dienstleistungsau fträge 

liefe rauf träge 

Gesamtwert 

2008 

36,24 

24,31 

60,55 

Quelle: Statistische Meldungen des BMI 

Abrufe über die 
Bundesbeschaffung 
GmbH 

Abrufvolumen 136,00 

Quelle: Bundesbeschaffung GmbH 

Ausgaben des BMI für das Projekt Digitalfunk BOS 

Jahr 

2004 

2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

2010 

2011 

Gesamt 

Nutzer-
gebühren 

4,30 

1,35 

6,16 

7,75 

14,92 

17,17 

16,87 

68,51 

Endgeräte, 
Zubehör 

5,67 

1,30 

6,56 

4,51 

0,21 

0,08 

0,39 

18,72 

Quellen: BMI. Haushaltsverrechnung des Bundes, RH 

Bund 2013/2 

BMI-

2009 

in Mio. EUR exkl. USt 

73,75 

32,83 

106,58 

in  Mio. EUR in kl. USt 

123,13 

2010 

46,96 

25,10 

72,06 

95,33 

Sonstige Investitions- Gesamt-
eigene Projekt- zuschüsse ausgaben 
Infra- kosten (Länder und 

struktur Tetran) 

in Mio. EUR 

0,31 4,61 

1,08 0,41 1,10 8,25 

2,58 0,32 0,03 5,58 

3,46 0.13 16,30 

1.90 0,13 6,61 20,89 

1,97 0,82 17,92 

2,04 0,35 10,90 30,54 

0,63 0,19 10,80 28,88 

13,66 2,66 29,44 132,98 

2011 

129,62 

52,93 

182,55 

103,12 

davon 
ZahLungen an 

Tetron 

4,30 

5,65 

2,68 

13,41 

18,48 

15,31 

28,78 

28,21 

116,81 

39 

III-15 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 43 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



Prüfungsablauf und 

-gegenstand 

40 

R 
-

H 

1 ( I )  Der RH überprüfte von Seplember bis Dezember 20 1 1  die Geba­
rung des ßMI  hinsichllich der Vergabepraxis im ßMI mil Schwer­
punkl Digila l funk.  

Ziel der Gebarungsüberprüfung war es. 

- das Regelwerk. 

- die Organisal ion. 

- Steuerung und Konlrolle. 

- Dokumellial ion und Transparenz sowie 

- die Einhal lung der Vorgaben 

im Zusammenhang mil ßeseharfungsvorgiingen und Vergaben im 
ßMI  zu beuneilen. 

Im Rahmen dieser Prüfung wurde auch das Ersuchen der Frau Bun­
desminislerin für I nneres vom 30. Augusl 20 1 1  um Einleitung einer 
Gebarungsüberprüfung gemäß An.  1 2Gb Abs. 4 B-VG zum Thenul 
"Digital funk" abgewickelt. Das Prüfungsersuchen umfassle 

- Verhandlungen. Verfahren und den Vergleich mil der "FA maSler­
talk" zum Projekt "ADONIS" sowie 

- Ausschreibung und Vergabe zum I'rojekl "ßOS Digital funk Auslria··. 

Im Zusammenhang damil überprünc der RH auch 

- die Umsetzung seiner im Zuge der Gebarungsüberprüfung ADONIS 
(Reihe Bund 2004/5) abgegebenen Empfehlungen sowie 

- die Umselzung des Projekts BOS Digi ta lfunk auf Grundlage des mil 
Zuschlagseneilung geschlossenen Vert rags. 

Das ßMI  legte dem RH grundsälzlich die von ihm angefordenen 
Akten und Unterlagen vor. Offensichtlich fehlende Aklen urgiene 
der RH. Diese reichlc das BMI bis auf zwei Ausnahmen nach. Eine 
Aktenzahl wurde laut ßMI irrtüml ich vergeben. daher war kein phy­
sischer Akl vorhanden. 
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Prüfungsablauf und -gegenstand Vergabepraxis im BMI 

mit Schwerpunkt Digitalfunk 

Bund 2 0 1 3/ 2  

E in  Ak t  des damal igen Büros für Interne Angelegenheiten (nunmehr 
Bundesamt zur Korruptionsprävent ion und Korruptionsbekämpfung) 
betreffend eine Anzeige eines Mitarbeiters des BMI im Märl 200) im 
Zusammenhang mi t  dem Beschaffungsvorgang ADONIS war nicht 
auffll1dbar. Im Zuge der Gebarungsüberprüfung ersuchte der RH mehr­
mals um Übermittlung des Aktes bzw. K lärung des Sachverhalts. Das 
Bundesamt zur Korruptionsprävent ion und Korruplionsbekämpfung 
konnte ein ige Aktentei le rekonstruieren. Am 26. Jänner 20 1 1  über­
mitteile das BMI dem R H  ein schriftliches Erinnerungsprolokoll des 
ehemaligen Leiters des Büros für Interne Angelegenheiten, wonach 
keine strafrechtl ich relevanten Gegebenheiten erinnerlich wären. Der 
RH konnte aus den vorgelegten Unterlagen den Akteninhal t  nicht 
nachvollziehen. 

Die im nachfolgenden Berichtsbeitrag angeführten Beträge verste­
hen sich - sofern nicht ausdrücklich anders vermerkt - einschließ­
l ich der Umsatzsteuer (USt). 

Im S inne einer übersicht l icheren Darstellung gliederte der RH das 
Prüfungsergebnis in drei Abschni t te. Abschn i tt I betri fft die Verga­
bepraxis im BMI im Al lgemeinen, Abschni tt 2 den Vergleich mit  der 
Firma master-talk im Zusammenhang mit dem Projekt ADONIS und 
der Abschnit t ) die Ausschreibung, Vergabe und Umsetzung im Pro­
jekt Digita l funk BOS. 

Zu dem im Juni 20 1 2  übermittelten Prüfungsergebnis gab das BMI 
im September 20 1 2  e ine Stel lungnahme ab. Der RH  erstattete seine 
Gegenäußerung im Februar 20 1 ). 

(2) Das BMI erhob in seiner Stel lungnahme gegen das Prü l"ungser­
gebnis eine Reihe von grundsätzlichen Einwänden: 

- Im gegenständlichen Bericht fehle eine Ausgewogenheit  der Kurz­
fassung, weil diese im Detail zwar h insicht l ich krit isierter Sachver­
halte die Langfassung wiedergebe, aber positive Elemente sclbiger 
nicht anführe. Diese Ausgewogenheit wäre nach Meinung des BMI 
auch e in positiver Ausfluss des vom RH propagierten Beratungs­
ansatzes. 

- Die Auswahl der geprüften BeschalTungsfälle durch den RH sei 
selektiv und nicht nachvollziehbar. Beispielsweise wurden einer­
seits 57 F:i1le ausschließlich aus dem Jahr 2010 und andererseits 
1 2  ausgew;ih l te Fälle mi t  höherem Auftragswert aus verschiedenen 
Jahren geprüft .  
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- SiimLliche in und nach der Schlussbesprechung sehr detai l l iert vor­
gebrachten Argumente des BMI hiitten keinen Eingang in  das Prü­
fungsergebnis gefunden. 

- Trotz der vielen Diskussionen im Zuge der Prüfung werde vom R I I  
der Krit ikpunkt ,  dass vor einer neuen Ausschreibung mit allen Uin­
dern verbindliche Vereinbarungen über die Tei lnahme abzuschlie­
ßen gewesen wären, weiterhin im Bericht aufrecht erhalten. Nicht 
berücksichtigt werde hierbei insbesondere das geltende Prinzip der 
Vertragsfreiheit und die österreich ische Föderalismuslandschaft. 
Demnach stche es Ictztendlich im Bclieben der Partcien, ob und 
mit wem sic kontrahieren wollen. Daher sei die vom BMI gewählte 
Vorgangsweise, mit einem Bundesland die Ausschreibung durchzu­
führen und ZU zeigen, dass der Digitalfunk gemeinsam umsetzbar 
ist und in der Praxis zur Zufriedenheit der unterschiedlichen Blau­
lichtorganisationen funktioniert - auch aus föderalist ischen Fak­
tiziti iten - die einzige real istischc Handlungsoption. 

- Der RII habe in seinem Bericht die Gesamtkosten des neuen Projektes 
.. BOS Digitalfunk" nicht sachlich bewertet, keine Aussage über die 
WirtschafLl ichkeit des Funknetzes vor a l lem im Verglcich zu ande­
ren, auf den sei ben Einsatzzweck ausgerichtete Funknetze bzw. im 
i ntcrnationalen Vergleich get roffen und d ie  vom BMI  übergebene 
Wirtschan l iehkeitsbet rachtung im Bericht nicht erwähnt. Gerade 
diese Bctraehtung wäre abcr ein ganz wescnt l icher Punkt der Prü­
fung. Dies umsomehr ;lls der intcrnationale Vergleich deutlich zeige, 
dass Österrcich trotz der topografisch schwierigen Rahmenbedin­
gungen die Kosten für die Funkversorgung sowohl bezogen auf den 
einzelnen Standort als auch auf den einzelnen Teil nehmer im inter­
nationalen Vergleich 'Im wirtschaftlichsten umsetzcn konnte. 

- Vom RH werdc im Bericht Kri t ik an der Aurtragsvergabe an die 
Berater im Projekt Digitalfunk gcübt, aber wcder die Qualiti it , kon­
kret das Ergebnis dcr Bcratcrleistungen, noch d ie  Prcisangcl1lessen­
heit angesprochen. 

- Das positivc Ergebn is des Vergleichcs sei nicht angesprochen wor­
den. Dem gegcnüber werde abcr cin Teil der Dokumentation ohne 
erkennbare Auswirkungen auf da Ergebnis in  den Mil lelpunkt des 
Prüfungsergebn isses gerückt. 

Bund 2013/2  
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Prüfungsablauf und -gegenstand Vergabepraxis im BM! 

mit Schwerpunkt Digitalfunk 

Bund 2013/2  

( 3 )  Der RH stellte dazu Folgendes klar: 

- Die Kurlfassung gibt in gerarrtcr Form die wicht igsten Feststel­
lungen des RH wieder. Wenn auch wegen der notwendigen Kür­
zungen nicht al le Aspekte, die in der Langversion behandelt werden, 
aufgenommen werden, so gibt die Kurzfassung doch ein ohjek­
t ives Bild der Gesamtbeurtcilung des RH wieder. Die Kurzfassung 
erfül l t  die Funktion e ines Management Letter und dient der aussa­
gekrärtigen und selbstragenden Schnel l information für den ei l igen 
Leser. Ausl"ührliche Informationen zu den einzel nen Prüfungsfest­
stellungen des RH finden sich im  umfangreichen Langtext. 

- Der Prüfungsansatz h insichtlich der Auswahl der Beschaffungsfälle 
ist in TZ t 5  ausführlich dargestel l t .  E inerseits erfolgte eine risiko­
orientierte Stichprobe 'lliS al len Fällen eines J'lhres, andererseits 
wählte der RH weitere Fälle mit höherem Beschaffungsvolumen 
aus, wobei er im H inblick auf  seine Erfahrungen bei Gebarungs­
überprüfungen einen Schwerpunkt auf Beratungsleistungen legte. 

- Die von der geprüften Stelle im Rahmen der Gebarungsüberprü­
fung und der Schlussbesprechung vorgebrachten Argumente wur­
den vom RH selbstverständlich gewürdigt. Jene Punkte, in denen 
Auffassungsunterschiede zwischen RH und BMI  bestehen, werden 
nicht aufgenommen. Diese werden, wie dies die Verfassungsrechts­
lage vorsieht, umfassend im Rahmen des Stellungnahmeverfahrens 
und der Erstellung des endgültigen - zu veröffentl ichenden - Prü­
fungsergebn isses berücksichtigt und dargestel lt .  

- Die Herausforderung im Zusammenhang mit  dem Föderalismus ist 
dem RH bekannt. Dennoch w;ire es nach Ansicht des RH Aufgabe 
des BMI gewesen, vor der endgült igen Auftragsvergabe entspre­
chende Vereinbarungen mi t  den Bundesländern herbeizuführen, 
um eine erfolgreiche und wirtschaft l iche Umsetzung des Projektes 
Digitalfunk sicherzustellen. 

- Hi nsichtlich der Kritik  des BMI an  der Bewertung der Gesamtkos­
ten und der N iehterwähnung des vom BMI übergebenen .. interna­
tionalen Projekt-Vergleichs" hi.ilt der RH fest ,  dass er das Digital­
funk-Projekt in  Österreich geprüft und daher die Kosten bzw. die 
Kostenentwicklung für dieses Projekt dargeste l l t  hai .  Die vom BMI 
übergebene Ausarbeitung eines .. internalionalen Benchmarking" 
war vom RH nichl überprüfbar. 
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- Der RH hat die Qual ität der Beraterleistungen nicht kritisiert. Er wies 
al lerdings darauf h in ,  dass in vielen Fällen die Arbeit der Berater 
kostengünstiger entweder durch Experten des BMI bzw. jene der 
Finanzprokuratur h,itte erbracht werden können. Weiters wies er 
darauf hin, dass die Preisangemessenheit viel l'ach mangels Ver­
gleichsangeboten nicht überprüft werden konnte. 

Der RH verwies auf seine Feststellungen und Empfeh lungen, die er 
im Tätigkeitsbericht Reihe Bund 2004/7 betreffend die Heranziehung 
externer Berater getroffen hat. Zusammenfassend hob der RH hervor: 

- Es sollten vorrangig die im eigenen bzw. im öffent l ichen Bereich 
insgesamt vorhandenen Ressourcen genutzt werden. Externe Bera­
ter wären nur dort zuzuziehen, wo eine wesent l iche Erhöhung der 
Qual ität und der Erfolgswahrscheinl ichkeit eines Projekts zu erwar­
ten ist . 

- Für eine im eigenen Bereich abdeckbarejuristische Bermungsleislllng 
und die Vert retung vor Gerichten sollten vorrangig die Dienste der 
FinanzprokuralUr bzw. des Verfassungsdienstes des BKA in Anspruch 
genommen werden. 

- Vor einer Auft ragseneilung wäre stets die Notwendigkeit der Fremd­
leistung zu prüfen. Entsprechende Kosten-Nutzen-Überlegungen 
sowie die G ründe für die Auswahl eines externen Beraters sol lten 
nachvollziehbar dokumentiert werden. 

- Diejeweils ZlIsUindigen Fachabtcilungen sol l ten zur Sicherstel lung 
dcr Qual ität und der Akzeptanz der Projektergebnissc sowie des ent­
sprechendcn Know-how-Transfers eng mit  den extcrnen Bcratern 
zusa 111 mena rbei ten. 

D'lS Zustandekommen des Vergleiches wurde im Bericht ausführlich 
dargestel l t .  Die Dokumentation ist ein Aspekt davon und steht keines­
falls im Mit telpunkt. Der RH teiltc nicht die Ansicht, dass das Ergebnis 
des Vergleichs positiv zu wertcn ist, weil dcr Republik Österreich ein 
fl llanzielier Schaden von rd. 30 Mio. EUR entstanden is t  (siehe TZ 4 1 ). 

Bund 2 0 1 3/2 
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Bund 2 0 1 3/ 2  

Vergabepraxis im BM! 
mit Schwerpunkt Digitalfunk 

Abschnitt 1 - Vergabepraxis im BMI 

2.1 Primiire Rechtsgrundlage Für die Durchführung von Verfahren zur 
Beschaffung von Leistungen durch das BMI war das Bundesverga­
begesetz 2006, BGB! .  I Nr. 1 7/2006 (BVergG 2006)2. Es galt für a l le 
Vergabeverfahren, die nach dem 3 1 .  Jänner 2006 eingeleitet wurden, 
für vor diesem Zeitpunkt eingeleitete Verfahren war das Bundesver­
gabegesetz 2002, BGB! .  I Nr. 99/2002 (BVergG 2002) anzuwenden. 

Der Grundsatzerlass des BMI "Budgel/Control l ing/BeschafFung" vom 
1 3 .  Mai 2003 (Grundsatzerlass 2003) regelte u.a. Beschaffungsangele­
genheiten. Er enthielt Besti mmungen über die in terne Zuständigkeit 
zur Durchführung von Vergabeverfahren, die Vorschreibungs- und 
Genehmigungspnichten und sonstige Zuständigkeitsbest immungen 
(z.B. Für die Erstellung von Ausschreibungsunterlagen oder zur Prü­
fung der Angebote) sowie einen Abriss über die Wahl der Vcrg<lbe­
arten. Aufgrund des Zeitpunkts seiner Erstel lung nahm er auf d<lS 
BVergG 2002 Bezug: Insbesondere das zuletzt genannte Kapitel führte 
daher nicht mehr akt uelle Schwellenwerle an oder skizzierte Verfah­
ren, die im BVergG 2002 enthal ten, durch das BVergG 2006 jedoch 
nichl übernommen worden waren (z.B. Direktvergaben bei geislig­
schöpferisch�n Leistungen). 

Naeh Abschluss der örtlichen Erhebungen übermittelte das BMI dem 
RH einen neuen, ab 20. Jänner 20 1 2  geltenden Beschaffungserlass. 
Dicser galt für Vergaben, die n<lch dem Inkrafttretenszeitpunkl ein­
geleitet worden waren; al le übrigen Vergaben waren nach dem Erlass 
vom 1 3. Mai 2003 zu Ende zu führen. 

2.2 Dcr RH bemiingelte, dass das ßMI auf  die durch das BVergG 2006 
erfolgten Änderungen der Rechtslage erst 201 2 durch eine Neufas­
sung des ßeschaffungserJasses reagierte. 

2.3 Ll/UI Stcllullgllah/llc des BMI sei i/ll Hillblick darauf, dass aIlJg"",d fIes 

Grulldsatzrrlnsses 2003 eillerseits die BescllflJJi"'gsabteilullg bereits 

ab 20.000 EUR e.rkl. USt u llfl die nIldereIl Org( lI/isatiollseillheitell (bis 

a uJ d ie Jii r IT -A IIgrlegcllhei tell wstli IIdige Abtei I LI IIg) 11 U r i //I Bereich 

der/orllllosclI (durch das BVergG 2006 lIiclll lIeu geregeltell) Oirekt­

vergabe ZlIr Durclifiih"",g VOll Vergabe/leljahrell ZlIsriilldig wareIl ulld 

alldererseits der G"",dsatzerlass vorwiegelId orga11 isatorische Bes/i/ll­

lIIullgell elIthielt, durch das BVergG 2006 grulldsiitzlich krill Bednlj 

Illt'hrfadl novell iert. zull'lz! durch dic NoveIlt' BGBI. I Nr. 10/201 2  
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lIacll eiller Neufasslillg (Allpassullg) des BeselwJ]ill/!1serlasses gege­

bell gewesl'lI. 

A lliassgebclld für deli lIeuell Besclla
J
fullgserlass sei "ie/lllellr die 

illl Jallr 201 1  wirksalll ge//Jordelle IImfassellde Orgallisaliollsreforlll 

gewesell. die eille grtllllllegelllic Neuregelullg der Orgallisatioll aller 

Bescilaflilllgspron'sse erforderlicll gemaeIlt lIabc. 

Lediglicll im IT-Bereicll seieIl ill der Praxis - ullablliillgig 11011 der im 

Gnllllisatteriass allgefüllrtell Betragsllölle - wellbewerblielte Verga­

bellerfall rell zur Sicllerstellullg ller EilllwllUllg llcr fonllalell IIerga­

bcreclltlicllell Vorgabell fjrtllldsiitzlicil (ulld lIiel" lIur illl Eillzelfall) 

dureIl die BesellflJJulIgsabtcilullg ulld Vergabe/le�/illlrclI. wOllacll IIl1r 

eill Ullteme/lll1ell aus teelllliseltell GrÜlldell ill der Lage ist. deli Allf­

trag auszufüllrell. grtllldsiitzlicil (WIl/ lIicilt IIl1r illl Eillzefjitll) dllrcll 

die für /T-Allge/egellileitell zusttim/ige IIlId somit lIIr Prüfllllg dcs 

VorliegclIs der tecllllischell GrÜllde qllalijizierte Faelwbteihlllg dllrch­

geführt //Jorl/ell. 

Diese Vorgellells//Jcise eil/spreche 1Illllmehr dem lIeuell Beselwffullgs­

erlass. 

2.4 Der R l i  verwies noch einmal auf den Umstand. dass der Beschaf­
fungserlass bis Jänner 20 1 2  auf Bestimmungen des BVerg 2002 Bezug 
nahm, die knapp sechs Jahre zuvor außer Krart getreten waren. 

3 Das BMI beschaffte - gemessen am Aurtragswert - rund die Hälne 
seiner benötigten Waren und Dienstleistungen gemäß den gesetz­
lichen Bestimmungen über die Bundesbeschan'ungs GmbH (BBG). Laut 
den Aufzeichnungen der BBG betrug das Volumen der vom BMI auf 
diese Weise beschafften Waren und Dienstleistungen im Jahr 2010 
rd. 95 Mio.  EUR ( ink l .  USt). 

Abgesehen davon hatten das BMI und dessen nachgeordncte Behör­
den und Dienststellen a ls Vertreter des öffentl ichen Aurtraggebers 
Bund die Vergabe von Liefer- und Dienstieislllngs<lurtriigen sowohl 
im Obcr- als auch im Unterschwellenbercich gemäß den Bestim­
mungen des Bundesvergabegeselzes 2006 durchzuführen. Die vom 
13MI selbst vergebenen Liefer- und Dienstieislungsaurträge umfassten 
im .fahr 2010 einen Aurt ragswert von rcl. 72 Mio. EUR exkl .  USI. 

Bund 2013/ 2  
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Vergabepraxis im SMI 
mit Schwerpunkt Digitalfunk 

4.1 Die  vom BMI  selbst durchgeführten Vergaben erfolgten - abhän­
gig vom Auft ragswert - durch die Beschaffungsabteilung. die dazu 
ermächtigten Organisationseinheiten der Zent ralstelle oder die n'lch­
geordneten Behörden und Dienststel len. 

Von den vom ßMI selbst durchgeführten Vergaben in Höhe von 
rd. 72 Mio. EUR exkl. USt ent ftelen laUl statistischen Meldungen an die 
Europäische Kommission für das Jahr 2010 7,78 Mio. EUR exkl. USt 
auf ßesehafTungen der Beschaffungsabteilung, 22,70 Mio. EUR 
exkl. USt auf Bescha fTungen anderer Organisationseinheiten der Zen­
tralstelle und 4 1 ,58 Mio. EUR exkl .  USt auf  Beschaff'ungcn der nach­
geordneten Behörden und DienststellenJ 

Der organisatorische Ablauf zur Durchführung von Beschaffungen 
war im Jahr 2010 dallingehend geregelt ,  dass die Bedarf.st riiger ihren 
Bedarf' mit tels Beschaffungsbegleitblatl bekannt  geben mussten. In  
Folge war  eine Bedarfsprü l'u ng durch d ie  Abtei lung l i / I ( l'Li r den 
Bereich der Generaldirektion für die öffentl iche Sicherheit) bzw. durch 
die Abteilung 1/2 (für den übrigen Bereich) durchzul'ühren. Im Fal le 
einer positiven Beurteilung hatte die Abtei lung 1 /3 die budgetäre 
Beurtei lung vorzunehmen. Dieses Prozedere galt sowohl rLir Beschaf­
fungen der Zentralstelle als auch für jene von nachgeordneten Behör­
den und Dienststellen. 

Nach den Regelungen des GrundsatzerIasses 2003 waren Vergabever­
fahren bis zu einem geschätzten AuFtragswert von unter 20.000 EUR 
exkl .  USt durch den Bedarf'striiger grundsiitzlich selbst durchzuführen. 

Die im BMI ei ngerichtete Beschaffungsabtei lung war für die Abwick­
lung von Vergaben ab einem Auft ragswert von 20.000 EUR exkl. USt 
zuständig. Im Bereich Informationstechnologie lag diese Grenze bei 
1 62.293 EUR exkl .  USI. Die Beschaffungsabtei lung konnte Vergabe­
verfahren - ungeachtet der Wertgrenzen - an sich ziehen oder an  
den jeweiligen Bedarfsträger delegieren. 

Akten, die ein Vergabeverfahren betrafen, das nicht die Bescha f'­
fungsabtei lung führte, waren ab einem Aurtragswert von 40.000 EUR 
exkl .  USt dieser Abteil ung vor Abfertigung vorzuschreiben. Der Bud­
getabtei lung waren solche Akten vor Hinterlegung vorzuschreiben. 

Großbeschaffungen hatte - abhängig vom Aurtragswcrt - der zustän­
dige ßereichs- bzw. Gruppenleiter (ab 1 62.293 EUR exkl. USt) oder der 
Sektionsleiter (ab 300.000 EUR exkl .  USt) zu genehmigen. Besch"f-

I Sichcrhcilsdirl'ktionCll, BUIlC!cSpulizcidirckt iollcn, Lilmlcspol i71'ikornlllandl'll, ßundl''\­

;:Isylalllt und Zivildicn<;hclVicc:lgl'l1lur 
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fungen mit einem Auftragswcrt ab 500.000 EUR exkl .  USt waren dem 
Bundcsmin ister vor Abfertigung zur Kennt nis zu bringen. 

4.2 Die Abwicklung von größcrcn Vergabcn durch eine von der bedarfs­
anmeldcndcn Stclle unabhängige Organisationseinheit bewertete der 
RI I  ( im Sinne von Objektivität und Korruptionsprävention) positiv. 
Nach den Feststellungen des RH gab cs in der Zusammenarbeit zwi­
schen den Bedarfsträgcrn, andcren sachlich zuständigen Org'lIl isati­
onseinheiten und der zentralen BeschalTungsabteilung kcine grund­
siitzlichen Deflzitc. 

5.1 Unternehmensgegcnstand der BBG war die Wahrnehmung von Auf­
gaben auf dem Gebict des ßeschaffungswesens mit dem Ziel einer 
ökonomisch sinnvollen Volumens- und Bedarfsbündelung zur Opti­
mierung der Einkaufsbedingungen des Bundes nach wirtschaftlichen 
und quali tat iven Kriterien.4 DHs ßMI  hatte dicjcnigen von ihm bcnö­
tigtcn Warcn und Dienstleistungen, dic aus dcn in den Verzeichn issen 
der BBG aufgeführten Verträgen bezogen werden konnten, grundsätz­
l ich von den darin genannten Vert ragspartnern zu beziehen.' Aus­
nahmen bestanden u.a. 

- wenn aufgrund von bundesgesetzlichen Best immungen für die Aus­
führung dcr Lcistungcn besondere Sichcrheitsmaßnahmcn erfordcr­
lieh waren odcr es der Schutz wesentl icher Interesscn der Staatssi­
cherheit erforderte und 

- für Waren und Dienstleistungen, die bei gleichem Leistungsinhalt 
und gleichen sonstigen vcrtraglichcn Konditionen von eincm Drit­
tcn günst iger angebotcn wurden. 

Das BMI verfügtc übcr keine Statistik hinsicht lich der Abrufc über 
die BBG. Laut Auskunft dcr ßßG hatte das ßMI  zwischcn 2008 und 
20 1 1  jährlich Waren und Dicnstleistungen mit cincm Volumcn zwi­
schen rd. 95 Mio. EUR (2010) und rd. t 36 Mio. EUR (2008) abgerufen. 

Das BMI bcschaffte im Wege der BBG vor a l lem Standard produkte. 
Die größtcn Volumina entfielen auf Leistungen wie Fuhrpark, Reini­
gung, Tankkartensysteme, Energie, Gebäudeübcrwachung, Softwarc, 
Bricfpost und Papier. 

01 § 2 Alls. 1 Bß-G lllhH-Gc"{,Ii' 

., vgl. §§ J Ahs. I Z I und 4 Ah". 2 Z 2 ßU-Grnhll-Gl·SCll. 
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Die  Zusammenarbeit zwischen dem BMI und der BBG erfolgte stan­
dardisiert im Wege von Ressort- und Produktverantwortl iehen sowie 
in Form von Arbeitsgruppen. 

5.2 Der RH empfahl dem BMI ,  die Besehaffungen über die BBG i m  Hin­
bl ick aur die Scha lTung eines gesamt haften Berichtswesens stat istisch 
zu erfassen. 

5.3 Laut Stelhlllgll(lilme des BMI sei diese St(ltistik dem BMI jiillr/icll 

zur Verjiigullg gestellt wordell. Seit dem I .  Jiillller 20/2 würdell 

BBG-Abrufe im BMI st(ltistiscll erf(lsst. Darüber IIill(lus würdell diese 

Illform(l/iollell kÜ llftig (IueIl /10m elektrolliscllell Bescl/{lffu llgswork­

j70w edass/. 

6.1 Die I n terne Revision war gemäß § 1 Abs. 2 der Revisionsordnung 2008 
h insicht l ich der Fachaufsicht dem Bundesmin ister, bezüglich der 
Dienstaufsicht dem nach der GeschiifLseinteilung zuständigen Sekt i­
onsleiter direkt unterste l l t .  Im Rahmen einer Änderung der GeschäfLs­
einteil ung m i t  I .  Jänner 2010 nahm das BMI  nach dem Geschäfts­
bereich der Abt .  IV/IR (Interne Revision) zusätzlich einen mi t  der 
Revisionsordnung 2008 inhal tsgleichen Passus auf. Diese Regelungen 
gingen auf Empfehlungen des RH zurück. I n  Reihe Bund 2003/2 
(TZ 4.2) und 2008/5 (TZ 2.2) hat te der RH empfohlen, Revisionsein­
richtungen führungsnah einzurichten und nach Möglichkeit dem Res­
sortleiter unmittelbar zu unterstel len. Die Fachaufsicht des Bundes­
min isters über die I n terne Revision sol l te  explizit vorgesehen und in 
der jeweiligen Revisionsordnung sowie in der Geschiiftscintei lung 
festgeschrieben werden. Im  Zuge des Nachfrageverfahrens des RH zu 

den Empfehlungen aus dem Jahr 2008 gab das BMI die U msetzung 
dieser Empfehlung bekannt (Reihe Bund 2009/ 1 4). 

Anlässlich einer weiteren Änderung der GeschäfLseintei lung mit Wir­
kung vom I .  Jiinner 201 1 beseit igte das BMI die Unterstel lung der 
In ternen Revision unter die unmit te lbare Fachaufsicht des Ressortlei­
ters wieder. Die ungeteilte Fach- und Dienstaufsicht über die I n terne 
Revision kam ab diesem Zeitpunkt dem Leiter der Sekt ion IV (Ser­
vice und Kontrolle) zu. 

Nach in ternat ion<llen Sta ndards für die I n terne Revision soll tc dercn 
Leiter direkten und unbcschränktcn Zugang zur Geschiiftsleitung 
haben und regelmäßig an die Geschiiftsleitung berichten. Er sol l tc 
der Ebene innerhalb der Organisation unterstehen, die sichcrstellcn 
kann, dass die I ntcrnc Revision ihre Aufgaben sachgerecht erfül-
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len kann und direkt mi t  der Geschärtsle i tung kommunizieren und 
zusam menarbeiten. 

Im Rahmen der Änderung der GeschäFtsein tei lung 20 1 1  gl iederte das 
BMI auch die Beschaffungsabteilung in die Sektion IV ein. 

Bei der Sektion IV waren darüber h inaus folgende mit Vergaben 
befasste Fachabteilungen angesiedelt :  

- Abt.  IV! I - Technische Ausrüstung 

- Abt. IV!2 - KlT -Appl ikationen und -Services 

- Abt. IV!8 - KIT - Infrastruktur und -Betrieb 

- Abt. IV!4 - Zentrale Dienste 

Auch das Bundesamt zur Korruptionsprävent ion und Korruptionsbe­
kämpfung (BAK) war dem Leiter der Sektion IV unmittelbar unterstel l t .  

Dem Leiter der Sektion IV kam somit die ungeteilte Fach- und Dienst­
auFsicht über die zentrale Beschafrungsabteilung, ein ige für ßeschaF­
fungen besonders relevante Fllehabteilungen, die In terne Revision 
und BAK zu. 

6.2 Der RH krit isierte, dass seit Anfang 20 1 1  die BeschaFfungsabteil ung 
und Für BeschaFFungen relevante Fachabtei lungen sowie kontrollie­
rende und ermittelnde Einheiten ( In terne Revision und BAK) in einer 
Sektion konzentriert waren, dadurch war das Entstehen von Interes­
senskonflikten bei der Beurtei lung von ßeschaFFungsvorgängen nicht 
ausZlIschi ießen. 

Der RH empfahl, die In terne Revision gemäß seinen wiederholten 
Empfehlungen und den i n ternationalen Standards der unmittelbaren 
Fachaufsicht der Ressort leitung zu unterstellcn. Weiters empfahl er, 
die Zuständigkeitcn für bedeutende Vergaben (zentrale ßescha lTungs­
abtei lung), für die Interne Revision und die Kormptionsprävemion 
und -bekämpfung zu t rennen, um In teressenskonflikte auszuschlie­
ßen. 

6.3 ( I )  Lau/ S/rllu lIgllahme des BMI habe es keille ZUIII Besitzs/iIIld der 

ös terreicll ischell Rcchtsord lIullg zii h1clldell S/a IIda rds fi lIdeIl kÖIlIICII, 

die vorseIleII, dass die ulIllIi//e/bare Facllaufsicht über eille RC/lisioll 

eiller Ressortlei/ullg Zll ullters/ellclI sei. Diesbezüglich sei dem BMI 

Bund 2013/2 
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lIur die im IIA"-Sta lldard J t lOjcstgellllltelle Vorgabe fler orgallisato­

riscllell Ullabllällgigkeit bekallllt, wOllarll der Leiter der I",e",ell Re"i­

sioll der Ebelle illllerllalb der Orgallisalioll ullterstellell miisse, die die 

sacllgerecllte A I(fgabellc(/iillullg der IlIte",ell Rellisioll sicllerstdlell 

kÖlllle. Die Eillgliederullg, Ausrichtullg ulld Geslallllllg eiller IlIte",clI 

Re"isioll lIabe f lllJgrlll/{1 tfes Legalitiitsprillzips gemiiß Art. 1 8  Abs. J 

B-VG im Rallll1ell der gese/zlicllell VorgabeIl s/altw}illdclI. Das BUII­

desmillisteriellgesetz seile ill § 7 Abs. 4 Ilor, dass die Vorscllriftell 

der Absätze I 11I/{1 2 aucll der SelwJ[ulIg 1'011 Eillrirlllllllgell, die }iir 

deli Bereicll eilles gallzell Bumlesmillisteriums oder eilles Teiles eilles 

sold,ell wr illllerell Rellisioll der Verwaltullg U lltf lIIr SicJlerstelltlllg 

eiller gesetLmiißigclI Vollziellllllg sowie eiller sparsameIl IlIId zwcck­

miißigell Gebarullg geSrlwJ[ell wiirdell, lIicllt clltgegellstellell. A ußer 

dieser Ermiirlltigll llgsllorll1 c.ristiertell zur EillricJllulIll //Ild orgalli­

satorisrllell Eillgliedert/llg ciller Illtemell Rellisioll im öJJe"'lirllell 

Diel1st keille wei/erell Normiertlllgell im GesetLesrallg. Der Ressort­

leitl.llIl) komme doller aufgrtllld dcs I)esetzlirll eillgcrli//mt(,11 Gestal­

tllllgsJreiraums bei der Eillricllltlllg ulld Eillgliedenlllg eillcr IlItcmclI 

Rellisioll "olle Orgallisatiollsgewalt zu, welclle lIierbei illre Leitlillie 

all deli !1auslwltsgrtllldslitLell }imlc. Bereits ill deli A u�/iillnlllgell ZII 

dCII Griilldllllgsak/ell der II,lemell Revisioll ill1 öJ[elltlirllell Diel1st, 

wie MillisterratsbesclIllIss 110m J 5. September 1 981 sOIl/ie deli Leitli­

lIiell fies BUlldeskallzleramls - Verjassullgsfliellst 1'0m I .  Miirz 1 983, 

sei erkall'" wordell, dass eille A llgliedertmg eiller IlItemclI Rellisioll 

all eille BUlldesmillistcrill oder eillell Blllldesmillister im J/illblick a llJ 

die dami, /lcrbulldellell A IIJsiclltspj7irlltell im Verlliiltllis LII deli pri­

miirclI Pj7iClltCII der Rcssorlieitllllg lIicllt praktikabel sei. 

Das BMI lIabe sirll bei dcr Eillgiiederullg der IIl 1e",ell RCllisioll ullter 

dCII Leiter der Sekiioll IV "0" deli Grulldsiitzell der Zweckmlißigkcit 

ulld Wirtscllf(/ilicllkcit lei/eil lasse,l. Eille UlllllillClbarl' Ullterstellullg 

der Illtemell Re/lisioll lllller die Ressortieitllllg wr Wal, ",dl lllUllg der 

FaclwuJsirllt durclI fliese lIütte eill ullzweckmäßiges Allscillflllde(/,al­

lell /1011 Diellst- IIl1d FacllauJsicllt wr Folge. 

Eillc flualifiLierte IIl1d zeitllalle A usübullg der FarlwuJsicllt flureI, deli 

Ressortleiter setze jedocll das Vorlla lldellseill elltsprecllellder (zeit­

licller) KapazitäteIl ,'oraIlS. Der regdmlißige, ullmittelbare IIl1d persöll­

liclle KOlltakt als VOfllllssetZllllg Jiir die 110m RH empJolllelll' orgalli­

sa/orisclle Eiltl)lieflcnlllg der IlItemclI Re"isioll sei ill der BMI-Pra.ris 

lIielll IIl11setzba/'. 

b Insliwu.' of IrHernal Auditors (lnslilul f1ir Interne Revision) 

51 

III-15 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 55 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



Organisation 

Kabinett der Bundes­

ministerin 

52 

R 
-

H 

ZlIsa lll/llellji/sselld IIiell lias BMI Jesl, dass W ill eillell eille /llIlIIi/le/­

bare Ausübllllg der FaclllluJsiclll durcll die Ressortleilllllg llllrealis­

liscll l/lld 1/l/zweckllliißig ersclleille lIl1d Will a lIdereIl die Trellllll llg 

1'011 DiclIsl- lIl1d facl/ll/({sicl/I !/rtllldsiilzlicil als orga llisllliollstl/mre­

tiscll (illsbesolldere lIacl/ allgellleillell Mll/llIgCII/elltgrulldslilLell) "er­

feh/I Ulld 1/l/wirtscllllJtlicil bewer/ef werde. 

(2) Laut StdlulIgllallllle des BMl werde die ElllflJeh/llllg. l/ie ZlIstlill­

digkeil jlir bedeutellde VergabeIl (zeIlIraIr BescllaJ{ll llgsabteilllllg).jlir 

die Illteme Re/Jisioll l/l/d die KorrllfltiollslJriillelltioll l/ltd -bekiilllfl­

f!ll/g 1!I trellllell, lIicilt geteill. Die orga llisatoriscl/e Eillordllllll!1 ill 

der Seklioll IV bezwecke die Ballullg gleicllartiger KOlltroll-, Erllli/l­

It/l/gs- IIlId A uJsiclllsauJgabell. Die A uJteilllllg dieser FUllkliollclI a llJ 

lIIeilrere Sekliollell IIli/le eill llllabgestilllmtes ulld ullkoordilliertes 

VorgelIeIl LlIr Folge. 

6.4 ( I )  Zur Frage der Unterstel lung der Internen Revision unter die unmit­
telbare Fachaufsicht der Ressonleitung verwies der RH auf i nterna­
t ionale Standards. wonach die I nterne Revision direkten Zugang zur 
Gesch;iftsleitung haben sollte.1 Ebenso verwies er auf den U mstand. 
dass das BMI im Jahr 2008 den Empfehlungen des RH Rechnung tra­
gende U nterstel lungsverhäl ln isse für die Interne Revision geschaf­
fen und dies dem RH im Rahmen des Nachfrageverfahrens 2008 
bekannt gegeben hatte. Der RH bekräftigte, dass die Konzentration 
von Beschaffung und Kontrolle in  einer Sektion das Risiko von Inte­
ressenskon fl i k ten in sich b irgt. Die vom RH empfohlene organisa­
torische Einordnung ist in anderen Bundesministerien wie bspw. im 
BMUKK verwirk l icht. 

(2) Der RH hat nicht die Bal lung glcich"rtiger KOnl roll-Ermi l i lungs­
und Aufsichtsaufgaben kritisiert, sondern deren N;ihe zu wesentl ichen 
Bescha ffungsvorgä ngen. 

7.1 Entsprechend § 7 Abs. 1 des Bundesmin isteriengesetzes 1 986 (BMG) 
und der Gcschäftseinlcilung des BMI waren al le Geschäfte auf die ein­
zelnen Sektionen und deren in nere G l iederungen vencilt . Dem Kabi­
nett der Bundesmin isterin, das als Stabsstelle außerhalb der linien­
organisation e ingerichtet war, kamen weder vollziehende Aufgaben. 
noch eine formale, unmi l lclhare Anordnungsbefugnis zu. 

Die Dienst- und Fachaufsieht über die Organisationseinheiten des 
Min isteriums kam nur der Bundesmin isterin zu. Um von einer Wci-

I siehe 1I.;t. INTOSAI GOV 9 1 40, I IA Standards IOCX), 1 100, 1 1 10 f. 
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sung der Bundesministerin ausgehen zu können, war im Sinne der 
ungeteilten Min isterverantwortlichkeit eine auf  den jeweil igen Ein­
zelfal l  bezogene, konkrete Willrnsbildung des entscheidenden Organs 
- der Bundesministerin - Voraussetzung. 

Abweichend davon hatte das BMI in mehreren Erliissen aus den Jah­
ren 2009 bis 201 1 für die Abwicklung und Genehmigung von Beschaf­
fungen das Kabinell als entscheidungsbefugte Stelle vorgesehen. Nach 
Durchlaufen eines Genehmigungsprozesses mi t  Prüfung des Bedarfs 
und der budget ären Bedeckung war als Endpunkt des Procederes 
die Entscheidung durch das Kabinell vorgesehen. Ähnl iche Rege­
lungen - mit Gcnehmigungs- und Zustimmungsrechten des Kabi­
neUs - waren in  zahlreichen, vom RH eingesehenen Beschaffungs­
akten dokumentiert. 

7.2 Der RH stel l te fest, dass das Kabinell entscheidende und anordnende 
Tätigkeiten bei Beschaffungen wahrnahm, obwohl es dazu nach § 7 
Abs. 3 BMG und der Geschäftseintei lung des BMI nichl berufen war B  
E r  empfahl dem BMI  sicherzustellen, dass Entscheidungen ausschließ­
lich von den laut Geschäftseintei lung dafür zustiindigen Organwal­
tern gel rolfen werden. Weiters empfahl er, auch Min isterentschei­
dungen lückenlos zu dokumentieren. 

7.3 Laut Stellungnallme des BMI sei diesem die Reclltsstell/l lllJ eilles Kabi­

lieNs bekallllt l/l/d somit aucll die Tatsaclle, dass es bei Bescllaffungell 

//leder elltsclleidende nocll {IIIordllcllde Tlitigkeiten /Uallmc/II"cn könne. 

Soweit das BMI die geprüften Fiille /lnd Erllisse nfle/l/lollziellen lIabe 

können, seien Entsclleidungen /Ion zustlindigcn Orga n/Ufl ltem I/etro.l� 

fen /Ilorden. Bei Nennung des Kabinetts als entsclleidende oder anord­

nende Stelle IlfIndle es sicll llln spracltliclle Unse/llirjen bzw. scllri./l­

licll une.rnkte Form ulierungen. 

Das BMI /Uerde in Zukunft fl uf difo korrekte Formulicn/ l/I/ der Erliisse 

sowic Akte/l/lorscllreibungcn I/nd -I/cnncrke acllte/1. Damit /IIürden 

auell die in der Praxis /lorllandcnen Ministerentscllcidunllcn gClI/liß 

der RH-E//1pfellltlllg dokul//cntiert. 

• An. 20 Ab,. I ß-VG. § 44 Abs. 2 BOG. § 5 .. AI". 2 VBG 
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I ' I�nung und Control l ing 

8 Im Zugc dcs Budgctcrstcl lungsprozesscs dokurncnticrlcn dic hudgct­
verantwonlichen Organisationseinheitcn die geplanten Beschaffungen 
und meldeten diesc gcgliedert nach den ;,ngesprochencn Ansätzcn 
an die Abtei lung "Budget und Controlli ng". Dic Meldungen enthiel­
ten pro Beschaffungsprojekt eine kurze inhal t l iche Beschreibung, einc 
Priorisierung des Projekts, die geplante Anzahl an  zu beschaffen­
den Mengeneinheiten, den geschätzten Einzelpreis und den gesam­
ten Invest itionswen. In der Folge koordiniene die Abtei lung "Budget 
und Control l ing" al le Meldungen und erstellte dasjährliche Budget­
und Invest i t ionsprogr<tmm.  

D ie  budgetverwaltendcn Organisationseinheiten übermittelten monat­
l iche Stat usmeldungen zum Budget- und Investitionsprogramm an 
die Abteilung "Budget und Control l ing". Diese sichtete die Meldungen, 
kt;irte offene Fragen ab und erstel l te unter Berücksichtigung der Sla­
IlIsmcldungen eincn monatlichen Budgetcontrol l i ngberichl. Dieser 
ent hieli Angaben zu den prognostizierlen jiihrlichen I'ersonal- und 
Sachausgaben sowie Erläuterungen zu den Abweichungen von den 
genehmigten Wenen im Bundesvoranschlag. 

Datengrundlage 

9,1 ( I) Das BMI verfügte über kein Instrumentarium, aus dem unlerjährig 
in standardisierler Form einc gcsamlha f"te Übersichl über das Beschaf­
fungsvolumen ermitlelt werden konnte. Nach Ablaul" eincs Kalender­
j�hres erhob die Beschaffungsabtei lung ressorlwcil Dalen zur Ermitt­
lung der Auftragswerle für diejährlichcn statist ischen Meldungen des 
BMI an  das BMWFJ gemiiß § 44 Abs. I Bundcsvcrg�hegcsctz. Die 
BBG stellte dem BMI eine Übcrsicht über die abgerufenen Werle dcs 
Vorjahres zur Verfügung. 

(2) Im Rahmen dcs Projckts Budget-, Organ isal ions- und Rcssourccn­
analyse (BORA) versuchte das BMI im September 2009, das Bcschaf­
fungsvolumen l"ür 2008 in deta i l l ierter Form zu crmitteln. Ziel war 
esjcweils, die Anzahl der Beschaffungen, die Auftragswene und eine 
Auftci lung in BcschalTungsberciche sowohl für BBG-Abrufe �Is auch 
für RessortbeschalTungen zu dokument ieren. D�bei zeigle sich, dass es 
den nachgeordneten Dienststellcn nicht möglich war, dic gcwünsch­
tcn Dalen kurzfrisl ig zu l icfern. In Folge konnte nur ein Tei lausschni t t  
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des Beschaffungsvolumens - in deLail l ierlerer Form, ,115 es  d ie  statis­
tischen Meldungen ohnehin bOlen - zur Verfügung geslel l t  werden. 

(3)  Gemäß stat istischer Meldungen an die Europäische Kommission 
für die Jahre 2008 bis 2010 vergab das BMI Dienstleisl ungs- und Lie­
feraufl räge in Höhe von insgesamt rd. 6 1  M io. EUR cxkl. USI (2008), 
rd. 107 Mio. EUR exkl .  USt (2009) und rd. 72 Mio. EUR exkl .  USt 
(2010) .  Abrufe über die BBG waren i n  dieser Stat ist ik nichl enthalten. 

Laut diesen vom BMWFJ gesammellen statist ischen Meldungen 
erreichte das BMI in  den Jahren 2008, 2009 und 2010 bei der Ver­
gabe von Lic1'cr- und Dienslleislungsauflrägen die höchsle Auft rags­
summe von al len Ressorts. 

Anlässlich der Überprüfung an Drt und Stel le forderte der RH dela i l­
l ierte Auf51e l lungen der beschaffenden Stellen zu den slatistischen 
Meldungen für das Jahr 20 10 an .  Um den Arbeitsaufwand für die 
betroffenen Stellen in einem vertreibaren Ausmaß zu hallen, waren 
nur Beschaffungen ab einer Größe von 3 .000 EUR exkl .  USI verpn ich­
lend anzugeben. Die Angabe von Beschaflüngen mit einem Auftrags­
wert unlcrha lb  von 3.000 EUR cxkl .  USt lag im Ermessen der jewei­
l igen bcscha ffcndcn Stelle. 

Insgesamt meldcten die beschaffendcn Stellen 1 5.JJ8 Fälle mil cinem 
Gesamlvolumen von rd. 54,63 Mio. EUR exkl. USt, wobei al leine auf  
das Bundesasylamt 1 3 .661 Fälle m i l  einem Auflragsvolumcn in  Höhe 
von 6,3 M io. EUR cxkl .  USt ent flc1en,'! Rund 26,8 M io. EUR exkl .  USt 
cnlfle1cn mil einem durchschni t t lichen Auftragswerl in Höhe von 
rd. 109.000 EUR auf Beschaffungen durch die Abtei lung Kommu­
nikations- und Informationstechnologie. Dabei handelt  es sich im 
Wesentl ichen um Aufträge zur Aufrechlerhal tung des laufenden IT­
Betriebes. Eine Analyse der gemeldeten Fäl le zeigte, dass der jewei­
l ige Aurt ragswert in der überwiegenden Zahl der Fäl le unlerhalb des 
für das Jahr 2010 geltenden Schwcllenwertes für eine D i reklvergabe 
( 100.000 EUR) lag. 

Beim Vergleich der Detail mcldungen mi t  den stat ist ischen Mel­
dungen zeigten sich Differenzen, die bspw. auf die Nennung von 
Brutto- anstalt NeLLobetr;igen, ein ige Feh l inlerprela t ionen und die 
Nennung von falschen Bet rägen zurückzuführen waren. Außerdem 
waren BeschalTungen, die über die BBG abgerufen wurden, zumin­
desl in I löhe von 10, 1 4  Mio. EUR exkl . USt irrtüml icherweise i n  den 
Detai l mcldungen enlhalten. 

I) Dabei handelt es 'iich üherwiegt:nd um Dolmelsl·hcrieisilmgen. 
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(4) Der seit Jänner 20 1 2  gült ige ßeschaffungserlass des BMI best immte, 
dass jede Fachabteilung bzw. die sachlich zusliindige Organisalions­
einheit vierteljiihrlich eine Aulslcllung über die im vergangenen Quar­
lai von ihr vergebenen Auft r;ige/Abrufe an die Bescha fTungsabteilung 
zu melden halle. Die Aufsleilungen waren zwingend unter Verwen­
dung der Formblälter und der in einem Glossar festgelegten Begriffs­
defmi t ionen zu erslellen. 

9.2 Der RH steille fest, dass das ßMI keinen vollsl;indigen und verläss­
l ichen Überblick über sein ßescha fTungsvolumen halle. Damit  war  
fluch d ie  Richt igkeil der an  das ßMWFJ gemeldeten stat istischen 
Daten nicht gewährleistet. 

Der RH empfahl dem ßMI,  ein enlsprechendes Berichtswesen bet ref­
fend ßeschaffungen aufzubauen und durch enlsprechende Schulungs­
maßnahmen und stichprobenartige Überprüfung der Delailmcldungen 
der Fachabteilungen die E inhaltung der Vorschriften zum Berichts­
wesen zu u lllcrslützen. 

9.3 Lallt Stellllllgllahlll(' des BMI /Jerjiige es über cillell ausrcichellliell 
Überblick über seill BesclllljJulIgSl'olulIICII, /lJellllgleich die ,'om RI/ 

geforderteIl Delaildatell lIie/1I bei alIeIl OrgallisatiollseillileitclI I'er­

jligbllr warell. Die I'ergebelldell Slellell I'cr}ligtell jedcllj(lils iiber A uf­

zeicllllll llgell des BesclllljJulIgSl'olulllells, die lias BMI ill die Lage I'er­

setzlell, die jährlicheIl Berichtspj7ichtell der WTO Statistik er}lillell Ll' 

kÖIII,ell. Die 1'0111 RH allgefortlertell statislischell Datell /IIiesell eillclI 

höhereIl Detaillieru lIgs(Jrtld auf als jelle, die der EliropiiischclI KOIII­

lIIissioll über das BMWFJ LU meIdeIl seie,l. 

Eille Verbesserlillg ill1 Silllle eillcr Verjligbarkeit ciller 1I0ch dl'laillicr­

trrell Darstellllllg der Datell erfolgc durch die Ei"füllf""g des elektro­

Ilischell Bese/llIjJulIgs/lJorkjlolVs illl Ressort. 

Die EIIIIJfel,/ulIg, eill BerichlS/lleSell belrejJenll Bese/llIjJ1/11gell aufZLI­

baueIl Ulld die EilllllllwlIg der Regelll Will BericlIlS/IJ('Sell durcI, eil 1-

sprechellde SclllIlL/ IIgsllla fllla 11 111 eil u IId st ich probellll rt ige Überprü­

ji/llgell der Detllilllleidi/ llgell der Fae/llIbteilL/ IIgell zu l/ll terstützell, sei 

bereits ulI1gesetzt /lJordell. Mit dell1 geltel,dell Bese/IlIßi/llgseriass /lJur­

deli alle lIergebellllell SteIleIl ,'erpj7ichtet. der 13eschajJulIgsableilulIg 

quartal weise durch A usfülleIl eilles Forll1blllttes s!imtliche 13ese/llIj� 

fUlIgell Z!I melde,l. Aufgwlld der Geslaltullg des Forlllblattes mit A us­

/IIahlfelde", ulld der ZUrI'erjiigulIgstellulIg eilles Glossars werde allrh 

aufgwl/(l der bisherigeIl MeldulIgclI krill zelltraler Sclltllu llgsbedarf 

gesehe". 111 der A llfallgsphase würdell die Me/dullgell der Facllllbtci­

IllIIgclI detailliert geprüft, LI'" die ,'ergebelldell StellclI kOllkret bedarJs-
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gcrec"t 1LI IIl1terstiitzCII . 111 weiterer Folge würdell die Dctlli/ll1eldullgell 

jede,(flllls weiter"ill sticl,probellllrtig überprüft. 

9.4 Der R I I  verwies erneut auf die Schwierigkeiten bei der Ermitt lung 
eines exakten Beschaffungsvolumens im Rahmen des Projektes BORA 
und seiner Prüfungshandlungen. Er begrüßte die Bemühungen des 
BMI ,  durch ein unterjähriges Berichtswesen mi t  k laren Definit ionen 
sowie die Verwendung des Elektronischen Beschaffungsworkllows 
die QU:l l i tä t  des Berichtswesens in Zukunft zu verhessern. 

Vergaben durch die Beschaffungsabtei lung 

10 Die Beschaffungsabtei lung führte gemäß ihrer Dcta i lmcldung 
im Jahr 2010 insgesamt 105 Vergabeverfahren in der Höhe von 
8,93 Mio. EUR exkl. USt durch.'o Von diesen waren 87 Dircktvcrga­
ben (rd. 83 % al ler Vergabeverfahren) und sechs offene Verfahren. 
Die verbleibenden zwöl fVergabeverfahren verteilten sich aufVerga­
ben ohne vorherige Bekanntmachung oder auf Sonderfälle, bei denen 
die Beschaffungsabteilung eine Ausnahmebest immung des Bundes­
vergahegeselzes anwendete. 

Das Aufl rHgsvolumen aller Direktvergaben betrug rd. 4,0 1 Mio. EUR, 
während das Gesamtvolumen der sechs offenen Verfahren mit  nl. 
2,28 Mio. EUR und das der verbleibenden zwölf Vergabeverfahren 
mit  nl. 2,64 M io. EUR gemeldet wurden. Das Auft ragsvolumen der 
Direktvergaben betrug som i t  rd. 45 % der Gesamtsumme aller getä­
t igten Vergabeverfahren der Beschaffungsabteilung. 

Elektron ischer ßescha ITungsworkllow 

11.1 Das BMI  führte 2010 ein Projekt zur strategischen Ausrichtung der 
gesamten Bescha!Tungen des Ressorts durch. Ziel war die Steige­
rung der Transparenz des Beschaffungsvolumens, die Optim ierung 
der ßeschaffungsprozesse und der Organisationsstrukturen sowie die 
Entwicklung eines Konzepts für ein Steuerungsinstrumentarium in 
Form eines E inkaufs- und Vertragscontrol l ings. 

Das 13M! entwickelte einen Elektronischen Bescha!Tungsworkllow, der 
sich zur Zeit der Gebarungsüberprüfung i n  einer Pilotphase befand. 
Beim Elektron ischen Beschaffungsworkllow erfolgte die Anforderung 

lil Von insg('saml 1 1 0  F�lIcn wurden vier Vergahevcrrahre!l widcrrur(,11 und l'in V(·q.{il­

hcverrahrcn dun:h ('inc andere Ahtdlung durch�l'mhrl und somit in r!rr Stali .. tik clt .. 
RH nkhl bcrü('k�irhligt. 
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der Beschaffung durch den Sachbearbeiter über ein vorgefertigles 
und elektronisch zur Verfügung gestelltes Formular. Die zu durch­
laufenden Schritte wie etwa Anforderung, Bedarls- und hudgelä re 
Prüfung. Genehmigung, Beslellung, eie. werden elekt ron isch unler­
stützt. Durch die Einführung von Pil ichtfeldern soll die durchgiin­
gige Dokumenlat ion des Bescha ffungsprozesses und die Einhaltung 
der Genehmigungs- und Vorschreibungspll ichten erreicht werden. 

Der Elektronische Beschaffungsworkllow soll den Aufbau einer ein­
heitl ichen i n  sich konsistenten Datenbasis als Grundlage für die Erstel­
lung der stat istischen Meldungen sowie von Beschaffungsberichten 
als Steuerungsinstrument für Entscheidungsträger ermöglichen. 

11.2 Der RH anerkannte die Bemühungen des BMI,  die Transparenz von 
Beschaffungen sicherzustel len und ein steuerungsorientiertes Berichts­
wesen für den Bereich Beschaffung aufzubauen. 

Er empfahl dem BMI, den Elektronischen Besehaffungsworkllow unter 
Beachtung des Kosten-Nutzen-Aspektes nach erfolgreicher Absol­
vierung der Testphase ressonweit einzusetzen. 

11.3 LI/ut 5tellullgllallm(' des BMI sei die Empfrll fullg. deli elektrolliscllell 

BescllajJulIgsworkj1O//l ulltrr Bel/dl lullg des Kostell-Nulzell-Aspektes 

1I0cll erfolgreicller Absoll'ienlllg der Testpill/se rl'ssortweit eillzuset­

zell, bereits ill UmselZlillg. A I�rollg Juli 2012  sei der Rollout fiir das 

gesamte Ressort ,'eralliasst Illoffiell. 

Kontrolle des Beschaffungsprozesses 

12.1 Der Bedarfsträger halle seinen Bedarf - ungeachtet des bereits im 
Budget- und I nvest i t ionsprogramm genehmigten geschätzten Auf­
t ragswerts - vor Ei nleitung der Beschaffung der gemäß Gesch>ifts­
einteilung zuständigen Organisationseinheit zur delai l l ierten Bedarfs­
prüfung zu übermitteln. Durch diese Vorgahe woll te das BMI die 
Anwendung des Vier-Augen-Prinzips bereits in der frühen Phase 
des Beschaffungsprozesses. niim l ich bei der Abklärung der Notwen­
digkeit des Bedarfs. sicherstellen. 

Nach erfolgter Abwicklung des Vergabeverfahrens oblag es dem 
Bedarlst r,iger, den Beschaffungsvorgang zu admin istrieren. Dieser 
dokumentierte Tei l l ieferungen, Mängel, etc. in seinen internen Auf­
zeichnungen. 
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12.2 Der R I I  anerkannle die Bedarfsprüfung in Verbindung mi l  dem lau­
fendcn Budgelconlrolling grundsiilzl ich als geeignele Vorabkonlrolle 
von Beschaffungsvorgängen. 

13.1 Nach § 6 der Revisionsordnung halte die I nlerne Revision ein akl ives 
und passives Informationsrechl über die Geschäflsabläufc im Ressort . 
Zusätzlich Icgle der Grundsalzerlass 2003 fest. dass Vergabeaklen ab 
einem geschiilzten Aurtragswert von 40.000 EUR exkl .  USI vor l I in­
terlegung der In ternen Revision vorzuschreiben waren. E ine analoge 
Regelung I raf das BMI im Beschaffungserlass 20 1 2. Die Inlerne Revi­
sion nahm die ihr vorgeschriebenen Akten i .d.R. unler Vorbehalt einer 
etwaigen spiileren Revision zur Kenntn is. 

Eine regelmiißige durchgehende Nachkontrolle einzelner Beschaf­
fungsprozesse von der Bedarfsprüfung über dic Vergabe bis h in zur 
Überprüfung der zweckmäßigen Verwendung der beschalTlen G üler 
und Dienstleistungen führte das BMI nicht durch. Aus den vom BMI 
vorgelegten Revisionsplänen für die Jahre 2006 bis 20 1 1  ergab sich. 
dass die Inlerne Revision im Bereich von BeschalTungen kaum geprüft 
halle. Lediglich im Revisionsplan für 2009 fand sich unler "Geplanle 
Vorhaben" eine Revision des Dienstbekleidungswesens mil den Prüf­
gebieten Syslemanalyse, Vergabewesen und Distribution. Der Bericht 
wurde im Juni 2010 vorgelegt. 

13.2 Der R I I  slei l le fest, dass die Illierne Revision i n  den letzten sechs Jah­
ren nur eine Prüfung im Beschaffungsbereich durchgeführt halte. Er 
empfahl  im l I inblick auf die belrächtliche Auftragssumme der vom 
BMI durchgerührten Beschaffungen, R isikoana lysen durchzuführen 
und die In lerne Revision verstärkt zur Überprül\lI1g von Beschal� 
fungsprozesscn heranzuziehen. 

13.3 LOlil 51ell1l 11gll01lllle (Ies BMI seile der 1IIIIIIIIellr gcllellde BescllflJ­

JlI lIgser/llss a ls o llcll der d(lllOr gel/elllie Grlllltis(l /zerioss 2003 die 

BeJosslIlIg der IlI/e(//ell Re/lisioll lIIil BescllflJ[lIlIgsaklell Ilor. soJe(// 

tier gescllälzle A lI}lmgswerl 40.000 EUR eJ'kl. U51 iiberscllreitet. 

Die Elllpji·il/IIII{}. es wäre bei deli Bescllflßil llgell Risiko(lIIalysclI 

ti II rcllz lIfii 11 re 11 lIIlfl die IlI/c(//e RelJisioll /lerslärkl llIr Überpriijilllg 

/1011 Bescllaßilllgsprozessell Ilemllzuziellell, sei bereils ill UlIIselZllllg. 

Bereils /lor Eilllallgell des PriUilllgsergelJll isscs sei il/ der PriiJ"l/gspla-

1IlIIIg jlir das Jaftr 20/2  eill clIlsprecilelldes RCI1isioIlS/ior/llIbell fIId� 

gellollllllell /IIordell. 
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14.1 Das BAK sctzte seit seincr Gründung Anfang 20tO allgemeine Maß­
nahmcn zur Korruptionspriivcntion um. Diese umrassten Analysen 
von Arbeitsprozessen und organisatorischen Abläufcn, das Ange­
hot von Lchrgängen, Scminaren und Vortragstät igkciten, die Erstel­
lung von Inrormationsmaterial und Statistiken sowie dic Kooperat ion 
und Vcrnetzung mit anderen nationalcn und internationalen Einrich­
tungen zwecks Wissenstransrcrs. 

Die Schulungs- und Weiterbildungsmaßnahmen des BAK bei nhal­
teten einen t heoretischen Tei l  wie etwa dic Erläuterung der Rechts­
grundlagen sowie einen prax isbezogencn Tei l .  Spezielle Schulungen 
sowohl rlir Sachbearbeiter als auch für Vorgesetzte in Zusammcnhang 
mit dem Vergabcwesen wurden vorn ßAK nicht angeboten. 

Das BMI startete im November 20tO das Projekt .. Verha ltenskodex" 
und beauftragte den Dircktor des BAK mit der Scharfüng eines Com­
pliance-Programms bis zum 30. Juni 20 t 2 .  

Einzelne Elemente zur Korruptionsprävcntion enthielt der zur Zeit der 
Gebarungsüberprürung gült ige Grundsatzerlass .. Budget/Control l i ng/ 
Bescharfung" aus dem Jahre 2003. Dieser regclte die in terne Zustän­
digkeit zur Durchrlihrung von Vergabcverfahren sowic dic Vorschrei­
bungs- und Genehmigungspflichtcn (z.B. zur Einbindung der I ntcr­
ncn Rcvision). Darübcr hinaus cnth ielt der Grundsatzcrlass sonstigc 
Zustiindigkeitsbest immungen, wie etwa zur Erstcllung von Ausschrci­
bungsuntcrlagen oder zur Prüfung der Angebote. Der Grundsatzer­
lass sah weiters vor. dass zu Vcrglcichszwcckcn mindestcns drei ver­
bindliche AngebOlc einzuholcn und cntsprechend zu dokument iercn 
W�lfen. 

Ein rcssortweit standard isierter, 1'1' -unterstützter Workflow, der ci ncn 
einwandfreicn Prozessablauf des gesamten Bescharrungsvorga nges 
gewährleistete, war zur Zeit der Gebarungsüberprürung i n  Entwick­
lung. 

14.2 Der RH anerkannte die vorn BMI in i t iierten Maßnahmen zum Aufbau 
eincs runkt ionierenden Korruptionspräventionsprogramms. Er verwies 
aur die Größenordnung der vom BMI  getätigten Bescharrungen und 
emprahl, bei  der Scharrung des Compl iance-Program ms auch einen 
Schwerpunkt  mit vergabcspczirlschcn Regelungcn zu implcmcntie­
ren. Weiters sollte das ßAK sein Ausbildungsprogramm durch regel­
mäßige Schulungen mit  dcm Schwerpunkt "Korruptionspriivent ion 
in der Bescharfung" ergii nzen. 

Bund 2 0 1 3/ 2  

III-15 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)64 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R 
-

H 
Steuerung und Kontrolle 

Vergabepraxis 

Allgemei nes 

Bund 2013/2  

Vergabepraxis im BMI 
mit Schwerpunkt Digitalfunk 

14.3 Lallt Stellllllgllnillne des BMI besclläftige sicll dns Projekt .. Verl/lll­

tellskodex"' lIIi/ der ressor/wei/ell IlIIplelllelltienlllg des berei/s illl Jall,. 

2009 gesclw.Llc·lIclI BMI- VerilaltclIskodex. Darüber IIilla/ls II"be dic 

Rcssorlieitlillg ill diesellI Projekt die Erarbei/lIl1g t!OlI GrLllldlagc" ./iir 

eill gesall1l1/11ftes IIl1d ressor/wci/es Comp!iallce-SystclIIs bea /ljirngl. 

Dieses Projckt sei Ende 201 1 erJolgreicil abgescillossell I/Iorrlell. Die 

Blilldeslllillisterill./lir IlIlIeres IIabe illl Jöllllcr 2012 deli A IIJlrng erteilt, 

illl BMI eill III11Jasselllles, ressortlIIei/es COlllplilll,ce-Systelll a ls Teil 

der Ressortstrntegie INNEN.5ICIIER eillZllriciltell. Es wert1e a /lcll ,'cr­

gabcspezifisclle Regellll/gclI clI/lwltell. 

Die EmpJelllllllg. dllS AusbildulIgslllIgebo/ des BUlldeslllll/es ZlIr Kor­

ruP/iollspriillelltioll /llId Korrliptiollsbeköll1p./illlg (BAK) sollte dureIl eill 

Modul lllit delll Scillverpllllkt .. Korrllp/iollspriillelltioll ill der BesrlwI­

JUlIg" ergiillLt 'lOerdclI. sei bereits ill UlI1sefLLlllg. Eill I'ergabespezi­

fisclles AlIslJild/lllgsprograllllll sei bt'rcits 1'0111 BAK lIIit der Bcsc/If({­

./illlgsllbteil/lllg erarbeite/ wordell /Illd lIIit der UlIIselLllllg IIJcrde IIOel, 

im IllllJelllh'lI Jallr begollllell. 

Prüf"ungsansatz 

15 Der Schwerpunkt der Prüfung lag in der Systemat ik  der Vergaben i m  
BMI,  wobei der R H  insbesondere die E inhal tung des Vergabegrsetzes 
und der internen Vorgaben für den Bescha fTungsprozess überprüfte. 
Die Inhalte der ausgewiihlten Beschaffungen waren nicht Gegenstand 
der Überprüfung. Im H inblick auf diesen f'rürungsansatz wiih l te  der 
RH rd. 80 Licler- und Dienstleistungsauftriige aus, ohne den Schwer­
punkt auf Großprojekte zu legen. 

Konkret zog der RH aus den deta i l l ierten Meldungen al ler beschaf­
fenden Stellen zu den statistischen Meldungen für 2010 eine risiko­
orient ierte Stichprobe von 59 Fällen aus zwölfOrganisationseinheiten 
(Abt. 1/4 Internationale Angelegenheiten, Abt. 1/5 Öffentl ichkeitsar­
beit, AbI. 1/6 Bescharfung, Abt. 1 1/ 1 Organisation und Dienstbet rieb, 
Abt. 1 1/3  Fremdenpolizei und Grenzkontrollwesen. Abt. 11/4 Zivi l­
schutz, Krisen- und Katastrophcnsehutzmanagement, Abt. 1 1/7 Flug­
polizei. AbI. lVI I Technik, Abt. IV/2 KIT-Applikationen und -Services, 
Abt. IV/4 Wirtschaft. Abt. IV/7 Gedenkställen und Kriegsgriiberfür­
sorge sowie Bundesasylamt) für eine Beurtei lung heran. 

Um vertiefte Aussagen über die E inhal l llng der Vergabevorschrif­
ten t reffen zu können, wählte der RH  gezielt weitere rd. 20 Fiille mit 

6 1  
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höheren Auftragswerten aus. Dabei legte er nach den Erfahrungen 
aus früheren Gebarungsüberprüfungen einen Schwerpunkt auf Bera­
tungsleist u ngen. 

Der gesamte Auft ragswert a l ler vom R I I  überprüften Fälle beliefsich 
auf rd. 5,30 M io. EUR exkl. USI. Die Bandbreite der Auft ragswerte 
bewegte sich zwischen 2.500 EUR und 360.000 EUR exkl. USI .  

Generelle Feststellungen aus der St ichprobe 2010 

16.1 Der RH stel l te bei den von ihm überprüften Beschaffungsl1i l len aus 
der Stichprobe 2010 mehrfach die im Folgenden dargestellten Ver­
stöße gegen interne Richt l i n ien fest : 

( I )  Einholung von Vergleichsangeboten 

Ocr Grundsatzerlass aus 2003 best immte, dass die vergebende Stelle 
im Falle einer Direktvergabe - sofern die Wahl zwischen mehreren 
Unternehmen möglich war - zu Vergleichszwecken mindestens drei 
verb indliche Angebote einzuholen hatte. In nl. 39 Ofo der Fülle nahm 
das BMI von der Einholung und Dokumentation von Vergleichsange­
boten Abstand und verzichtete damit auf die Überprüfung und Doku­
mentation der Preisangemessenheit. 

(2) Bedarlsprüfung 

Die Abteilung _Budget und Controlling" verfügte 3m 1 8. Februar 2010, 

dass a l le BeschalTungen - ungeachtet der Höhe des gesehiitzten Auf­
t ragswerts - vor deren Einlei tung einer deta i l l ierten Bedarfsprüfung 
durch die gemäß Gesch,iftseintei lung zuständigen Organisationsein­
heiten zu unterziehen waren. In  ihrem Schreiben hielt die Ahteilung 
.. Budget und Controlling" ausdrücklich fest, dass diese Vorgahe auch 
für die Beschaffung von Beratungsleistungen, Maßnahmen zur Öffent­
lichkeitsarbeit, etc. gilt .  

In  rd. 29 'lb der überprüften Fii l le  konnte der R I I  keine Bedarfsprii­
fung nachvollziehen. In einem Fal l  wurde ein Beschaffungsantrag 
t rotz negativer Beurtei lung bei der Bedarfsprüfung genehmigt und 
der gegenständliche Auftrag vergeben. 

(3 )  Dokumentation des Beschaffungsprozesses im ELAK-System 

Die Büroordnung des Bundes sieht vor, dass a l le Aufzeichnungen zu 
Geschäftsni llen sowie sämtl iche dazugehörige Grunddaten und Bei-
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lagen vom Registrieren bis zum Ablegen im ELAK-Syslem zu führen 
sind. Für ressort interne Angelegenheiten des Dienstbet riebes können 
Ausnahmen von der Aufzeichnungspnicht im ELAK-System verfügt 
werden, wenn dies zur w i rkungsvollen Erfü l lung der Aufgaben not­
wendig ist. 

Der RH stellte mehrfach die unvollständige Dokumentat ion der 
ßescha lTungsprojekte i m  ELAK-System fest .  Auf Nachfrage des RH 
ergänzten die Fachabteilungen die im ELAK-System vorhandene 
Dokumenta t ion mi t  Unterlagen wie etwa Vergleichsangeboten, L iefer­
scheinen, Stundenaufzeichnungen, etc. aus abteilungseigenen Archi­
ven. Trotz der zusätzlichen Recherche in den Fachabteilungen konnte 
in n!. 1 5  % der überprüften Fälle keine vollständige Dokumentat ion 
des ßeschaffungsprozesses erreicht werden. 

(4) Zuständigkeit der ßeschaffu ngsabteilung 

Der Grundsatzerlass 2003 legte Wertgrenzen für die Zuständigkeit 
zur Durchführung von Vergaben durch die ßeschalTungsabtcilung 
fest .  Die ßeschaffungsabtei lung konnte die Abwicklung des Verga­
beverfahrens nach Rücksprache mit dem ßedarfsträger in begrün­
deten Fällen an diesen delegieren. In n!. 8 % der überprüften Fäl le 
legten die vergebenden Stellen trotz Erreichen der Wertgrenzen die 
zum ßesehafrungsfall gehörenden Akten nicht der ßeschalTungsab­
tei lung vor, sondern führten die Beschaffung selbst durch. 

[5) Passives Informationsrecht der In ternen Revision 

Sachbearbeiter hallen gemäß dem Grundsalzerlass 2003 Akten für 
ßeschalTungen ab einem geschätzten Auft ragswert von 40.000 EUR 
exk!. USt der Abteilung "Interne Revision" vor Hin terlegung vorzu­
schreiben. In rd. 8 % der überprüften Fälle verabsäumten es die Sach­
bearbeiter trotz Erreichen der Wertgrenze, den zum ßescha lTungsfall 
zugehörigen Akt der Internen Revision vorzuschreiben. 

16.2 Der RH empfahl dem BMI, organisatorische Vorkehrungen zu t reffen, 
um in Zukunft die lückenlose Einhal tung der i n ternen Vorgaben für 
ßeschalTungen sicherzustellen. 

16.3 Laut Stellullgllahllle des ßMI sei bei deli Direkrvergabell ill alIeIl Fiil­

lell die techllische, rechtliche u/Ill wirtschaft{iche Mög{ichkeit eilles 

Wettbewerbs illl Silllle des Gn/lldslltzer{lIsses geprüft L/Ild dokulI/ell­

tiert wordell. Sofem keille so eh/ich gerecll({crligtell Grü,/{Ie rtccl",ische 

KOIIIJllltibi{itiit bZllJ. sOllstige tecl", ische GrÜllde, eill besollderes Kllol/I­

hOlU, sJlezifische Produkte oder Ausscllließlicllkeitsrechle) lior{lIgell, 
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seien bei (Ier Vergabe 11011 LieJeral/flriigell bei Direkt,'ergabell i",mer 

",ellrere Ullterllell",ell zur A llgebotslegl/Ilg eilIgeladen wort/eil. Wellll 

es siell UII' die VergabeIl " 011 geistigeIl Diellsticistl/llgsauJtriigell. wie 

illsbesolldere Berater- ulld Agell turllertriige 1IOI/llclte, ",urdm LU'. 

aI/eil die ill § 38 Abs. 3 BVergG 2006 gerc(JcftclI VorrlllssetZLII'gell 

}Lir die direkte Beal/Jtrtlglll,g 'iOll geistigeIl Diellstleislllllgsaujiriigell 

ill eille", VerlwlldlulIgsllerji,IIrell olllle lIorilerige Bekl/lllll",acllllllg ",it 

lIur eille", Ulltemell",er IIertlllgelogell. Die SeillussJolgcrtlllg, dass al/J­

(Jrtl lld der Jell lendell EilllIDlulIg " 011 Vergleicllsallgebotell aucll kcille 

Preisallge",essellileitsprüJulIg erJolgte, sei aus Sicht des BMI Jalscll. 

Die Preisallge",essellileit sei ill jede", eillzeillell Fall i", Silllle der 

Besti", ,,,,lllgell des BVergG gepriiJt /IIorde,1. 

Das BMI fiillrte ill seiller StellulIgllal,,,,e aus, dass die ,'ollstiilldige 

LcistulIgsdokulIlelltatioll 11011 Besclll![Jil llgsjiillell i", ELAK ill eilligell 

Fiillell (bs{Jw. EillsCfllll,ell " 011 Zeitu llgsillseratell) lU eille", großeIl 

Verwaltullgsaufl/ialld Jüllre /llId daller als ullwirtscllaJtlicil a llgese-

111'11 werde. 

Die E"'pJeI,lulIg, orgallisa torisclle Vorkellrtlllgell zu trejTell, u'" ill 

ZukulIJt die lückelllose Eillllallllllg der illtemell VorgabeIl sicilerZll­

stellell, sei ill jellell BereicheIl bereits teilweise I/",gesetzt bLW. bejillde 

siell ill U",setZllllg, wo der ell'ktrollisclle Besci/llf[ll llgsworkflow eill­

gesetll wird. Mellscilliciles Feill"erllOltm kölllle auell durcI, auji/iiill­

dige ulld u"'Jallgreicile Vorkellrtlllgell lIie g;;lIzlicil ( H/sgescillossell 

werdell. Das BMI kÖllllte alle,!{alls prüJell, ob ulld welclle ,'erhiill­

lIisll1iißigell orgallisa torischell Vorkcllnillgell ZlI eiller ,'erbessertell 

EillllOltulIg illtemer VorgabeIl ./Ullrell kÖlllltell. Mit der EillJührlillg 

des elektrolliscllell Beschaf[ulIgs,.vorkflo/lls, der eillell SllIlIdardpro­

zess dejilliert, werde ill diese", Bereicll die Eilllwitl/ Ilg sichergestellt. 

16.4 Die Feststel lungen des RH bezogen sich insbesondere auf die Einhal­
tung der in lernen Vorgaben. Nach Ansichl des RH waren die doku­
mentienen Begründungen für deren Nichteinhaltung i n  den aufge­
zeigten Fällen nichl schlüssig. Die Preisangemessenheit kann nach 
Ansicht des RH au h ohne Durchführung eines formellen Vergabe­
verfahrens und damit kostengünslig geprüft werden. 

Durch ein entsprechendes internes Kontrollsyslcm solhe eine Einhal­
tung der internen Vorgabcn bewirkt werden können. Die vollsländige 
Dokumentalion der Beschaffungsfal le im ELAK-System ist im Hin­
bl ick auf Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Entscheidungs­
prozesse sicherzustellen. 
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17.1 Der RH stellte zwölf Fiille mit höheren Aufl ragswerten, bei denen er 
zum Teil mehrere Mängel fes tstel l te, beispiel haft dar. 

Tabelle 1:  Mängelliste 

Auftragsbezeichnung Mänget Geschätzter Auftrags- Tatsächlich geleistete 
wert in EUR exkl. USt Zahlungen in EUR 

Drei Projekte zur fehlende Vergleichsangebote 387.500.00 523.850,94 
Or9a "isa tionsen twicklung unzulässige Direktvergabe 
(TZ 20 bis 22) 

fehlender oder nicht nachvollzieh· 
barer Auftragswert 

unzweckmäßige Vertragsge-
staltung 

mangelhafte Leistungsdokumen-
tation und -verrechnung 

PR-Beratung des Bundes- fehlende Vergleichsangebote 293.760,00 139.847,33 
ministeriums für Inneres Wahl des fal,chen Vergabever-
(TZ 23) fahrens 

unzweckmäßige Vertragsgestaltung 

leistungsbeginn vor schriftlichem 
Vertrag 

Strateg i ,ch-politische fehlende Vergleichsangebote 360.000,00 248.315,52 
Beratung der Bundes- unzweckmäßige Vertragsgestaltung 
ministerin (TZ 24) 

mangelhafte leistungsdoku-
mentation und -verrechnung 

Kommunikationscoaching fehlende Vergleichsangebote 345.600,00 113.112,00 
(TZ 25) unzweckmäßige Vertragsgestaltung 

mangelhafte leistungsdoku-
mentation und -verrechnung 

Zukunftsstrategie - Bera- fehlende Vergleichsangebote 171.000,00 551.678,60 
tung, wissenschaftliche leistungsbeginn vor schriftlichem 
Begleitung (TZ 26) Vertrag 

Zukunftsstrategie - fehlende Vergleichsangebote 95.000,00 72.439,20 
Präsentation (TZ 27) leistungsbeginn vor schriftlichem 

Vertrag 

unzweckmäßige Vertrag'gestaltung 

Biometrie im Aufenthalts· fehlende Vergleichsangebote 72.130,00 168.311,50 
titel (TZ 28) fehlender oder nicht nachvoll-

ziehbarer Auftragswert 

leistungsbeginn vor schriftlichem 
Vertrag 

Amtssignatur (TZ 29) fehlende Vergleich,angebote 99.999,99 427.661,53 

unzulässige Direktvergabe 

Ken nzeichenerkennu ngs· 
fehlende Vergleich,angebote 95.030,00 114.036,00 systeme (TZ 30) 

Erstaufnahme,telle Süd - fehlende Vergleich,angebote 99.000,00 117.421,50 
Planung und Einreichung 

unzweckmäßige Vertragsgestaltung (TZ 31) 
Quelle: RH 
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Das BMI verzichtete i n  al len Fällen auf die Einholung von Vergleichs­
angebolen und damit auf den Nachweis der Prcisangemcssenhcil. Das 
BMI berief sich bei Direktvergaben ohne Einholung von Vergleichs­
angeboten in mehreren Fällen auf den Ausnahmetatbcsland des § 10 

Z I BVergG (Schutz wesentl icher Sicherheitsin teressen), woraus sich 
ergab, dass der jewei l ige Beschaffungsfal l  nichl dem Bundesverga­
begesClz unterlag. 

Weitere Mängel betrafen die fehlende oder nicht nachvollziehbare 
Schätzung des Aurt ragswens, unzweckmäßige Ven ragsgesta l lungen 
sowie die mangelharte Leislungsdokumentation und -verrechnung. 

17.2 Der RH kritisierte insbesondere die Durchmhrung von Vergabevorgän­
gen unter Ausschluss des Wettbewerbs. Er empfahl dem BMI sicher­
zustellen, dass auch bei Direktvergaben Vergleichsangebote einge­
holt werden, al le in U lll die Preisangcrnessenheit zu überprüfen und 
den Wettbewerb im Vergabeverrahren zu nutzen. 

17.3 Laul Slellullgllallllle des BMI sei Ilielll llacllllollLieilbar, //Iamlll bzw. 

Ilacll welcller Gmlldlage bei eiller ressorlweilell Überpriifullg der Ver­

gabepra.ris des BMI Liefer- ulld Diellslleislullgsauflriige ausscilließ­

licll tlllS delll (aus Vrrgabesiclll lIIellrfacil a lypiscllCII) BescllllJ/illlgs­

jallr 2010 uml dallebell 1 2  gleicllartige Diellslfeislullgsaujiräge (acIlI 

tIer 1 2  ausgewällltell Fälle würdell stralegisclle/politisclle Beratu llgs­

leislullgeIl der Ressortleilullg brlreIfell) aus IIersc/liedellclI Kalemler­

jahreIl ausgewählI wordell seieIl. 

Zur Feslslellullg des RH, dass sicll dtls 13MI ill lIIeil rerCIl Fällcll au/, 

deli (Ausllallllle-)Talbesttllld des § 10 Z I 13VergG (Scllulz Illeselll­

lieller Sicllerileilsillteresscll) bemfell IIabe, IIerwies das 13MI darnuj: 

dass dieser illl Illlercsse eiller reslriklil lell A uslegullg lIicill regellllä­

ßig Zl/r Allwelldullg ko 111 lIIe. 

Die Elllpfeil lulig des RH, Vergleichsallgebole eillLuholell , alleille UIII 

eille Prcisa llgelllessellheitspriijilllg durchlLljiihrell, kölllle 1'0111 BMI 

lIichl Ilaellilollzogell werdell. Die Preisa llgemcssellheil sei IIor jeder 

eiuzelllell A ujiragsllergabe i/ll Silllle der 13esli/lllllllllgell des BVergG 

gelJrüft wordell, ullabhällgig t/OIIOII, ob Vergleichsallgebole Ilorge/e­

gell seieIl ot/er Ilichl. 

Das 13Ml leille jedoch mit, dllss die Empfehlullg, auch bei Direklller­

glIbeIl dir Eillholullg /1011 Verglciellsall{jebolell sieherzustellclI, durcll 

eille elltsprechellde Regelullg illl illlen/ell BescllflIfullgserlass umge­

selzl werde. 13ei Direkl/lergabell //Ierde die rechtliche, lec/wische ulld 
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wirtschaftliche Möglichkcit ei/les Wettbewerbes gepriiji lI/ld dokll­

",e/l/iert. 

17.4 Zur Auswahl der Fälle verwies der I�H auf seine Ausführungen in 
TZ 1 5. Einerseits erfolgte eine risikoorientierte St ichprobe aus allen 
Fällen eines Jahres, andererseits wiih l te der RH weitere Fülle mi t  
höherem Beschafrungsvolumen aus, wobei er aufgrund seiner Erfah­
rungen aus früheren Prüfungen einen Schwerpunkt auf Beratungs­
leistungen legte. Nachdem im Rahmen der Gebarungsüberprüfung 
bereits die Beschaffung des Digitalfunks geprüft wurde, verzichtete 
der R I I  auf die Überprüfung anderer großer Beschaffungsprojekte. 

Insbesondere bei ßeratungsleistungen argumentierte das ßMI regel­
mäßig, dass die zu vergebende Leistung jeweils nur von einem ein­
zigen Unternehmer erbracht werden könne, weil nur dieser siimtl iche, 
zwingend notwendige Anforderungen für eine erfolgreiche Zusam­
menarbeit erfülle. Es zog die Bestimmung des § 10 Z I BVergG (Schutz 
wesentl icher Sicherheitsinteressen) regelmäßig und in den wesent­
l ichen Bezügen mit immer gleich lautenden Standardbegründungcn 
heran. Der R I I  erachtete die Argumental ion in den dargestel l ten F�I­
len für nicht zutreffend. Er hie l t  fest, dass das BVergG 2006 das Ziel 
verfolgte, den Wettbewerb sicherzustel len und daher nur enge Aus­
nahmen von.seinem Geltungsbereich vorsah. 

Die E inholung von Vergleichsangeboten ist i m  Grundsalzerlass des 
BMI vorgesehen. Die Preisangemessenheit kann nach Ansicht des 
RH auch ohne Durchführung eines formellen Vergabeverfahrens und 
damit kostengünstig geprüft werden. Eine dokument ierte Beurtei­
lung der Preisangemessenheit erfolgte in den vom R I I  überprüften 
Fällen nicht .  

A l lgemeines 

18 Hinsichtlich der Vergabe von Beratungsleistungen verwies der R I I  auf 
sein Schreiben vom 1 5. Miirz 2005 an al le Mi tglieder der Bundesregie­
rung, mit  dem er - ausgehend von den Berichten Reihe Bund 2004/2 
und 2004/7 - Mängel (z.B. Nichtbeachtung von Vergabevorschriftcn, 
vorweggenommene mündl iche Beauftragung, unzureichende Doku­
mentation etc.) aufgezeigt hatte, die an lässlich der aktuellen Geba­
rungsüberprüfung wieder festgestel l t  wurden. 
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Projekte zur Organisat ionsenlwicklung - Überblick 

19 Das BMI vergab zwischen 2009 und 201 1  vier Dienstleistungsaurtriige 
an drei Unternehmen. Die Auf'lragssummen zur Beratung für das Pro­
jekt Budget-. Organisations- und Ressourcenan'l lyse (BORA) sowie 
für die Folgeprojekte Beschaffungsanalyse und ßeschaffungsworkflow 
ergaben im Gesamtumfang ein Auftragsvolumen von 465.000 EUR 
( ink l .  USt) .  

Die Aufl r;ige zur Projektbegleitung der Projekte BORA. Bescha lTungsa­
nalyse und Beschaffungsworkflow wurden teils im Wege einer Direkt­
vergabe und teils mit tels einer Vergabe unter Ausnahme des Bun­
desvergabegesetzes vergeben. Die Auswahl der Unternehmen wurde 
mit deren Fähigkeiten und Kenntnissen oder aufgrund eines bereits 
bestehenden Venrauensverhält nisses begründet. 

Die nachstehende Tabelle zeigt einen Überblick über die Ausgaben 
und die vom BMI gewählte Verfahrensart pro Projekt :  

Tabelle 2: BORA und Folgeprojekte im Überblick 

Projekte 
Auftragswert 

in EUR exkl. USt 

Projekt BORA 90.000 

Folgeprojekt 
Beschaffungsanalyse 

160.000 

Folgepr�ekt 137.500 
Beschaf ungsworkflow 

Gesamtvolumen 387.500 

t zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 

Vergabeverfahren 
Tatsächlich geleistete 

Zahlungen in EUR' 

Eine Direktvergabe gemäß § 41 145.527,90 
Abs. 2 Z 1 BVergG 2006, ohne 
Einholung von Vergleichsangeboten 

Eine Vergabe außerhalb des 276.000,00 
BVergG 2006 gemäß § 10 Z 1 
BVergG 2006, ohne Einholung von 
Vergleichsangeboten 

Zwei Direktvergaben gemäß § 41 102.323,042 
Abs. 2 Z 1 BVergG 2006, ohne 
Einholung von Vergleichsangeboten 

523.850,94 

2 Abrechnung zu Auftrag im Volumen von 95.000 EUR; Abrechnung zu Auftrag im Volumen von 42.500 EUR noch offen. 

Quette: BMl 
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20.1 Im April 2009 entsch ied die Projekt leitung - in Absprache mit dem 
Kabinett des BMI -, ein Unternehmen mit der Begleitung des Pro­
jekts BORA zu beauftragen. Die Auftragseneilung erfolgtc in Form 
einer Direktvergabe gemäß § 4 t  Abs. 2 Z I BVergG ID irektvergabe 
unter 100.000 EUR). Zur Zeit der E inleitung des Vergabeverfahrens 
und der Entscheidung zur Auftragsenei lung im April 2009 war der 
Schwellenwen für eine Direktvergabe auf unter 40.000 EUR exkl .  USt 
festgelegt. Das BMI beriersich jedoch bereits auf die Schwellenwerte­
verordnung 2009, die einen Schwellenwen für die Direktvergabe von 
unter 100.000 EUR exkl .  USt vorsah. Diese Verordnung war zur Zeit 
der Entscheidung über die Auft ragseneilung noch nicht in Kraft. 

Entgegen den Best immungen des Grundsatzeriasses 2003 verzichtete 
das BMI aur die E inholung von Vergleichsangeboten. 

Das Entgelt l"ür das Unternehmen setzte sich aus einem Pauschalent­
geIt wie auch einern Stundenhonorar zusammen. Die Aurtragssumme 
für die Erro l lung der mit der Mitgl iedschan im Lenkungsausschuss 
BORA zusammenhiingenden Aufgaben belief sich auf 32.000 EUR 
exkl .  USI .  Neben dieser vereinbanen Pauschale von 32.000 EUR 
exkl .  USt erfolgte eine Abrechnung von Beratungsleistungen in den 
Teilprojeklleams auf Basis von Stundensätzen zuzüglich einer Rei­
sekostenpauschale von 10 Ofo. unabhängig davon, ob die Leistungs­
erbringung mi t  einer Reisebewegung verbunden war oder nicht .  Es 
wurde keine Schiitzung des Gesamtwerts des Auftrags gemiiß Bun­
desvergahegesetz durchgeführt. 

Auf Nachfrage des RH nannte das BMI den im Werkvertrag ange­
führten Budgetrahmen von max.  108.000 EUR als die der Vergabe 
zugrunde l iegende Auftragssumme. Die rLi r das Projekt tatsiichlich 
angerallenen Kosten bel iefen sich auf 1 45.528 EUR. 

Entgegen den Ausführungen des Werkvenrags legte das Unterneh­
men die Rechnungen, welche über das Pauschalentgelt h i nausgin­
gen, weder monatl ich noch in Form einer deta i l l ierten und schlüs­
sigen Abrechnung des tatsächlich geleisteten Stundenaufwands pro 
T,lg an das BMI vor. 

20.2 Der RH  krit isierte die fehlende Schätzung eines gesamthaften Auf­
t ragswerts und die Nichteinholung von Vergleichsangebotcn. Weiters 
benliingelte er, dass sich das BMI zur Zeit der Einleit ung des Verga­
beverfahrens und der Entscheidung zur Au füagsertei lung auf eine 
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Schwellenwerteverordnung mit  einem höheren Schwellenwert beru­
fen halte, die noch nicht in Kraft getreten war. 

Der RH beanstandete darüber hinaus die Vereinbarung einer Rcise­
kosten pauschale, deren Höhe an die Auftragssumme geknüpft war 
und die un,tbhiingig von tatsiichlichcn Reisebewegungen zur Ver­
rechnung kam. 

Weiters krit isierte der RH die Ichlende Einforderung einer monat l i­
chen Rechnungslegung mit deta i l l ierter Aunistung des tatsächlich 
geleisteten Stundenaufwands pro Tag. 

20.3 ( I )  Laul Siellullgllahme des BMI sei die I'om RII zilierle SchwellclI­

//Jerte/lerordlllll/g BGBI Nr. 11 1 2 5/2009, mil der der Sch/llellellwNI 

fiir  Direkt/1crgabell gemiiß § 4 1  Abs. 2 Z I BVergG 2006 auf /I/Iier 

100.000 EUR e.rkl. USI a llgchobell wordeIl ist, am 30. April 2009 

ill KmJt gelretclI. Die Projeklleilullg habe 0 /11 22. April 2009. somit 

kllapp 1'01' IlIkraJttretell der Sch//Jellelllllcrle/'erord/llll1g 2009. llIlIiid/SI 

deli ElItschluss gefassl. das Projekl im Hillblick a /({ das Eillbrillg('11 

eilles fachlicl/ell Kllo/v-ho//Js e.rtem begleitell ZI/ lasseIl Ulld ill /flci­

terer Folge eillclI elltsprechelldell Projeklf lllJtrag ('rleilt. Eille Elltschei­

flullg iiber eille kOllkrcte A /ljtragserleilullg lag LU diesem Zeitp/lllkt 

1I0ch lIicllI /lor. 

Das BMI stellte klar. dass es bei der gegellstiillfllicl/ell A uflmgst1er­

gabe i/t jeder l Iillsicl/1 rechtskOliform ulld i/I wirtscllilftlicher Hillsichl 

I'omusschauelld /lorgel/e. 

(2) La/lt Stellul1gllahllle des BMI habe ill weiterer Folge eille /lerga­

berechtliche Priiji/llg des Sacll / lerltalts stallg�{I/ IIdell. die I/aturge­

llliiß eillige Tage ill A llspruch gellollllllell habe. Da das IlIkrajllrelclI 

der Scillvellcl/werte/lerordl/ul/g ullmi"dbar be/'orslal/d. wurdc dieser 

UIIISlf/lld aus /ler//Ja It ul/gsökol/om iscl/ 1'1/ G rii I/tlell selbst/lerslii I/d lid/ 

bei dieser /Ierrlaberechtlicl/ell Prüfullg bcrücksichtigt. Maßgeblichcr 

Zeitpullkt Jiir flic Scl/iitZlil/g des A liflrags//Jerles gemüß § 1 3  Abs 3 

BVergG ulld daraus abgeleitel fiir die Waltl der VerfahrelIsart sei der 

Zeitpullkt fiel' Eillieilllllg eilles kallkretell Vergabe/'erjltltrells fl/lreh 

deli Auftraggeber. Bei Vergabe/lerfahrell olllle /lorherige Bekall/lll11a­

clllIlIg gilt die erste lIach al/ßell ill Erscl/eill/lllg trrtellde Festleg/tllg 

des A liftraggebers. Illformelle Erkul/digullgell fies A liftmggrbers bei 

U 11 temelllllell ullfl orgall isa t iOllsi IIteme Vorberei III IIgshalltill/l/grll //Jir 

illsbesollflere die Plf/llUlIg der Vergabe. sil/ti llieht als /Ierj(/hrellscill­

leitellde I-Ial/dl/t llgel/ gemiiß BVergG ZII qualijizierell. Bei Illkrajltre­

tell lIeuer gesetzlicher Vergabebesl illllll/ll/gell müssell AI/jlraggeber. 
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sofem dies möglicll ist, Elltsclleidullgell t reffell, ob 1101'11 der altclI 

oder der IIcuell Reclltslage /lergebell I/Iird. 

(3) Das BMI teilte mit, dass es Will Zeitpullkt der EillleitulI{} dl'5 

Verjililrells deli Gesallltwert der LU tlicsem Zeitpullkt erJorderliellclI 

LeistllllgcII des el·temell Projektberarrrs ullter Zugrulldeiegullg eillcs 

Beratcrtagsatzes gellläß B VergG gesclliifLt ulld tlies illl ELAK dok!l­

lIIelltiert IllIbe. A uf G nl lldlage der ScllätZllllg sei eill lIIaxilllaler Bud­

getralllllclI I'ert ragliell /Jcreillbart wordell. 

(4) Das BM! bestiitigte die Feststellullg des RII, dass es rille lIIollatli­

elle ReellllulIgslcgulIg I'ertragliell /Jereillbarte, jedoell diese 1'0111 A uf­

t ragllelllller lIicilt eillforderte. Für das BM! sei jedocll die Kritik des 

RH aus lIJirtsc!IlIf!liciler Siel" lIicilt llac!l //ollzicilbar. 

(5) Das BMI teilte lIIit, dass der gegellstiilldliel,ell B/'{/ uftragullg Markt­

reellereIleIl IIlId illforlllelle Erkll lldigllllgell I/ortlllgegr/l/{}ell seieIl, jetlocll 

aus lIIr1r rerell GrÜlldell allf die BMI-illteme Vorgabe, lIaeil Mügliell­

keit Vcrgleicllsallgebote ehILuilolell, /lerziclltet I/Jllrde. 

20,4 ( I )  Der RH entgegnelc, dass bereils am 22. April 2009 ein Gespr,ich 
mi t  dem beauflraglen Unternehmen stall  fand und am 27. April 2009 

die konkrete Entscheidung zur Vergabe des Auftrags an  das zuvor 
erwähnte Unternehmen erfolgte und dass das BMf dies auch im ELAK 
und im Projekt3uftrag dokumentierte, Zur Zeil des Gesprächs mi l  
dem beauflragten Unlernehmen sowie zur Zeil der konkrelen und 
dokumenl ierlen Entscheidung, den Auftrag an dieses Unternehmen 
zu erleilen, war der Schwellenwerl auf unter 40.000 EUR ex kl. USt 
festgelegl. 

(2) Der RI I entgegnete, dass das BVergG 2006 dem Auft raggeher in 
dem o.a .  Fal l  keinen Spielraum gab, ob nach der al len oder neuen 
Rechlslage vergeben werden konnle, Zur Zei! der konkreten Entschei­
dung zur Vergabe des Auft rags an ein best immtes U nternehmen war 
der der Beschaffung zugrunde l iegende Schwellenwerl k lar  defin iert. 

(3) Der RH entgegnete, dass ihm keine eleklronischen Akten zur Schät­
zung des Gesamlwerls des Auft rages zur Zeit der E inleit ung des Ver­
gabeverfahrens vorlagen. Angaben zu einem Budgetrahmen waren 
erst in einem Akt vom 23 .  Juni 2009 sowie im Akt zum Werkver­
trag dokument ierI. Zu dieser Zeit war die Au f'tragserteilung an ein 
best immles Unternehmen bereits entschieden. 
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(4) H insichtl ich der Rechnungslegung entgegnete der R I ! ,  dass das 
BMI durch die Nichteinforderung der monatl ichen Rechnungslegung 
auf ein Instrument zur zeitnahen Kosten- und Lciswngskoll i rol le 
verzichtete. 

( 5) Der RH entgegnete. dass Markt recherchen und informelle Erkun­
digungen nicht dokument iert waren. Der RH  verblieh daher bei seiner 
Empfehlung. auch bei Direktvergaben Vergleichsangebote einzuho­
len und die Preisangemessenheit festzustellen und zu dokument ieren. 

Folgeprojekl Beschaffungsanalyse 

21.1 Aus dem Projekt BORA resul l ierle u nter anderem das Maßnahmen­
paket .. Beschaffungen". I-l ierw vergab das BMI im Jahr 2009 einen 
Auftrag unter I-Ieranziehung des Ausnahmetalbestands gemiiß § 10 

Z 1 BVergG (Schutz wesent l icher Sicherheitsinteressen) an dasselbe 
Unternehmen, welches bereits das Projekt BORA betreute. Das BMI 
holte keine Vergleichsangebole e in .  

Die Auft ragssumme für den Projektsta rl und für d ie Phase eins des 
Projekts belief sich auf 1 92.000 EUR. Darüber h inaus erfolgle eine 
Abrechnung von Bera lungsleisLUngen für die Phasen zwei bis vier 
auf Basis von Stundensälzen zuzüglich einer Reisekostenpauschale 
von 10 %. 

Das BMI nahm keine gesamthafte Schätzung des Auftragswerts vor. 
Auf Anfrage des RH  nannte das BMI das im Werkvertrag angeführte 
Pauschalentgclt von 1 92.000 EUR als die zugrunde l iegende Auftrags­
summe. Die tatsächlich angefal lenen Kosten für den Projektstarl, wie 
auch für die Phasen eins und zwei. beliefen sich auf 276.000 EUR. 

Nach Abschluss der Phase zwei beauftragte das BMI das Unterneh­
men aus Kostengründen nicht mehr weiter. Zur Zeit der Gebarungs­
überprüfu ng war das Projekt noch nicht abgeschlossen. 

21.2 Der R I I  krit isierle neuerlich die fehlende Schätzung des Auftragswerls, 
die N ichteinholung von Vergleichsangebolen und die Vereinbarung 
einer an  die Auftragssumme gebundenen Reisekoslenpauschalc. 

21.3 Lalll Slcllllll{J,whllle des BMI hättell die VoralisselZllllgclI für eille 

lIlIlIlittelbare Bca/lftrag/lllg beslll lldell. Die Begrü lldlillg Zl/r Nicllteill-

1/O/lIII9 " 011 Verglcichsfll,!/ebo1C/' sei aklclI lIläßig doktllllClIlierr wordell. 

Das BMI dejillicrle als Auftraggeber der Leisl/1l1g die MerklIlaie der 

bellöliglell Diellslleisltlllgell (/Igi. § 2 Z 34 BVergG Teclllliscile Spc-

Bund 2013/2  
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zijikatiollell der Diellstleistlillg) ulld beurtei/te deli Sar// Ilcrlllllf /llIter 

Brrücksichtigullg aller tech Ilischell ulld wirtschaftlicheIl Umställde 

sowie der sicherheitsre1elJalltell Aspekle so, dass lIur das bcal!{tmgle 

Ulltemchmell die LeislullgeIl ill der g{jort/erlen Art /llId Weise erbrill­

!JCII kOllllle. 

Das BMI teilte mit, dass es zum Zeitpullkt der Eillleitullg des Ve�rah­

rells deli Gesa mlwert der zu diesem Zeitpll llkt erforderlicheIl Leistlill­

gell des c.rtemell Projeklberaters ullter Zugnl llde1eglillg eilles Bemtcr­

la!Jsn tzcs {Jemä/J BVcr!JG geschälzl lIlId dies im ELAK dokllmelltiert 

IlIIbe. 

21.4 Der RH entgegnete, dass die E inholung von Verglcichsangeboten im 
Grundsatzerlass des BMI vorgesehen ist. Der vom BMI  herangezogene 
Ausnahmetatbestand (Schutz wesent l icher Sicherheitsinteressen) war 
nach Ansicht des RH nicht zut reffend, weil es sich beim Auft rag um 
eine a l lgemeine Analyse der ßeschaffungsvorgänge im ßMI handelte. 

Der RH entgegnete weiters, dass d,IS ßMI den geschätzten Auft rags­
wert nicht nach den Vorgaben des § t 3 Abs. t BVergG 2006 berech­
nete. Laut § t 3  Ahs. 1 BVergG 2006 ist die Grundlage für die Berech­
nung des geschätzten Auftragswertes eines öffentl ichen Auft rags der 
Gesamtwert 011l1e Umsatzsteuer, der vom Auftraggeber voraussicht­
lich zu zahlen ist. Bei dieser Berechnung ist der geschätzte Ges'llllt­
wert a l ler der ZU 111 Vorhaben gehörigen Leistungen einschließlich aller 
Optionen und etwaiger Vertragsverl iingerungen zu berücksicht igen. 

Folgeprojekt Elektronischer Bcscha lTu ngsworknow 

22.1 Ein Tei lbereich des Projekts .. Beschaffungen·· war die Konzeption 
eines Elektronischen Beschaffungsworknows, durch welchen sich die 
Transparenz der Beschaffungen erhöhen, eine Standardisierung der 
Ablaufprozesse erreicht und eine einheitl iche Datenbasis geschaffen 
werden sollte. Darüber h inaus sol l te die Konzeption von Beschaf­
fungsberichten für Entscheidungstriiger " Is Steuerungsinst rument 
ermöglicht werden. 

In den Jahrc.n 20 10 und 20 1 1  beauftragte das BMI  zwei Un terneh­
men mit  der Umsetzung des Elektron ischen Beschaffungsworkllows. 
In bei den Fällen vergab es die Aufträge im Wege einer O i rcktvergahe 
gemäß § 4 1  Abs. 2 Z 1 BVergG (Direktvergabe unter 100.000 EUR) 
ohne Einholung von Vergleichsangeboten. 
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Das BMI beauftragte i m  November 2010 das erste Unlernehmen mi t  
einem Auft ragswert von 1 1 4.000 EUR.  Die Direktvcrg"be begründete 
das BMI mi l  einem durch das Unlernehmen erstel l ten Prototypen aus 
einem Vorprojekt sowie der daraus entstandenen Aussch l ießlichkeit. 

Im April 20 1 1  beauftragte das BMI ein wei teres Unternehmen m it der 
externen Projektbegleitung des Elektronischen Beschaffungswork­
nows mit  einem Auft ragswert von 5 1 .000 EUR. Das BMI begründeie 
die Direktvergabe mit der umfangreichen Erfahrung des Unterneh­
mens bei der Mitarbeit an  einem Beschaffungsworknow sowie der Ent­
wicklung geeigneter Kennzahlen. Entgegen den Regelungen des Werk­
vertrags legte das U nternehmen keine monat l ichen Rechnungen vor. 

22.2 Der RH krit isierte die Nichteinholung von Vergleichsangeboten. Wei­
ters bem,ingelte er die fehlende Einforderung der monatl ichen Rech­
nungen. 

22.3 Laut StellulIgllahllle des BMI hälfell die Vora ussetzlIlIgell Jür rille 

1IIIIIIilfellJll re Bell ujlragullg im Wege lIer Direktllergabe gemäß 

§ 4 1  Abs. 2 Z I BVergG (Direklliergilbe ullter 100.000 EUR) besfllll­

lIell. Die Bcgriil/llullg l/Ir Nichteillholullg 11011 Vergleichsallgebotell sei 

aktellllläßig dokulllelltiert wordell. Das BMI dcjilliere als A lljirafHle­

bel' der Lristtlllg Ilie Merkmale der bellötigtclI Diellstieisttlllgell (I'gl. 

§ 2 Z 34 B VergG Tee// l/ise/lc SpezijikatiollclI der Dicllstieisttlllg) IIlId 

beurteile deli Sae/I/lcrhalt 1I11ter Beriicksic/ttigullg allel' tee//l/ischell Ulld 

I/lirtse/wjl/irhell Umstölllie sowie der sidlerheitsrelel'lllIte" ASIJekte so, 

dass lIur das bealljlragte Ulltemelllllell die Leistllllgell ill der geJor­

dutell A rt ,/lid Weise erbrillgell ko///lte. 

Das BMI bestätigte die Feststcllllllg des RH, dass es eille ",o"atliche 

Rechllll llgslcgllllg IIC/'trag/ich Ilcreillbarte, jedoch diese 110m A lIjlrag­

lIehmer lIicht ci,((orderte. Dem BMI sei die Kritik des RH jei/och allS 

wirtsdwJtlicher Sicht lIicht lIadlllolltir/,bar. 

22.4 Der RH entgegnete. dass die Einholung von Vergleichsangeboten im 
Grundsatzerlass des BMI vorgesehen ist. 

Hinsichtl ich der Rechnungslegung entgegnete der RH, dass das BMI 
durch die Nichteinforderung der monatl ichen Rechnungslegung auf 
ein Instrument zur zeitnahen Kosten- und Leistungskontrol le ver­
zichtete. 

Der RH wies darauf hin, dass er Projekten, die zu mehr Transparenz 
bei Beschaffungen führen, grundSätzlich positiv gegenübersteht. Die 
Krit i k  des RH  bezog sich ausschließlich auf die Vergabe. 
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PR-Beratung dcs Bundesministeriums I'lir Inneres 

23.1 Das BMI schloss am 3 1 .  Mai 2007 - rückwirkcnd mit  1 .  Februar 2007 

- mit  eincm ßcratcr einen unberristeten Werkvertrag betrefTend .. PR­
ßeratung des Bundesmin isteriums I'lir I nneres". Die Vertragspartcien 
gingen von einer durchschnit llichen Leistungserbringung von vier 
Tagen pro Kalendermonat m i t  einem Honorar in Höhe von 1 . 530 EUR 
exkl .  USt pro Tag aus. Dies ergab einen geschiilzten Aurtragswert von 
293.760 EUR exkl .  USt . ' 1 Der Aurtrag war daher nach dem ßVergG 
2006 und der Schwellenwerteverordnung 2006 dem Oberschwellen­
bereich zuzuordnen. 

Das ßMI vergab den Aurtrag "ufgrund eincs Verhandlungsvcrlahrens 
ohne vorherige Bekanntmachung gcmäß § 30 Abs. 2 Z 2 BVergG 2006. 

Dies war u.a . .  dann zulässig, wenn eine Dienstleistung aus technischen 
oder künst lerischen Gründen nur von einem bestimmten Unterneh­
mer ausgeführt werden konnte. Das ßMI  ging vom Vorliegen .. tech­
nischer ßesonderheiten" aus. Nach seiner Aurrassung konnte nur die 
beauftragte Person sämtl iche zwingend errorderlichen Anforderun­
gen für eine erfolgreiche Zusammenarbeit erfüllen. 

Der Vertrag enthielt keine Kündigungsrcgclung. E ine Kündigung W'H 

auch nicht aktenkundig. Insgesamt bezahl te das BMI an den Auftrag­
nehmer einen Betrag in Höhe von 1 39.847.33  EUR. 

23.2 Der RH krit isiertc den rückwirkenden Vertragsabschluss sowie die For­
mulierung des Vertrages, die keinerlei Künd igungsregelungen enthielt . 
Der vom ßMI herangezogene Tatbestand des BVergG 2006 für die 
Durchführung des Vcrgabevcrrahrens war auf PR-Leistungen nicht 
anzuwenden. Technische Unmöglichkeit der Aufl ragsvergabe an einen 
anderen Auft ragnchmer wäre nur bei unübcrwindlichen Schwierig­
keiten. insbesondere bei Vorliegen einer Monopolsi tua t ion  aur ßie­
terseite. a nzu nchmen gewesen. 

23.3 Laut Stell""!I"ahme des BMI werde a"j'grulld der Kritik des RH '''li 

riickwirkelldell Vertragsabschluss ill Z1Ik1l1!/i IJermehrt Augellmcrk 

a uj' die Vermeidu l1g ei IIer erst IIach t riigl ichcl1 Erst eil 1II1g ci l1er sch riß­

lichel1 Vertragsa1lsj'ertigulig gelegt. 

Der Kritik des RH, dass der Beraterllertmg keille Kiilldig'lIIgsre{JeI Cllt­

IllIltell habe, sei elltgegellzuhaltell, dass der WerklIertrag lediglich als 

"Rahmell" Jiir die IIiclit verpJ7ichtrild zu ertei/elldell kOllkretell Eill­

ze/auftriige (Abrufe) gestaltet sei. Es ergebe sich somit schOll aus der 

11 48-rachl'S MOnal'i{,IlI,:{{'11 gemäß § 1 6 Ab ... 7. Z 2. BVrrgG 2006 
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Vertragsgestall1/11g, (lass IIIl /llge/S A brufes keille LcistulIgspJlie/,t U ltl! 

keill LeistulI{Jsallsprue/1 des A /Iftragllell lllers bestche. 

Wei t ers sei rler Vertragste.rt auch derart gestaltet, dass i/ll Fall eilles 

Millisterwechsels oh llchill .. die Gese/liiftsgn/lldlagc" des Werkralt­

mell/lertrags wcgfalle ulld auch darill eill Elldigullgsgn/lld liege, der 

die Vereillba rullg eiller zusiitzlichell KÜ lldigulIg elltbell rlie/I /IIae/le. 

La ut  Stel/ullgllallllle des BMI habe es als A uftraggeber die Merk/llale 

der bellötigtell Diellstieislllllg (I/gi. § 2 Z 34 B VergG Tee/Illise/le Spe­

zifikatiollell der Diellstleistu llg) Zl/ (/e:!illierell ulld deli Sacll/lerllllit so 

beurteilt, dass lIur das beauftragte Ulltemelllllell das tecllllisclle Kllol//­

I,ow hl/be. die Leistl/llg ill der geforderteIl A rt ulld Weise III erbrillgell. 

23.4 Der RH entgegnete, dass im Sinne der Rechtssicherheit auch bei einem 
.. Rahmenvert rag·· Kündigungsregelungen schriftlich vereinbart wer­
den sollten. Vertraglich vereinbarter Leistungsgegenstand war die 
.. PR-Beratung des Bundesministeriums für I nneres" . Die Leistungser­
bringung war somit  nicht exklusiv mit der Person des damals im Amt 
befindlichen Bundesmin isters verknüprt. Entgegen der Auffassung des 
BMI fici die Geschäftsgrundlage des Vertrages im Fal l  eines Min is­
terwechsels nicht weg. Angesichts des Vertragsgegenstandes waren 
an den PR-Berater keine spezifischen Anforderungen in techn ischer 
H insicht ZlI stellen. Die vom BMI herangezogene Ausnahmebest im­
mung war daher im gegenständlichen Fal l  n icht anwendbar. 

St rategisch-pol i t ische Beratung der Bundesmin isterin 

24.1 Das BMI vergab am 29. April 2009 mittels Werkvertrag einen Auf­
trag in Höhe von monatl ich 7.500 EUR exkJ. USt an  ein Unterneh­
men, das schon mehrfach für das BMI tä t ig war, zur strategisch­
polit ischen Beratung der Bundesministerin. Nach dem aufgrund des 
BVergG ermittelten Auftragswerts i n  Höhe von 360.000 EUR exkl .  
USt  war diese Vergabe dem Oberschwellenbereich ZlIZliordnen. 

Das BMI erachtete die genaue Kenntnis seiner Organisation durch den 
Auftragnehmer als unabdingbar für eine ziel- und ;,Ichgerechte Auf­
gabenerfül lung. Da der Auftragnehmer Einbl ick in  i n terne, aufgrund 
der Ressortzuständigkeit für die Staatssicherheit relevante Unterla­
gen und polit ische Planungen bekommen sollte, erwartete das BMI 
in persönlicher Hi nsichl vor al lem Inlegrit�it und besondere Vert rau­
lichkeit und Diskretion. 
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Das BMI vergab diesen Au lhag direkl und ohne Einholung von Ver­
gleichsangeboten und stützte sich dabei auf den Ausnahmetatbestand 
nach § 10 Z I BVergG (Schutz wesentlicher Sicherheitsi nteressen). 
Danach galt das BVergG nicht für Vergabeverfahren, die aufgrund von 
bundes- oder landesgesetzlichen Best immungen für geheim erklärt 
werden oder deren Ausführung aufgrund von bundes- oder landesge­
setzlichen Best immungen besondere Sieherheitsmallnallmen erfordert 
oder wenn der Schutz wesent l icher Sicherheitsinteressen der Repu­
bl ik Österreich es gebiClet. 

Die Bestimmungen im Werkvertrag über die Honorargestaltung waren 
widersprüchl ich. E inerseits entsprach der Halbtagessatz in Höhe von 
1 . 100 EUR exkl.  USt einem Zeitaufwand von fünf Stu nden, anderer­
seits war ah einem Zeitaufwand von fün f  Stunden pro T')g der Ga nz­
tagessatz in Höhe von 2.000 EUR exkl.  USt zu verrechnen. 

Der Werkvertrag enthielt  deta i l l ierte Regelungen über Nachweis und 
Abrechnung der Leistung. Entgegen den Best immungen des Werkver­
trages übermi l lelte das beauftragte Unternehmen seine Rechnungen 
nicht monatl ich, sondern i n  der Regel für zwei oder mehrere Monate. 
In den Akten des BMI und in den vom Auftragnehmer vorgelegten 
Rechnungen waren keine detaill ierten Leistungsnachweise enthalten. 

Aurgrund dieses Werkvertrages leistete das BMI für den Zeitraum 
Juni 2009 bis Oktoher 20 1 1  Zahlungen in  Höhe von insgesamt 
248.3 t 5,52 EUR. 

24.2 Ocr RH konnte n icht nachvollziehen, dass ausschl ießlich das beauf­
tragte U nternehmen die Anforderungen des BMI erfül len konnte u nd 
das BMI aurdie Einholung von Vergleichsangeboten verzichtete. Der 
RH ging davon aus, dass jede Beratungstätigkeit ein Vertrauensver­
häl tn is zwischen Auftraggeber und Berater voraussetzt, wobei die 
gebotene Diskret ion auf Seilen des Beraters vorauszusetzen isl. 

Der RH krit isierte die widersprüch l ichen Regelungen über die Hono­
rargestaltung im Werkvertrag, weiters die mangelhafte Leistungsdo­
kumentation als Basis für die Abrechnung sowie die vertragswidrige 
Ahrechnungsprax iso 

24.3 Laul Slcllltll!Jllahll1c des BMI seieIl die BemlllllgslcisllIlIgell bzw. 

-illhalte a t.(/'grulld der mil dem LeislllllgsgegclIslalld im ZlIsammclI­

hallg slehelldell Themell lIlId IlIhlllle sowie IIlIS Gcheimi/(lllllllgsill­

leressell lIichl aklellmäßig doku lllclliieri l/IordclI. Es habe sich h ier­

bei lIlII flic slmlc(Jisch-politischr A lIsridl1ulIlj lIlId POSiliollientllg der 

BUlldesmillislerill gchalldell. Darüber hillllllS sei die Emrbcilllllg eiller 
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lIIedialeli Positioli ierulig sowie /101/ quartalsll1äßigcll I/I/d IlfIlbjiillr­

licllell A rbeitsscilwerpllllktell e!Jolgt. 

Die Feststelltlllg des RH, dass eil/C 1II0l/atlicile Rccll llu llgslcgul/g /I/'r­

traglicll I'ereillbart wordel/ sei, sei zwar riclltig, jedocll sei die Kritik 

des RH, dass keille 1II01lOtlicile Recll llll llgslegul/g eilIgefordert //lordeIl 

sei. aus wimcllOjiliciler Sicllt Ilicllt Ilaclll 'ollziellbar. Die Recll llu llgs­

legul/g stelle eille VerpjliclItullg des A ufrragl/ell lllers dar. Eille Recll­

l/ullgslegullg zu eillelll späterel/ als delll /lereillbarrell leirpul/kr sei 

jet/cI/falls cil/ wirrscilOjiliciler Vorreil jiir del/ A uji raggeber. daller sei 

aucll keil/e 1II0l/arlicile Recll llll l/gslegul/g eil/gefordert /IIordel/ . 

24.4 Der RH  entgegnete, dass es aus Gründen der Transparenz und Nach­
vollziehbarkeit sinnvoll sei. gebarungswirksame Rechtsakte von 
Beginn an aktenmäßig zu dokumentieren. Es sol l ie auch bei sen­
siblen Beratungsleistungen möglich sein. An und Umfang der Leis­
tungserbringung nachvollziehbar zu dokumentieren. 

l I i nsichtlieh der Rechnungslegung entgegnete der R I I. dass das BMI 
durch d ie Nichteinforderung der monatlichen Rechnungslegung auf 
ein Instrument zur zeitnahen Kosten- und Leistungskontrolle ver­
lichtete. 

Kommunikat ionscoaching 

25.1 Das BMI schloss am 1 6. Mai 2010 mit einem Unternehmen einen Werk­
vertrag zur Beratung der Ressort leitung ab. Vertragsgegenstand waren 
st rategische Kommunikationsberatung. Coaching. Verfassen von Texten 
und Reden. Vorbereitung auf Mcdienauf"t rille. allgemeine Kommunika­
tionsberatung. gemeinsame Konzeption von Presse- und PR-Schwer­
punkten sowie laufende Medienbeobachtung. Zwischen der Ressonlei­
tung und dem Geschiiftsrtihrcr des Auftragnehmers sollte es regelmiißige 
persönliche Kontakte geben. In besonderen Situationen war ein zusiitz­
l iches Kommunikationscoaching vorgesehen. Dem Venrag ließ sich nicht 
entnehmen. dass die Leistungen des Auftragnehmers an die Person der 
damals amt ierenden Bundesministerin gebunden sein sollten. Im Ver­
trag war eine dreimonat ige Kündigungsfrist vorgesehen. 

Das BMI vergab diesen Aurtrag direkt und ohne Einholung von Ver­
gleichsangeboten und stützte sich dabei auf die Ausnahmebestilllmungen 
nach § 10 Z 1 BVergG (Schutz wesentl icher Sicherheitsinteressen). 

Als ßeratungshonorar legten die Vertr<lgspaneien ein monatl iches 
P:lUschalhonorar in Höhe von 7.200 EUR exkl.  USt rest .  Dies ergab 
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einen gemäß dem BVergG 2006 auf  vier Jahre berechneten Auf­
t ragswert von 345.600 EUR exkl .  USt .  Für zusätzliche Leistungen bei 
besonderem Bedarf sah der Werkvertrag ein l Ionorar in l Iöhe von 
260 EUR pro Stunde exkl. USt vor. 

E in  detai l l ierter Stunden- und Leistungsnachweis zur Dokumenta­
tion der vom Berater erbrachten Leistungen konnte vom BMI nicht 
vorgelegt werden. 

Am 2 1 .  April 20 1 1  wurde die damalige Bundesministerin für I nne­
res zur Bundesmin isterin für F inanzen ernannt .  Ab diesem Zeitpunkt 
nahm das BMI keine Leistungen auf Basis des bestehenden Werk­
vert rages mehr i n  Anspruch. Eine Kündigung des Vertrages erfolgte 
zum damal igen Zeitpunkt nicht, weil das BMI davon ausging, dass 
der Vertragszweck die Leistungserbringung persönl ich für die vor­
mal ige Bundesministerin war. 

Dessen ungeachtet bekundete der Berater weiterhin und wiederholt 
seine aus dem Werkvertrag result ierende Leistungshereitscha f't und 
forderte auch das ihm seiner Meinung nach zustehende Honorar 
ein. Das ßMI beauftragte die F inanzprokuratur und eine Rechtsan­
waltskanzlci mit rechtl ichen Expertisen und trat schließlich in Ver­
gleichsverhandlungen mit dem Beratungsunternehmen ein, die im 
August 201 1 zu einer einvernehml ichen Vert ragsauflösung i n  Form 
eines Vergleiches führten. 

Das BMl leistete <lurgrund des Werkvert rages Zahlungen in l Iöhe von 
insgesamt I t 3. t 1 2  EUR. 

25.2 Der R I I  krit isierte, dass das ßMI bei der Vertragsgestaltung die Mög­
lichkeit eines Wechsels in der Person der Bundesministerin nicht 
berücksicht igte. Er bemängelte auch, dass das ßMI t rotz hauseigener 
jurist ischer Kompetenz Expertisen nicht nur bei der F inanzprokura­
tur, sondern auch bei einem I�echtsanwalt einholte, was zusiilzliche 
Kosten verursachte. 

Weiters krit isierte der RH neuerlich den Verzicht auf  die E inholung 
von Verglcichsangeboten und die mangelha fte Leistungsdokumen­
ta l ion.  

25.3 Lallt Stcllll ll[I'lfIhme des BMI gehe es beim gegellstiillfllichell Bera­

tenlertrag im Weselltlichell lIm stra tegisch-politische Bera tllllgs/eis­

tlillgell ./i'ir die Ressorlieitllllg. Der ALlftrag über dll KommLlllika­

tiollscoachillg .fiir die Bl/lldesmillisterill habe beispielsweise die 

Vorbereitlillg allf Pressegespriiche über medial bekallllte polizeiliche 
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A bsciliebullgell 1'011 Killdem oder Fallliliell Ullfl SOlIderlageIl (Geisel­

lIalllllel" Eillsätze lIIit Sclwssl/lajjellgebraucll 1I.li.) beillilaltet. Flir 

die Erfüllllllg der A ujgabe ulld Vorbereitullg aur die Gespriiclle lIIil 

McdiclIl 'ertretem sei es erJ'orderlicll gewesell, deli gesa llltell sellsiblclI 

Fall illl Detail lIIit dCIIl Konllllullikatiollscoacil zu bcsprecllen. Daller 

sei beilII gegenstlilldlicllen A uftrag der Saclll'erlwit 110111 zuständi­

gen IIl1d Ilen/llfwortlicilell Ressort so beurteilt lIlanielI, dass besol/­

dere Sicllerlleilsil/leressel/ betroffel/ 111/(1 besol/dere Maßl/all lllel/ erfor­

derlicll gewesel/ seiel/, aujgrul/d derer eil/e öjjel/tliclle europaweite 

A llsscllreibul/!J I/iclll lIIöglicll gewesel/ sei lllld eil/ Wettbewerb I/icllt 

zweckllläßig erscll iel/. 

Der RII l lllerkel/I/e il/ der TZ 24.2 lias erforderliclle VertraUel/Sl1er­

lIältl/is zl/lisellel/ A uftraggeber 111/(1 Berater UI/d die erforderliclle Dis­

kretiol/ des Beraters als AI/jordwlllgskriteriel/. Nacll AI/sicllt des BMI 

kÖl/l/tel/ bei strategiscll-politiscllell Bertlll/ llgsleillll/gel/ beide Kriteriel/ 

I/icllt I lon wsgesetzt werdel/, SOl/dem lIIüssen jedeltralls gegebel/ seil/. 

Aujgrul/d dieser Eigellart der strtltegiscll-poliliscllel/ Bcrtltu l/{Jsleistlll/g, 

ul/ter Bedaciltl/allllle aujdel/ zur VerJiigul/g stell el/del/ Bieterkreis, der 

erst il/ eil/em aujwäl/digel/ Marktjorse/I l/llgsllcr
f
allrel/ erlllitteit wcrdel/ 

lliitte müssel/, lIabe die 13ewertlll/g des A ujtrtlggebers ergebel/, dass eil/ 

wirtscllaftlicller Wettbell1crb so geril/ge preissel/kel/de l/lld lfualitlits­

erllöllel/lle Wirkul/gel/ Leitigel/ lI'ünle, dass eil/ jiir llie zu /lergebel/de 

geistige Diel/stieisllll/g al/gemessel/es Verfallrel/ lIIit Vergleicllsal/gebo­

tel/ als LU aujl/ländig erschiel/, weil der Preis- ul/ll QUlIlitätsgewil/1/ 

des l/lirtsc/llIjllicllel/ Weflbel/lerbs dllrcll die Ver
f
allrel/skoslel/ "llllj!Je­

jressel/" wordel/ wlire. 

Die COlle/lil/g- ul/d Bertltllllgsleisfl/llgcl/ bzw. -il/lwlle der BIIIllleslllil/is­

teril/ seiel/ lWj'gflllld der lIIit dem Leisllll/gsgc{Jcl/stal/d illl ZUSl/ll/­

lIIel//wl/g stellCllllcl/ 1'11 1'111 el/ IIl/d II/llalte sowie a llS Gelleillllla/tul/gs­

il/teressel/ I/icllt aktel/ llllißig dokumel/tiert wordel/. Aujgrul/d des 

Ilcreil/bartel/ Pause/wlbetrtlges sei keil/ detaillierter Stul/del/- bZll). 

Leistu l/gsl/lIcllweis gejordert bzw. lIktel/mäßig dokulllellticrt wordell. 

Die Terlllil/e ul/d II/llalle seiel/ jelleltjalls illl Kalender ller dalllaligel/ 

BUllllesmil/isteril/ tlokulllelltiert, jedocll sIellI' dieser lIacll illrelll Wecll­

sei (/11 die Ressortspilze illl 13MF lIicllt lIIellr zur Ve�f'iigill/g. 

ZlIr Kritik des RH all der Eillllalllllg eil/er ZIIsätzlicllell Expertise bei 

eillelll Reclltsl/ lllvlIlt el/tgegl/ctc das BMI, dass es zl/Iiscllel/ del/ Ver­

trtl{/sparteiel/ ulllerscil iedlicile AuJJasslll/gel/ übel' del/ Leisl lIl/gsge­

gel/stal/d gegebel/ IIl/d die FillllllZprokllrtlfll f eille a l/derc Vorgellel/s­

weise elll11joMell flabe. als die E.rpertise des 13MI ergebclI lIabe. VIII 

eille optimale ree/lllie/le Positioll}lir die Verglcicllsgespriicfle LII flabel/. 

sei III/efl Gegel/iiberstel/lI lI(f der Fordenlllgell des Vertragspartllel's ul/{l 
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Vergabepraxis i m  BMI 
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der KosteIl eilles Glitachtells elItschiedeIl //lordeIl, eillC //Ieitcre exte,."e 

rech tliche Expertise eillwllDlell. LelZlelldlich haIJe eill Jür das ßMI 

"orteilhaJtes VergleichsergebIlis cfLiclt werdelI köllllell. 

25.4 Der R I I  en tgegnete, dass c l ie Einholung von Vergleichsangeboten 
im G rundsatzerlass des BMI vorgesehen ist. Die Preisangemessen­
heit kann nach Ansicht des RH auch ohne Durchführung eines ror­
meilen Vergaheverrahrens und damit kostengünstig geprüft werden. 
E ine dokumentierte Beurteilung der Preisangemessenheit erfolgte i n  
den vom RH überprüften Fällen nicht. 

Der R I I  entgegnete weiters, dass es <Jus G ründen der Transparenz uncl 
Nachvollziehharkeit s innvoll sei, gebarungswirksame RechtsHkte von 
Beginn an akten mäßig zu dokument ieren. Es sollte auch hei sensihlen 
Beratungsleistungen möglich sein, Art und Umfang der Leistungser­
bringung nachvollziehbar zu dokument ieren. 

Vert raglich vereinbarter Leistungsgegenstand war laufendes Kom­
munikat ions-Coaching für "die Ressortleitu ng". Die Leistungserbrin­
gung war somit nicht exklusiv mit der Person der damals im Amt 
befmdlichen Bundesministerin verknüpft. Nach Auffassung des R I I  
war daher hinreichend klar erkennbar, dass von einem Wegfal l  der 
Geschäftsgrundlage des Vertrages im Fall eines Ministerwechsels nicht 
auszugehen war. Die Einholung externer Expertisen, i nsbesondere die 
Heranziehung eines Rechtsanwalts t rotz k larer Äußerung der Finanz­
prokuratur, war daher nach Ansicht des RH enthehrlich. 

Zukunflsslrategie - Beratung, wissenschaftliche Begleitung 

26.1 Im  Zuge der. Umsetzung der I-Iaushaitsrechtsreform 201 ) in i t iierte 
das BMI 2009 einen Strategiebildungsprozess. Zu diesem Zweck rich­
tete das BMI das Projekt "Zukunftsstrategie BMI" ein. Mit  Werkver­
trag vom 29. Oktober 2009 beauftragte das BMI - rückwirkend mit  
1 7. August 2009 - ein wissenschaftliches Beratungsunternehmen mit  
der Projektkoordination. Als Honorar wurde ein Pauschailletr;lg in 
Höhe von 1 7 1 .000 EUR exkl .  USt festgelegt. A llfal l ige zusätzliche Leis­
LUngen zum vereinbarten Lcistungsumfang waren mit einem Stun­
densatz in  l Iöhe von 225 EUR exkl. USt abzugelten. 

Das BMI vergab diesen Auftrag d i rekt und ohne E inholung von Ver­
gicichsangebolen und stützte sich dabei auf die Ausnahmebest im­
mungen nach § 10 Z t BVcrgG (Schutz wesent l icher Sicherheitsin­
teressen). 

8 1  
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I n  der Folge eneilte das BMI vier Zusatz;llIft riige (Mai und Jul i  2010 

sowie Jiinner und Mai 201 1 )  in I-Iöhe von insgesamt 330.526 EUR 
exkl. USI. Das BMI überwies an den Auft ragnehmer folgende Bel riige: 

Tabelle 3: Zahlungen an das Beratungsunternehmen 

Werkvertrag, 1. und 2. Rate 

Werkvertrag, 3. Rate 

1. Zusatzauftrag 

2. Zusatzauftrag 

3. Zusatzauftrag 

4. Zusatzauftrag 

Summe 

Quelle: RH 

Betrag in EUR 
(inkt. USt) 

125.400,00 

62.700,00 

70.400,00 

88.000,00 

118.603,10 

86.575,50 

551.678,60 

Die Zusatzauft räge machten somit rund zwei Drittel der Gesamtauf­
t ragssumme aus. 

26.2 Der RH krit isierte den Ablauf der Beauftragungen. Der ursprüngliche 
Werkvertrag erfasste nur rund ein Drittel der insgesamt geleisteten 
Zahlungen. während das BMI rund zwei Drittel der Gesamtausgaben 
aufgrund von vier Zusalzaufträgen leistete. 

Weiters kritisierte der RH neuerlich den Verzicht auf die E inholung 
von Vergleichsangeboten. 

26.3 Lalll SIellllllgllah/J/c des BMI sei ('S im Zuge des Bll lldesprojekles 

,, / IaushaltsreclllSreJorm" lIolwelldig gelVesclI. eille 1111 WirklillgsLielell 

lIusgerichlele Gesa mtstra tegie 1lI erarbeitclI. Dies sei mit dem Pro­
jekt "ZUkll llJlsstrategie BM./" ill die Wegc geleitel worde,l. INNEN. 

SICHER gelte als besl-practice-Modell flir eille Ressortstrategie. das 

mittlerweile " 011 alIdereIl Ressorts wm Vorbild gellolllmell werde. Die 

scltlusselllllich erJorder/iche" A uJgllbell ulld Leistllllge" des bellllJ­

tragIeIl Bcratllllgsulltemehme"s seieIl ill ihrem ,'ollell UmJallg bei der 

A IIJtragsliergllbe lIicht absehbllr gewesell. Ebellso sei ill der tellullg­

lIalllllC 1111 deli RH aucl, durch Verweis IIUJ die IIktell miißige Begrüll­

dUlIg ausJüh rlich ausgefiihn. lIlarum die Belll/Jlragullg des Beratullgs­

ulllemehlllells ohlle Eilli/Olullg "Oll Vcrgleichsollgebolell crjalrlte. 
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26.4 Der RH entgegnete, dass die Zusatzauft räge rund zwei Drittel des 
Gesamtauft ragsvolumens ausmachten. Bei entsprechender Vorberei­
tung wäre dieses Volumen nach Ansicht des RH abschätzbar gewesen. 

Der RH entgegnete weiters, dass es sich bei der vom BMI gew�i hlten 
Begründung für die Heranziehung des Ausnahmetatbestandes um 
eine Standardbegründung handelte, die in anderen vom RH über­
prüften Fällen ebenfal ls gewählt  worden war. Ein konkreter G rund 
für den Verzicht auf Einholung von Vergleichsangeboten war daraus 
nicht ersich t l ich. 

Der RH hielt weiters fest, dass er seit Jahren darauf h inweist, dass eine 
Haushal tsreform unabdingbar ist und eine an Wirkungszielen ausge­
richtete Gesamtstrategie voraussetzt .  Der RH bewertete daher d ie  vom 
BMI eingeleiteten Maßnahmen grundsätzlich positiv. Eine inhal t l iche 
Bewertung war nicht Gegenstand dieser Überprüfung. 

Zukunftsstrategie - Präsentation 

27.1 Am I .  September 2010 vergab das BMI rückwirkend an ein Unler­
nehmen, das bereits mehrfach für das ßMI  tät ig war, einen Auf­
trag über externe ßeralungs- und Unterstützungslcistungen zur kre­
ativen Konzeption und Gestaltung der Zukunftsstrategie des BMI mit 
einem geschätzten Auftragswert von 95.000 EUR exkl .  USt. Weder 
die au ftragserteilende Person noch das Datum der Au fhagserteilung 
waren aktenmäßig dokumentiert. Das beauftragte Unternehmen leis­
tete bereits ab Mai 2010 Vorarbeiten im Rahmen der Strategieent­
wicklung. 

Das BMI vergab diesen Auftrag d i rekt und ohne Einholung von Ver­
gleichsangeboten und stützte sich dabei auf die Ausnahmebest im­
mungen nach § 10  Z 1 ßVergG (Schutz wesent l icher Sicherheits­
interessen). 

Der Werkvertrag war h i nsicht l ich des Entgelts unklar abgefasst. Nach 
§ 5 Abs. 1 des Vertrages sollte eine .. pauschale Vergütung pro Tag 
oder pro Stunde gemäß den Tages- und Stundens�itzen des Auftrag­
nehmers ( ... ) nach tatsächlichem Aufwand" vereinbart sein, während 
§ 5 Abs. 2 des Vertrages regelte, dass das vereinbarte Entgelt ein 
.. Festpreis und für die Vertragsdauer bindend" sein sollte. Ein Betrag 
wurde jedoch nicht genannt .  

Das ßMI  leistete aufgrund dieses Werkvertrages Zahlungen i n  Höhe 
von 72.439,20 EUR. 
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27.2 Der RH  kritisierte den rückwirkenden Abschluss des Werkvertrages, 
die mangelnde Dokumenta t ion der Aurtragsvergabe und die wider­
sprüchliche Entgelt regelung. Weder die auft ragsertcilende Person, 
noch das Datum der Auftragsertei lung waren nachvollziehbar. 

Weiters kritisierte der RH neuerlich den Verzicht auf  die E inholung 
von Vergleichsangeboten. 

27.3 LlIut StellulIgllllhllle des BMI sei die Belluftragullg mit Werkliertrag 

110111 J .  September 2010 rückwirkelld erfolgt ulld seieIl die /lertrags­

gegellstiilldlid/ell tatsüdlliellell LeistulIgeIl begilllleild lIIil der Ver­

tragsullterzeiell llLlllg erbracht wordell. Der Vertra!! sei rückwirkelld 

abgeschlossell I/lordell, weil es bereits lIb Mai Vorgesprüche ulld stra­

te{jische Überiegullgell gegebell habe ulld ZlI diesem leitpullkt 1I0eh 

keille d�fi"iti/le Eiltscheidullg über eille allfiillige exteme Vergabe Lllld 

die allelljitlls kOllkret benötigte Leistullg ge/ roffell werdelI kOllllte. 

Durch die riickwirkellde Gestaltullg hüfte jedoch sichergestellt wer­

deli sollell, dass das Ulltemehmell die Vorarbeitell. die letztelldlieh 

kOllkret ab Vertragsbegillil LIII/gesetzt wordell seieIl, lIuch abriegoIteIl 

bekomme. 

Die Kritik des RH all der Elltgelt regelullg köllile /10m BMl llicht lIach ­

/lolIzogeIl werdell. 

Hillsichtlich der felt/elldell VergleichSOlIgebote /ler//lies das BMI nuf 

die Begrüllduilg illl ELAK. 

27.4 Der RH entgegnete, dass das Ausmaß der Einbindung des Beraters ab 
Mai gezeigt habe, dass es sich nicht nur um unverbindliche Vorge­
spräche gehandelt habe, sondern ein Vertragsabschluss vorgesehen 
war. 

Der RH entgegnete weiters, dass nach den Best immungen des Ver­
t rags nicht klar war, wann eine pauschale Vergütung pro Tag und 
wann eine Vergütung nach Stunden zu erfolgen hatte. 

Bei der vom BMI gewähl ten Begründung rür die Heranziehung des 
Ausnahmetatbestandes nach § 10 Z I BVergG (Schutz wesent l icher 
Sicherheitsin teressen) handelte es sich um eine Standardbegründung, 
die in anderen vom RH überprüften Fällen ebenfalls gewiih l t  worden 
war. E in  konkreter Grund für den Verzicht aur Einholung von Ver­
gleichsangeboten konnte daraus nicht ersehen werden. 
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Vergabepraxis im BM! 
mit Schwerpunkt Digitalfunk 

28.1 Das BMI  startetc im Dezember 2008 das Projekt .. Biomctrie im Auf­
enthal tst i tel " .  Zur Unterstützung der Projek tlei tcrin sol l te  ein Pro­
jektbeglciter mit umfassender Erfahrung im Bereich Projektmanage­
ment und Sicherheitsdokumente ei ngesetzt werden. Die Projektleitcrin 
beauftragte im Jänner 2009 mündl ich ein Unternehmen mit der Pro­
jektbegleitung und begründete die Auswahl des Beratcrs mit dcn 
gesammelten positiven Erfahrungen bei vorangegangenen Projekten. 

Der ausgewähl te Berater nahm laut  seinen Lcistungs'llI l"zeichnungen 
bereiis erstmals am 1 6. Dezember 2008 an einer Sitzung der Exper­
tengruppe teil und arbeitete auf Basis mündl icher Au f"tr�ige. 

§ 1 3  Abs. 3 des Bundesvergabegesetzes sicht vor, dass der Aurtrag­
geber den geschätzten Auftragswert vor der Durchführung des Ver­
gabeverfahrens sachkundig ZlI erm i tteln hat .  Gemäß § 42 Abs. 2 

Bundesvergabegesetz haben Auftraggeber bei einer Direktvcrgabe 
- sofern der Dokumentat ionsaufwand wirtschartIich vert ret bar ist ­
den Gegenstand und Wert des Auftrages sowie den Namen des Auf­
tragnehmers festzuhalten. Die Akten des BMI enthielten weder eine 
SchätZllng des Auft ragswerts noch einen entsprechenden Vergabe­
vermerk ZlIm Zeitpunkt der mündl ichen Auft ragsvergabe. 

Das Unternehmen legte am 2. November 2009 und am 6. April 2010 

Honorarnoten über insgesamt 57.551 ,60 EUR exkl .  USt für die erbrach­
ten Leistungen bis Ende des I .  Quartals 2010. 

Das BMI kalkul ierte im Frühjahr 2010 bis Projektende am 3 1 .  Dczem­
ber 2010 einen geschätzten Auftragswert in Höhe von 7 2. 1 30 EUR 
exkl .  USt. Das BMI schloss am 1 2. April 2010 einen Werkvcrtrag für 
die Erbringung der I'rojcktbegleitung mit  dem ausgewählten Unter­
nehmen in schrirtlicher Form ab. § 1 3  des Vertrages sah vor, dass 
der Vertrag nach Unterzeichnung durch die beiden Vert ragspartner 
rückwirkend mit 1 6. Dezember 2008 in Kraft treten sollte. Im Ver­
trag wurde ein Höchstentgelt von 72. 1 30 EUR exkl.  USt festgelegt. 
Das BMI holte keine Vergleichsangebote ein. 

Im Oktober 2010 i nformierte das Un ternehmen das BMI ,  dass der 
vorgesehene Höchstbetrag bereits erreicht wurde. Das geplante I'ro­
jektende verschob sich vom I .  Jänner 201 1 auf  den I .  Ju l i  20 1 1 .  Im  
M�irz 20 1 1  schloss das BMI mit dem Auftragnehmer eine Zusatzver­
einbarung ZlI dem gegenständlichen Werkvertrag ab und vereinbarte 
für die erweiterte Projektbegleitung ein Höchstentgclt von maximal  
70.000 EUR cxkl .  USt. 
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I nsgesamt bezahlte das BMI 1 4 1 .655,50 EUR ink l .  Spesen und exkl. 
USt an  das Beratungsuniernehmen für die Projektbegleitung. 

28.2 Der RH krit isierte, dass das BMI den geschlitzten Aul'tr'lgswen nicht 
bereits vor der mündlichen Auftragsvergabe auf Basis real ist ischer 
Annahmen nachvollziehbar ermi t tel t  hatte, sondern erst im Zuge 
des weiteren Projektverlaufs eine genaue Kalkulat ion erstellte. Er 
benüingcl te auch das Fehlen eines entsprechenden Vergabevermerks 
an lässlich der mündl ichen Auftragseneilung. Weiters krit isierte er die 
Auftragsvergabe in mündlicher Form sowie das Nichteinholen von 
Vergleichsangeboten. 

28.3 Laut StellulIgllailm e  des BM/ seieIl die Vortlllssetzullgell für eille 

ullmittelbare Beauflmgullg im Wege der Direk/llergabe gemliß § 4 /  

Abs. 2 Z / B Ver!lG (Direk/"ergabe Ulller /00.000 EUR) gegebell gcwc­

seil. Das BM/ IIabe als Auj'rmggeber der Leislllllg die Merklllll/e der 

bellö/ig/ell Diellslleis/ullg dejill ierl lllld deli Sacl,,'erllall llll/er ßerüek­

sieiltigullg aller Ums/li lide (illsbesolldere die Belci/igullg "1'r5clliedeller 

Bellördell ulld Diellslleis/er IIl1d Drillg/icllkeil allfgrulld "0" LIIIIZII­

se/Lelldell zwillgclldell EU-Vorgabell), ullter delIeIl sie ZLI erbrillgell 

warell, so beurlei/I, dass lIur das beauf/mgle Ulllewe/lll1ell das tecll­

lIiscile Kllow-/lOw IIal, die Leistl/llg ill der g(fordcrtell A rt IIl1d Weise 

LII erb riIIgell. Die m Ülldlicile A uftmgs/'ergabe sei bei der Kiekofj'-Sil­

Zl/Ilg im Dezember 2008 erfolgt. Dies sei lwar lIieill ill eillem for­

mo/eil Vergabe"ermerk. jedocll im Ra/,m('11 der Projektl/okllmellta/ioll 

dokumellliert ",ort/eil. 

28.4 Der R I I  entgegnete, dass die Projekt abrechnung rund doppelt so hoch 
wic die ursprüngliche Auftragssumme war, weshalb bei korrekter Pro­

jektabschätzung eine Direktvergabe nicht zulässig gewesen wäre. 

Der RH entgegnete wei ters, dass es aus Gründen der Transparenz und 
Nachvollziehbarkeit s i tlVoli sei. gebarungswirksame Rechlsakte von 
Beginn an aklenm,ißig zu dokument ieren. 

Amtssignatur 

29.1 Ab I .  Jänner 20 1 t bestand für das BMI und seine nachgeordneten 
Dienststellen die gesetzliche Verpnichtung, al le auf Grundlage des All­
gemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes basierenden Erledigungen 
mit den Mindestanforderungen der Amtssignatu r  auszustatten. 

Das BMI plante, diese gesetzliche Verpflichtung mit der Einführung 
eines eigenen elek t ronischen Amtssignaturservices. das an  andere 
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I nfonnationstechnologie-Systeme im BMI gekoppelt war, zu erfül­
len. Im Dezember 20 10 war "ufgrund eingetretener Verzögerungen 
bei den Entwieklungsarbeiten absehbar, dass das BMI nicht in der 
Lage sein würde, die ab I .  Jän ner 20 1 1  benötigten Druckleistungen 
zu erbringen. Das BMI schätzte den Zeitraum für die Erbringung der 
nötigen Entwicklungsarbeiten bis zur Fert igste l lung einer eigenen 
IT -Lösung mit 1 8  bis 24 Monaten. 

Im Dezember 20 10 entschied das BMI, eine Direktvergabe der benö­
tigten Druckleistungen durchzuführen, um den gesetzlichen Vorga­
ben ab  dem I .  Jii nner 20 1 1  entsprechen zu können. Basierend auf 
Auswertungen aus dem Jahr 2009 kalkul ierte das BMI die jährlich 
anfal lenden Druckkosten in Höhe von 2 1 8.990,63 EUR exkl .  USt. 
Durch einen Auft rag in (-(öhe von 99.999,99 EUR exkl. USt sol l ten 
die ab Anfang 201 1  benötigten Druckleistungen für einen Zeitraum 
von ungel1ihr fünf  Monaten beschafft werden. Das BMI beabsichtigte, 
den weiteren Bedarf an Druckleistungen im Wege eines offenell Ver­
fahrens im Oberschwellenbereich zu vergeben. 

Das BMI vergab den Auftrag i n  Höhe von 99.999,99 EUR exkl .  USt 
gem;H\ § 4 1  Abs. 2 Z I BVergG (Direktvergabe unter 100.000 EUR) an  
e i n  i hm  empfohlenes U nternehmen i n  Wien. Es begründete die Nicht­
einholung von Vergleichsangeboten mit  zeitl icher Dringlichkeit. Der 
Vertrag sollte mit Erreichen der Max imalsumme von 99.999,99 EUR 
exkl .  USt automat isch enden. Bei  Erreichung von 80 Ofo der fest­
gelegten Maximalsumme verpfl ichteie sich der Auftragnehmer zur 
I n formation des BMI.  

Das beauftragte Unternehmen informierte das BMI vert ragsgemäß 
nach Erreichen der 80 % der max imalen Au l'tragssumme. Da die Vor­
berei l ung der Ausschreibung noch n icht fertig w,u, verliingerte das 
BMI den Auft rag an das Unternehmen und strich die Auft ragswertbe­
grenzung. Die Vert ragspartner unterfert igten im Juni 201 1 eine ent­
sprechende Änderungsvereinbarung zum gegenstiindlichen Vertrag 
vom Dezember 2010. Das Vertragsende sollte spätestens mit Abschluss 
des Vergabeverfahrens für die Duale Zustellung von behördlichen 
Schriftstücken in Kraft treten. Der Vertrag konnte seitens des Auf­
traggebers unter Einhal tung einer Kündigungsfrist von einem Monat 
jeweils zum Ende eines Kalendermonats gekündigt werden. 

Im Jul i  201 1 begann die BBG mi t  einer Bedarfserhebung im Zuge 
der Vorberei tungen zu ei nem Vergabeverfahren .. Duale Zustellung". 
Aus diesem Grund leitete d'lS BMI das bereits vorbereitete Verfah­
ren nicht ein. 
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Im OklOber 20 1 1  verlhngcnc das BMI crncut das Vcrtragsvcrhäl tn is. 
Zur Zeit dcr Gcbarungsübcrprüfung war das Vertragsvcrlüil tn is wci­
terhin aufrccht . Die BBG hatte das bci ihr begonnene Vcrgabcvcrf"ah­
rcn .. Dualc Zustcllung" noch nicht abgeschlosscn. 

Das BMI konntc aufgrund dcs Abrcchnungsmodus - cs cxisticrtcn 
1 7  Rechnungsadressaten - keinc Gcsamtsumme an tatsächlich a nge­
fa llenen Kosten im Jahr 201 1  für die bcschafftc Lcist ung ncnnen. Ocr 
R I I  sch�itztc basicrend auf" Auswertungen aus dem SAP-Verrech­
nungssystcm die gesamten tatsächlich angefallenen Kostcn bis Endc 
201 1 in Höhe von rd. 428.000 EUR ink l .  USt cin.  

29.2 Ocr RII  krit isierte den Stopp dcs bcrcits vom BMI vorbcreiteten Vcr­
gabeverfahrens und der anstelle dcssen durchgeführtcn Direktvcr­
gabc ohnc Einholung von Verglcichsangebotcn. Nach Ansicht dcs 
R I I  hüllc das BMI dic bercits vorbcreitetc Ausschreibung durchführen 
und im Vertrag cine Kündigungsmögl ichkeit für den Fall dcr Abnah­
mcpnicht aufgrund eincs von der BBG abgeschlosscnen Rahmenver­
t rages vorsehcn sollcn. 

Wcitcrs bemängelte cr dic Tatsache. dass die Bcschaffungsabtci lung 
kcincn Überblick übcr die tatsächlich angelaufcncn Kosten hattc. 

29.3 Das BMI lIielt ill seiller StellulIgllallllle fest. dass die Direktl 'ergabe 

al({grlllld der lIölle des A uft ragswertes ill Elltsprecl/llllg ller VorgabeIl 

des Blllldesilergabegesetzes ulld aufqfllllli besollderer zeitlicller Drillg­

licllkeit olllle Eillilolullg 1'011 Vergleicllsallgebotell erfolgt 11 lä re. 

Es jliltrle weiters aus, dass die LeistIlllgeIl der "dllakll Zustellllll{j" 

lIacll deli BestillIlIlUII{JCII des BB-GmbH-Gesetzcs LU besclll(/Jell silld. 

Eiller Auskullft der BBG wfolge würtle es dir Mi/l/lirkll ll{jspj7ic!lt 

gemäß llem BB-Gmbll-Gesetz lIilltertreibell, IUellll eille DielIststeIle 

wiillrelld tier Pilose der Plallullg eilles kOllkretell BescllllIlilllgspro­

jektes du reIl die BBG eille eigelle Bescllllf{lIl1g plalle. Somit IIl11rde 

aus reclulicllell G rÜlldell /1011 der Eillleilllllg eiller A usscllrcibullg der 

.. dualeIl Zustellllllg", die aus llamaliger Sicllt I'oraus iclltlicll parallel 

w eiller etwas spüler eilIgeleiteteIl A usscilreibllllg der BBG geIaufeIl 

wäre, Abswlld gellollllll('lI. 

Die ElI/pje!llullg eiller Ausscilreiblillg mit KÜlldi{jllllgsmö{jlicllkeit für 

deli Fall der Abllallmepj7icllt auJgrlllld eilles 1'011 der BBG abgescillos­

sellCl/ Ralllllei/llertrages sall das BMI kritiscll. Es gab LU bedellkell, 

dass dies alls llamaliga Sicllt bedcutet lIälle, dass der Auftragllell­

mcr die Lcistllllgell ,Iorallssiclltlicl, lIur für eillell kllrLCII Zeitrallm 

lIätte erbrillgell dü rfell. Fraglicli ist, ob eille A usscllfeibullg ullter die-
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sem BBG- VorbeIlOll für Vlllenteillnell /1011 Illteresse gewesclI wiire. 

Eille IIOrrt l/Ssichllich ll/lr kurljristigc Vcrtrrt{Jsdaucr (bis LU eillc/' Iler­

pjl ich telld wl/h rLll llell IlIClldclI BBG -Abrt/jillöglich kei I) hii I te mö!}Ii­

cherweise al/ch hohe Preise bzw. Koslell Zl/r Folge geilOb/. Die der­

zeit 1I0ch la l/felldell Vorbcreilllllgell der BBG-A usschreibllllg hlil/clI 

überdies gezeigt. Ilass llie Ausschreibullg der "dl/alell Zl/stellulIg" 

lIichl I/llproblemalisc/I is/. Darauf deulell die Daucr der bereils seil 

JUlli 201 1  lal/fellliell VorbereilllllgclI ulld MifleilLlII{JclI der BBG hili, 

wOilach es auf!lrt/lld 11011 Älldcrtlligell im Zl/sammell/lOlIg lIIit dCIII 

IKT-Kollsolidicrt/Ilgsgeselz w Verzögertlllgell kalll 1/1lt1 eill Vertrrtgs­

abschll/ss illl Jahr 2012 lIichl mehr 1!I erwarlell sei. 

Die Krilik. dass die BeschaffulIgsabteilulIg keillell Überblick über die 

tatslichlich allgelaufellell Kastell halle. wies das BM/ lllil delll A rgl/-

1111'111 lurück. dass die ZlIsllilldigkeil Iier Bcsc/llIj]illlgsableilLlIlg lIIil der 

A ujimgsllergabl' elldet 1I11t1 der Vl'rtrags/lollwg !}/'IIlIdslitzlich /lall der 

Fachablcill/II{J bzw. saclilich ZIIstiilllli{Jell Orgallisa/iollseillheit luahr­

zu 11 ell lll eil ist. 

29.4 Der R I !  anerkannte die Problemat ik  dieses Fal les im Zusamm�nwir­
ken mit der BBG. Er verbl ieb jedoch - besonders im I ! i nblick aur  die 
I nrormmion. dass die BBG das Ausschreibungsverrahren vermutl ich 
auch his Ende 201 2  nicht errolgreich abschli�ßen wird können - bei 
seiner krit ischen Haltung zu den D i rektvergaben des BMI.  Zum I l in­
weis des BMI aur mögl icherweise höhere Kosten bei  kurzer Vertrags­
laurzeit entgegnete der R I !, dass die Angemessenheit des momen­
tanen Preises mangels Vergleichsangebotcn nicht restgestellt werden 
konntc. 

Er verhlich auch bei seiner Kritik, dass die Bescharrungsabteilung eine 
Übersicht über die tatsächlich geleisteten Zahlungen haben soilie. 
Hohe Ahweichungen zum geschätzten Auftragswert l ießen M'ingel 
bei der Berechnung des geschätzten Aurt ragswertes erkennen. 

Ken nzeichenerken n u ngssysteme 

30.1 Das BMI heschalftc im November 2005 drei mobile Kennzeichener­
kennungssysteme zum Preis von 1 49.802 EUR exkl .  USI. Es rLihrte zu 
diesem Zweck ein Verh�ndlungsverrahren mit vorheriger Bekanntl11�­
chung durch. Von den bei den eingelangten Angeboten musste eines 
aus rormalen Gründen ausgeschieden wcrden. Der Zuschlag ging an 
das Unternehmen A. 
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Wegen eines Anstiegs der KFZ-Diebstähle in  Wien überlegte das 
BMI im Herbst 2009 die Anschaffung eines vierten mobilen Kenn­
zeichenerkennungssystems. Aus finanziellen Gründen setzte d'lS BMI 
dieses Vorhaben nicht um. 

Eine Mitarbciterin des Kabinel l� cneilte am 1 7 .  Juni  2010 einen Pro­
jektau f"t rag an den Generafdirektor für die öffentliche Sicherheit 
bet reffend ein Pilolprojekt zur Beschaffung eines stat ionären Kenn­
zcichenerkennungssyslems. Ein H inweis auf einen konkrel vorlie­
genden Auftrag der Bundesministerin für Inneres zur Durchführung 
dieses Pilotprojekts fand sich im Akt nicht. 

Das BMI beauftragte das Unternehmen A mit  der E rstel lung eines 
Angebotes. Vergleichsangebote holte das BMI nichl ein. Das Unterneh­
men A legte am 27. Ju l i  2010 ein Angebot in Höhe von 99.882 EUR 
exkl .  USt für e in System mit  insgesamt fünf Kameras vor. Nach 
Rücksprache der zusUindigen Organisationseinheit mit  dem Kabinet1 
reduzierte das BMI seinen Beschaffungswunsch auf ein System mit 
nur noch vier Kameras zu einem Preis i n  Höhe von 83 .))3 ,))  EUR 
exkl .  USt. Aufgrund einer Änderung der Leistungsbeschreibung ent­
stand jedoch ein finanzieller Mehrbedarf in l Iöhe von 1 1 .696,97 EUR 
exkl .  USt, so dass der geschätzte Auft ragswerl schließlich 95.030 EUR 
exkl. USt betrug. 

30.2 Der RH krit isierte die Beschaffung auf Basis eines Projektauft rages 
einer Mi tarbeiterin des Kabinetts. Weiters bem;ingelte er die Nicht­
einholung von Vergleichsangeboten. 

30,3 Das BMI lierll'ies ill seiller SlelILlllgllallllle auf die lViihrelltl der Prii­

fU llg "or Orl l/l beidelI KrilikpllllktcII abgegebelle scil riftliche Stellullg­

lIallllle, Darill hatte das BMl ausgeführt, dass es sich bei der Ertei­

IUllg des ProjektauJlmges " 0111 / 7. JUlli 20/0 eilldeutig Ul// eille durch 

das Millislerkabillelt kOllll11ullizierte Weisullg der BUlldesl//illisterill 

ge/wIIllelt habe. Dies gehe auch al/s eiller �lJelltlichell A llkiillliigtlllg 

der BU lldesl//illisterill ,'Dm 24. JUlli 20/0 hillsichtlicl, dcr Kellllzci­

chellerfassullg auf A llloballl'CII herl'Or. 

Weiters halte das BMl ausgefiihrt, dass das beauJlmgte Ullterllelllllell 

der eillzige tec/Illische Lieferallt gewesell sei, der das Vcrfaltrell ZlIr 
Übertmgullg lllld WII' Abgleich der zu erfasselldeu Datcll ausfirogrll lll­

miert gehabt halte Ulltl kurzfristig zur Verfi;gll l,g steIleIl habc köllIlCII. 

Bund 2 0 1 3/2 

III-15 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)94 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R 
-

H 
Vergabepraxis 

Bund 2 0 1 3/2 

Vergabepraxis im BM! 
mit Schwerpunkt Digitalfunk 

30.4 Der RH entgegnete, dass sich im geprüften Akt kein l I i nweis aur 
Berassung der Bundesministerin bzw. eine Weisungsenei lung durch 
diese fanden. Der RH verwies aurseine unterTZ 7.2 abgegebene Emp­
I"chlung, dass Entscheidungen aussch l ießlich vom dal"ür zuständigen 
Organwalter get rofren und lückenlos dokument iert werden sol l ten. 

Zur Fmge der Einholung von Vergleichsangeboten verwies der R I I  aur 
seine Feststel lung zur Bescharrung der drei mobilen Ken nzeichener­
kennungssysteme im November 2005, bei dem ein Zweitbieter nur 
aus rormalen Gründen ausgeschieden werden musste. 

Erstaufnahmestel le  Süd 

31.1 Im Regierungsprogramm l"ür die X X IV. Gesetzgebungsperiode 12008-

20t 3) vereinharten die Koalitionspartner die Erricht ung einer neuen 
zus;ilzlichen Erstaurnahmestelle im Süden Österreichs (..EASt-Süd·'). 
Das BMI entschied sich im Jahr 2009 für einen Standort in der 
Gemeinde Eberau, Bezirk GÜssing. Es beauliragte einen Ziviltechni­
ker aus Salzburg mit  dem Erwerb der errorderliehen Grundstücke im 
Ausmaß von insgesamt 25.694 m2. Diese standen bis dahin im Eigen­
tum von insgesamt rün f  Privatpersonen. 

Bezüglich der Finanzierung des G rundstlickskaurs traL das BMI an  
den Wiener Stadterweiterungsronds 1 2  heran. Nach Art. I I  der Sat­
zung 2006 verfolgte der Fonds den Zweck der Erweiterung der Inne­
ren Stadt von Wien mit Rücksicht aur  eine entsprechende Verh indung 
derselben mit  den Vorstädten. Mit Bescheid vom 27. November 2009 

genehmigte das ßMI eine Änderung der Satzung, wobei der Zweck 
des Fonds wie lalgt erweitert wurde: .. 1 . . . ) Darüber hinaus verlalgt 
der Fonds den Zweck der Förderung von baulichen Maßnah men in 
IOrderungswürdigen infrast rukturschwachen Regionen im sonstigen 
Bundesgebiet. Weiters verrolgt der Fonds den Zweck der Förderu ng 
von I nst i tut ionen und Projekten zum Wohle der Gescllschali und zur 
St;irkung des sozialen Friedens." 

Im Widerspruch dazu legte Art. IV Abs. I der Satzung weiterhin rest, 
dass das Fondsvermögen samt seiner Erträgnisse sowie der Erlös aus 
dessen Veräußerung zur Unterstützung oder Durchführung von IBau-) 

II Die Exi<;trllz eil.'''' Wil.'l1l'r Sladll.'rwcilcrungsfomls gründele sieh auf ein Kais<:rlic!lc.., I land­

�chr('ilwn vorn 20. DC71'll1bcr I ßS7 i1l1 den damaligl'l1 Jnllcnrninis!l'r, mit d('1l1 der Kah,er 

ilUS Anlass der bcnhsichligll.'l1 Erwcilenlllg der i nneren Stadt Wien lind ell'r damit Vl'r­

hundcllcn "AUnils<;ung drr Ultlwallun� lind Fonirlkat;onell der ill Iwrt'1l St"dC .,o wit' der 

Gr;ibt'n IHn di(";('lbc·· cinen Bauronds errichtc!!? 
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Projcklcn zu verwcnden iSl, wclche die Erhallung und Vcrschönerung 
der Innercn St;ldl Wiens helra l·cn. 

Zeilgleich mil den Vertriigen über den Grundstückserwerb schloss dcr 
vom BMI beauftragtc Zivillechniker mil dem Wiener Stadlcrwdlc­
rungsfonds einen Treuhandvenrag ab. in dem die Vert ragsparlner fest­
hiellen, dass der Erwerb nicht für eigene Rechnung des Zivillechni­
kers, sondern als Treuhänder für den Fonds stallfand. Der Fonds sollte 
ihm im Rahmcn seines gesetzmäßigen Wirkungskreises die fl llanzi­
eIlcn Mi lle! für den Kaufprcis und a l le Ncbenkostcn zur Vcrfügung 
stellen. Die Ausübung der Treuhandschaft sclbsl soi l le  unenigeil l ich 
sein.  Der Trcuhänder verpnichtete sich, dcn Namen des Treugcbcrs 
ohne dessen Zust immung nichl preiszugeben. Weiters leglen die Ver­
t ragsparteien fest ,  dass der Treuhändcr dem Fonds die Grundslücke 
zur Abtretung anhot, verbunden mil der Zust immung zur Verbüchc­
rung des Eigcntumsrechles zugunsten des Fonds. Der Fonds gab <Im 
6. Juni 201 1 eine Annahmccrklärung über die Abtret ung des Eigen­
I llmsrcchtes an ihn ab. Mit Beschluss vom 3 1 .  August 201 1 bewil­
l igte das Bezirksgericht Güssing die Einverleibung des Eigell lullls­
rechts für den Fonds. 

Das BMI beauftragte den Zivillechniker am 10. November 2009 wei­
lers mit der Planung eincr Erstaufnahmestelle sanll Erstel lung des 
gesamlen Einrcichkonvoluts und Beantragung der Bauhewi l ligung i n  
dcssen eigenem Namcn. Das BMI  ging von eincm Auftragswen von 
99.000 EUR exkl. USI, zuzüglich Kosten und Gebührcn im Rahmen des 
Bcwilligungsverfahrens, aus und w;ihl te den Weg dcr Dircklvcrg<lbe 
gcmäß § 4 1  Abs. 2 Z I BVergG (Dircktvergabe un tcr 100.000 EUR). 
Vergleichsangebolc hollc das BMI nicht ein. Angesichls ciner im 
Herbst 2009 bevorstehcndcn Novellierung dcs Burgcnländischcn 
Raumplanungsgesctzes, mil dcr für Erstaufnahmeslellen das Erlor­
dcrnis eincr Sonderwidmung im Rahmen des Flächcnwidmungsplanes 
eingeführt werdcn solltc, woll te das BMI die Genehmigung des Vor­
habcns jedenfalls noch vor diescr Gesetzesänderung erlangen. Der 
Auftrag an den Zivillechniker crfordcrte daher aus Sicht dcs BMI eine 
besonders vertraul ichc Behandlung. 

Mit Beschcid vom 1 8. Dczemhcr 2009 genehmigte dcr Bürgermcister 
der Gemeinde Ebcrau in seiner Eigenschafl als Bauhehärdc I . I nslanz 
die Erricillung der Erstaufnahmestclle. Die Bezirkshauptmannschaft 
Güssing crklärtc dicscn Bcscheid in ihrer Eigcnschafl als Gemcinde­
aufsichtsbehörde für nicht ig. Das BMI bcauflmgte daher den Zivil­
tcchniker - als Inhabcr der BilUbcwi l i igung - mil der Einbringung 
von Beschwerden gegen die ilufsichtsbehördlichc Ellischcidung beim 
VfG l l  und beim VwGl 1 .  Die Ausarbcitung der Beschwerdcn erfolgte 
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durch das BMI in Zusammenarheit mit  einer Rechtsanwaltskanzlei. 
Das BMI honorierte die diesbezüglichen Aufwendungen des Zivi l­
techn ikers mit  einem Betrag in Höhe von 3.000 EUR. 

Der VrGll lehnte die Behandlung der Beschwerde ab. Zur Zeit der 
Gebarungsübcrprüfung war das Verfahren beim VwGH an lüingig. 

Das BMI und der Wiener Stadterweiterungsfonds leisteten im Zusam­
menhang mit der beabSichtigten Errichtung einer _EASt Süd" in Eherau 
insgesamt folgende Ausgaben: 

Tabelle 4: Ausgaben des BMI und des Wiener Stadterweiterungsfonds 

Zahlungsgrund 

Ziviltechniker, Planung und Einreichung 

Ziviltechniker, Beauftragung zur Einbringung von Beschwerden an VfGH 
und VwGH 

Rechtsmittelverfahren (insb. Anwaltskosten und Gebühren) 

Gutachten (4) 

Sonstiges (z.B. Kommunikationsleistungen) 

Ausgaben SMI 

Grundstückserwerb inkl. Gebühren 

Rechtsleistungen (Notar, Rechtsanwalt) 

Honorar Treuhänder 

Ausgaben Wiener Stadterweiterungsfonds 

Gesamtausgaben 

Quellen: BMI. Wiener Stadterweiterungsfonds. RH 

Betrag in EUR 

117.421,50 

3.000,00 

6.140,00 

53.733,00 

41.933,98 

200.990,60 

6.293,86 

7.016,14 

222,228,48 

214.300,60 

436.529,08 

31.2 Der RH krit isierte, dass das ßMI nicht selbst in der Öffentl ichkeit in 
Erscheinung t "'t ,  sondern für den Erwerb von Grundstücken. l'ür 
die Erwirkung einer Baubewi l l igung und für die Durchführung von 
Beschwerdeverfahren vor den Höchstgerichten Auft riige treuhiinde­
risch an einen Zivi l techniker vergab. 

Bund 2 0 1 3/2 

Der RH krit isierte weiters. dass das BMI die Finanzierung <kr Grund­
stückskäufe im Wege des Wiener Stadterweiterungsfonds abwickeln 
ließ. der zu diesem Zweck ebenfalls ein Treuhandverh ii l t n is mit delll 
Ziviltechniker einging. 
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Die Aktiviüiten des Fonds waren nach Ansicht des R I I  von seinem 
ursprüngl ich festgelegten Zweck nicht gedeckt .  Die vom ßMI geneh­
migte Änderung der Satzung des Fonds im Novemher 2009. die den 
Erwerb der Grundstücke in Eberau ermöglichen sollte, stand mit  dem 
erkllirten Wi l len des Fondsgründers nicht im Eink lang. 

Auch in diesem Fal l  kritisiene der RH. dass das ßMI die Planungs­
leistungen ohne Einholung von Verglcichsangeboten vergehen hatte. 

Der R I I  empfahl dem ßMI sicherzustel len, dass es bei Wahrnehmung 
eigener Angelegenheiten i m  eigenen Namen auftritt und auf kosten­
intensive Treuhandlösungen verzichtet. 

31.3 Lalll SlellulIgllahllle des BMI sei I'S ZlI Begillll der SIalldortslleI,e 

Jür rille //Ieilere Ersla llJ,/Ollllleslelle ill/ SüdeIl ÖSll'rreiells illl Frii h ­

jahr 2009 1111 alle Gellleilldell ill deli südlicheIl Blllldesliilldem lIIil der 

Auf[ordl'rLllIg, siell ZlI bl'//Ierbell, herall{Jelrelell IIIId SOlllil illl eigellell 

Nalllell allfgl'lrelell. Ersl Ilurell deli Geselzesbeschluss drs Burgell­

IiilldischclI Lalldlags 110111 29. 10.2009, lIIil dl'lII klar LIIIII Ausdrllck 

gebrachl //lordeIl sei, dass das Lalld Bllrgelliallfi elll{JrgclI IlclII /ler­

Jassllllgsrech Iliell I'era IIkerlell Berücksielll igllllg5gebol bz //I. Torpl'd ie­

rUlIgsllerbol eille rallll/Ordllu llgsrechllielle Regelllllg dalll II111Lell habe 

//10111'11, die Errielllllllg eiller ErsIflIlJllalllll('slelll' per SI' ZlI I'l'rhilldem, 

ohlle dass dies rtllllllordllll llgsrechlliell gebolell //liire, halJe siell die 

A llsgallgslage geiillflerl. 111 der kOllkrelell Silllalioll sei es daher ab 

diesellI Zeilpllllkl jedl'lIJalls gebolell gewesell. Sl'ill'1I5 des 13MI lIichl 

/lleiler illl eigellell Nall/ell a llJZlIlrelell, lUII/al SOIlSI die Errichlll llg 

eill('r Ersla llJllalllnes/elle seitells des Lalldes lIIil alleIl - I W  eil r,ICf­

ßIS5l/llgs-)reelltliell bcdellklielll'lI - Miflelll /lerh illdcrt //lordeIl I"iire. 

Die weilcre A b//licklllllg über eillCII Treu/liilldl'r habe siell daher als 

1I0l//ll'IIdig 1II1d zweckllliißig er//liesell. Die Verpj1ic/l lullg Lllr Scha
f
­

JII lIg /1011 Vorsorgekapaziliilell illl Bereich der Gn/lllll 'ersorgllllg ergebe 

sich dariiber /,illalls allS A rt. ] Abs. 4 der GrLllldl'ersorgllllgsl'erl'ill­

ba rLI IIg. //Ielche gellliiß Arl. 1 5a B - VG zwischell delll BUIIII III/{I alIeIl 

11 eil 11 Bll lllfesliil/{iem z u r  gell/eillsamell GrLllldl'ersorgllll{1 j1ir /lilJs­

ulld sclwlLbedürflige FreIlIde ab{Jl'schlossell //lordeIl sei. 

Du rch die Fillallziertillg der GrllllllslückskiillJe über dCII Wil'lIl'r Sladl­

erweill'nl llgsJollds sei die Belasllll/!J des öf[elll/icllell Ilallshalts spiir­

bar ,'errillgl'rl wordell, LII/lwl Jür deli GrtllldsliickskallJ keille 13/ld{JI'I­

lIIillel Iier//lelldel /VerdelI hiillell IIIÜssell. A llch hier sei llil' Wahl der 

Trl'lIlllll/dschafl allS deli obell bescltriebl'IIcII GriilldclI l/ilillgl'lIfl IIölig 

gC/IIesl'lI, 11111 die Grulldsliickl' iiber/wllpl kfll({ell 111 köllllell. 
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Vergabepraxis 

Bund 2 0 1 3/ 2  

Vergabepraxis i m  BMI 
mit Schwerpunkt Digitalfunk 

Lallt StellLlIIgllahme des BMI wiirell dir /10m Wieller SlfIdterllicite­

rtlllgsJollds 2009 {llIrchgeJühne alzlIlIl!siillderlillg IIl1d die damit I'er­

blllldelle Erweiterullg des FOlldszwecks ,'or dem l Iilltcrgwlld eiller 

A llpasslIlIg {/lI die Reillitiitell des 2 / .  JahrhLllldens e�rolgt. Eille 

allthclI/ische Ill/erpretatioll ries Wollells des FOllds!lrii llders allS / 8 5 7  

sci im 2 1 .  JahrllLllldert lIicllt mehr möglich gewesclI. Daher sei eillr 

Modertlisiertlllil IIl1d Weiterell/wicklLllIg der SatwlIg IIl1d illsbesoll­

dere des FOlldszl/lecks erfolgt. 

llim Kritikplillkt der !I/lferbliebellell EillhoILlIIg /'011 Vergleichsallge­

bOIeIl Jür die Plallllllgsleistllllgell sei JCStLlllwIICII. dllss allfgrlllld der 

G röße des Objekts L/lld {Ier sehr kllrzell leilspall/I<' bis wr Eillrei­

cllIIlIg dcr Plalllllll!sllllferlllgclI bei {Ier ZIIsliilllligell Ballbehördc 1'011 

welliger nls acht WocheIl trotz illtellsiller SlIche IIlIr eill Plallllllgs­

tenm !I�rlllldell werdelI habe kÖllllell, das leit/ich ill der Lage gel/le­

seil wiirc, diese PIIl/lIl11gsleistllllg III übertlehll/cll. Vcrgleicllsalll!ebote 

hättell daher Ilicht eillgellOlt I/IcrdclI kÖllllell. 

Die EmU!'chILlIIg. dass das BMI bei Wahmcll/llll llg cigcller AlIgclegclI­

IlcitclI illl eigellclI Namell ll llji rilf L/lld lIlIJ kostellilltclIsillC TrclIlllIlld­

Iösllllgell /lerzicll fel, werde IIl11geselzt. Der kOllkrele FlIlI, der dieser 

ElllpJeltlllllg wgrtlllde liege. sei eill EillZelJlIlI, der lIlISlIllll/lISlllcise lIliS 

zl/lilll!ClldclI GrÜ lldclI eille TrelllllllldlöslIlIg crfordert habc. 

3 1.4 Der R I I  verblich bei seiner Ansicht, dass die Änderung der Satzung 
des Wiener Stadterweiterungsfonds nicht mit  dem vom Gründer sei­
nerzeit festgelegten Fondszweck im Einklang stand. 

Hinsichtlich der Vergabe der Planungsleislung verwies der R I I  daraur. 
dass der Zei ldruck eine Folge der vom ßMI gewiihlten Vorgangs­
weise war. 
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Abschnitt 2 - Projekt ADONIS 

Bericht des Rech­

nungshofes 2004 

32 Der RH führte von Dezcmber 2003 bis Jänner 2004 aur Antrag meh­
rerer Abgeordneter genüiß § 99 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die 
Geschärtsordnung des Nationalrates ! ) eine Gebarungsüberprürung 
hinsichtl ich des Vorgangs der Ausschreibung, Vergabe, Abwick lung 
und Errichtung des bundesweiten Behördenrunknetzes ADONIS durch. 
Die Überprürung umrasste den Zeitraum ab Februar 2000 bis zur Ver­
tragsau nösung im Jun i  2003. I n  Folge wird der i n  der Reihe Bund 
2004/5 dazu veröfrentl ichte Bericht als Vorbericht bezeichnet. 

Chronologische 

Darstellung 

33 Die nachstehcnde Aurstel lung gibt einen Überblick über die wesent­
l ichen Ereignisse im Projekt ADONIS ab Jun i  2003 (Vertragsaunö­
sung) bis Juli 2007 : 

Tabelle 5: Chronologie 

2003 

Juni Durchführung eines Streitbeilegungsverfahrens zur Klärung der Meinungsverschiedenheiten 
zwischen master-talk und dem BMI 

Besprechung im BMI hinsichtlich einer möglichen Vertragsauflösung 

Auflösung des ADONIS-Vertrags durch master-talk und durch das BMI am gleichen Tag 

Oktober Lösungsvorschlag und Angebot zur Weiterführung des ADONIS-Projekts von master-talk 

November 
Weiteres Angebot von master-talk; Einholung vergaberechtlicher Stellungnahmen dazu 
durch das BMI 

Dezember Ablehnung des Angebots von master-talk durch das BM! 

2004 Schiedsgerichtliches Verfahren 

März Schreiben von master-talk an das BMI hin­
sichtlich einer möglichen Verwertung von 
Vermögensgegenständen 

Juni Beginn des Abbaus technischer Anlagen und 
Verwertung von Geräten durch master-talk 

1 1  BGß!. Nr. 410/1975 Ld.g.F. 

96 

Feststellungsverfahren vor dem 
Handelsgericht Wien 

Bund 2013/2 

III-15 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)100 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)




